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Liebe Leserinnen, liebe Leser,

seit einem Jahr darf ich Sie an dieser Stelle zu den 
Monatsberichten des BMF begrüßen, mit denen 
wir unsere politischen Positionen sowie haus-
halts-, finanz- und steuerpolitische Expertisen 
vorstellen. Das vergangene war ein ereignisreiches 
Jahr: Die globale Pandemie war noch nicht über-
wunden, da zerstörte der russische Angriffskrieg 
die sicher geglaubte Gewissheit von Frieden und 
Freiheit in Europa. Neben der Sorge um die Stabili-
tät unseres Kontinents hat der Krieg auch die Infla-
tion befeuert, die wiederum erhebliche Belastun-
gen mit sich bringt.

Auf diese multiplen Krisen hat das BMF ebenso 
entschlossen wie umsichtig reagiert. Mithilfe ei-
nes 100 Mrd. Euro umfassenden Sondervermögens 
für die Bundeswehr haben wir die jahrelange Ver-
nachlässigung unserer Streitkräfte beendet. Zwei 
Sanktionsdurchsetzungsgesetze haben die Ent-
schlossenheit unseres Rechtsstaats bewiesen. Da-
mit sorgen wir insbesondere dafür, dass die Nutz-
nießer und Unterstützer Russlands ihre Profite 
nicht in der Freiheit unserer Demokratie genie-
ßen und ausgeben können. Unter der deutschen 
G7-Präsidentschaft haben wir im internationalen 
Kreis außerdem umfängliche Finanzhilfen zur Un-
terstützung der Ukraine organisiert und gleich-
zeitig als Industriestaaten durch das Vorantreiben 

des Common Framework for Debt Treatment Ver-
antwortung gegenüber den Entwicklungsländern 
übernommen.

Vor allem aber haben wir die Menschen und Be-
triebe in unserem Land umfangreich entlastet. Die 
Folgen der kriegs- und krisenbedingten Preisstei-
gerungen haben wir mit inzwischen drei Entlas-
tungspaketen gedämpft  – im Gesamtumfang von 
100 Mrd. Euro. Mithilfe des Inflationsausgleichsge-
setzes gleichen wir die kalte Progression vollstän-
dig aus. So verhindern wir, dass es im Windschat-
ten von Inflation und Preissteigerungen auch noch 
zu Steuererhöhungen kommt. Durch den Abwehr-
schirm gegen die wirtschaftlichen Folgen des rus-
sischen Angriffskriegs, der u. a. die beschlossenen 
Bremsen für die Strom- und Gaspreise umfasst, 
schützen wir zahlreiche, ganz unterschiedliche 
Existenzen im Land.

Trotz der vielfältigen Krisen investieren wir auch 
weiter in die Zukunft – und das auf Rekordniveau. 
Der Bundeshaushalt  2023 sieht so viele Investiti-
onsmittel vor wie kaum ein anderer vor ihm. Denn 
Krisen machen die Modernisierung unseres Lan-
des nicht obsolet, sondern nur dringlicher. Deshalb 
haben wir auch im nächsten Jahr wieder Großes 
vor: Wir werden die Sozialsysteme über die Akti-
enrente und das Bürgergeld modernisieren und 
so stabilisieren. Den Finanzstandort Deutschland 
stärken wir u. a. durch das Zukunftsfinanzierungs-
gesetz. Mit der Einrichtung eines Bundesfinanz-
kriminalamts sowie der Implementierung der in-
ternational vereinbarten, globalen Mindeststeuer 
gehen wir wichtige Schritte in Richtung Steuerge-
rechtigkeit und bekämpfen kriminelles Finanzge-
baren noch effektiver.

Konsequentes Haushalten hat dabei für uns weiter-
hin oberste Priorität. Deshalb halten wir ab 2023, 
nach den Jahren der pandemiebedingten Ausnah-
men, endlich wieder die grundgesetzlich vorge-
schriebene Schuldenbremse ein. Das ist ein wichti-
ger Beitrag zur Generationengerechtigkeit.
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Gerne halte ich Sie über all das und noch viel mehr 
auch im nächsten Jahr mit unseren Monatsberich-
ten auf dem Laufenden. Zuvor wünsche ich Ihnen 
geruhsame Feiertage im Kreise Ihrer Liebsten und 
einen guten Start in das neue Jahr. Möge dieser Mo-
natsbericht Ihnen dabei eine informative Beglei-
tung sein.

Ihr	  
 
 
  
Steffen Saebisch	  
Staatssekretär im Bundesministerium der Finanzen
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2022: Ein Jahr der gemeisterten 
Herausforderungen

	● Das BMF blickt auf ein arbeitsintensives Jahr zurück: 2022 war ein Jahr der großen Herausfor-
derungen, denen mit entschlossenen Maßnahmen schlagkräftig und effektiv begegnet werden 
konnte.

	● Prioritäten in diesem Jahr waren, neben der Antwort auf den russischen Angriffskrieg und der 
damit verbundenen Notwendigkeit, die Wirtschaft zu stabilisieren, die Aufstellung des Bundes-
haushalts 2023 mit Rückkehr zur regulären Kreditobergrenze der Schuldenbremse, die Moder-
nisierung der Finanzmärkte und Stärkung von Start-ups, die Vereinfachung und Digitalisierung 
des Steuersystems sowie die Bekämpfung der Finanzkriminalität. Ein weiterer Schwerpunkt 
waren verstärkte Maßnahmen zur Übernahme von Verantwortung auf internationaler Ebene, 
beispielsweise mit der deutschen Präsidentschaft der G7.

	● Das Jahr in Zahlen: Das BMF hat 84 Kabinettvorhaben eingebracht, 25 Gesetzentwürfe in Feder-
führung begleitet, 15 Verordnungen erlassen, an 12 Treffen der EU-Finanzministerinnen und 
-minister (ECOFIN) sowie an sechs Treffen im Kreis der G7-Finanzministerinnen und -minister 
teilgenommen.

Das Jahr 2022 markiert mit dem Angriff Russlands 
auf die Ukraine einen tiefen Einschnitt auch für 
die deutsche Politik. Auf die politische wie öko-
nomische Zeitenwende hat die Finanzpolitik ent-
schlossen reagiert. Deutschland hat zur Unterstüt-
zung der Ukraine und zur Stärkung der deutschen 
Verteidigungskraft mit seinen europäischen Part-
nern Sanktionen u. a. gegen russische Banken und 
Oligarchen umgesetzt, im Rahmen der deutschen 
G7-Präsidentschaft die internationale Hilfe für die 
Ukraine koordiniert, ein Sondervermögen zur Er-
tüchtigung der Bundeswehr auf den Weg gebracht 
und auch die Ukraine selbst ganz konkret durch Fi-
nanzhilfen, Material und Waffen unterstützt.

Um die wirtschaftlichen Belastungen aus dem rus-
sischen Angriffskrieg und insbesondere der ho-
hen Inflation abzufedern, wurden Bürgerinnen 
und Bürger sowie Betriebe in einem in der Ge-
schichte der Bundesrepublik beispiellosen Umfang 
entlastet.

Zugleich hat die Finanzpolitik in diesem Jahr wich-
tige Impulse für die Modernisierung unseres Lan-
des gesetzt: Zukunftsinvestitionen auf Rekordni-
veau, Vereinfachungen im Steuersystem und erste 
Schritte zu einem wettbewerbsfähigeren Finanz-
standort. Das Belastungsmoratorium steht, und 
weitere Maßnahmen zur Stärkung der Wettbe-
werbsfähigkeit der deutschen Volkswirtschaft sind 
in Arbeit. Trotz Rekordinvestitionen und massiven 
Entlastungen ist mit dem Haushalt 2023 die Rück-
kehr zur regulären Kreditobergrenze der Schulden-
bremse gelungen  – so bleibt Deutschland auch in 
Zukunft handlungsfähig.

Entschlossene Antwort auf 
den russischen Angriffskrieg

Mit großer Entschlossenheit hat Deutschland auf 
den russischen Angriffskrieg gegen die Ukraine re-
agiert. Die Bundesregierung ertüchtigt die Bundes-
wehr zusätzlich mit einem Sondervermögen Bun-
deswehr von 100 Mrd. Euro.

8



Jahresbilanz 2022 BMF-Monatsbericht 
Dezember 2022

Sc
hl

ag
lic

ht

2022: Ein Jahr der gemeisterten Herausforderungen

Daneben hat Deutschland gemeinsam mit seinen 
europäischen und internationalen Partnern um-
fassende Sanktionen u.  a. gegen russische Banken 
und Oligarchen verhängt. Auf nationaler Ebene hat 
die Bundesregierung zwei wichtige Gesetze ange-
stoßen, mit denen die Sanktionsdurchsetzung in 
Deutschland erheblich verbessert wird (Sanktions-
durchsetzungsgesetz  I und  II). Mit dem Katastro-
phenerlass Ukrainehilfe steht Deutschland den Ge-
schädigten des Kriegs auch steuerlich bei. Zudem 
hat sich Deutschland auf europäischer und inter-
nationaler Ebene für die finanzielle Unterstützung 
der Ukraine eingesetzt. Darüber hinaus unterstützt 
Deutschland die Ukraine auch direkt durch Materi-
allieferungen, Waffen, Ausbildung und Finanzmit-
teln zur Ertüchtigung der ukrainischen Streitkräfte.

Zielgerichtete Entlastungen 
und Stoßdämpfer für die 
Wirtschaft

Die Finanzpolitik der Bundesregierung steht auch 
bezüglich der ökonomischen Folgen aus dem rus-
sischen Angriffskrieg im Dienste der Menschen. 
Die gestiegenen Preise, insbesondere für Energie 
und Lebensmittel, bedeuten eine erhebliche Belas-
tung für die Menschen in Deutschland. Sie bremsen 
Wachstum und Fortschritt. Daher hat die Bundes-
regierung Bürgerinnen und Bürger mit insgesamt 
drei Entlastungspaketen unterstützt, beispielsweise 
mit Energiepreispauschalen für steuerpflichtige 
Erwerbstätige, Rentnerinnen und Rentner sowie 
Studierende. Um die Belastungen aus den hohen 
Preissteigerungen abzumildern, soll mit dem Infla-
tionsausgleichsgesetz vermieden werden, dass in-
flationsbedingte Mehreinnahmen bei der Einkom-
mensbesteuerung entstehen. Insgesamt beziffert 
sich das Entlastungsvolumen des Inflationsaus-
gleichsgesetzes auf 50,4  Mrd.  Euro in den Jah-
ren 2023/24. Davon profitieren insgesamt 48 Milli-
onen Menschen.

Auch die Unternehmen wurden spürbar entlas-
tet. Die Bundesregierung hat befristete Unter-
stützungsmaßnahmen für besonders betroffene 

Unternehmen als Stoßdämpfer für die Wirtschaft 
beschlossen und u. a. den Spitzenausgleich verlän-
gert, damit die gestiegenen Energiepreise nicht ir-
reversible Strukturbrüche in der Wirtschaft verur-
sachen. Schließlich hat die Bundesregierung einen 
wirtschaftlichen Abwehrschirm einschließlich 
Strom- und Gaspreisbremse aufgespannt.

Öffentliche Finanzen auf 
soliden Pfad zurückführen

Nach den Ausnahmen aufgrund der Corona-Pan-
demie und des Angriffs Russlands auf die Ukraine 
kehrt die Bundesregierung mit dem Haushalt 2023 
zur Regelgrenze der Schuldenbremse des Grundge-
setzes zurück. Dabei werden klare Prioritäten ge-
setzt: Impulse für eine nachhaltige wirtschaftliche 
Erholung müssen Vorrang haben.

Gleichzeitig investiert die Bundesregierung in die 
Zukunft Deutschlands. Der Bundeshaushalt  2023 
ermöglicht öffentliche Investitionen auf Rekordni-
veau. Der Klima- und Transformationsfonds sieht 
in den Jahren 2022 bis 2026 über 200 Mrd. Euro an 
Programmausgaben vor, damit insbesondere In-
vestitionen in den Klimaschutz, die aufgrund der 
Corona-Pandemie unterblieben sind, nachgeholt 
werden können.

Auch in den kommenden Jahren gilt, dass – wie im 
Koalitionsvertrag vorgesehen – eine strikte Priori-
sierung von Aufgaben und Ausgaben erforderlich 
ist, um die haushalts- und finanzpolitischen He
rausforderungen weiter erfolgreich zu bewältigen.

Finanzmärkte modernisieren, 
Start-ups stärken, 
Kapitaldeckung in der Rente 
einleiten

Deutschland soll zu einem führenden Standort für 
Start-ups und Wachstumsunternehmen und die 
Aktienkultur im Land soll stärker werden. Ein wich-
tiger Schritt ist hierbei – insbesondere gemeinsam 
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mit Frankreich  – mit der European Tech Cham-
pions Initiative gelungen. Mit der Initiative unter-
stützen Deutschland und Frankreich sowie wei-
tere EU-Mitgliedsstaaten und die EIB-Gruppe die 
Gründung europäischer großvolumiger Fonds für 
die späten Finanzierungsphasen. Deutschland und 
Frankreich haben dafür jeweils 1 Mrd. Euro in ei-
nen Dachfonds beim Europäischen Investitions-
fonds überführt.

Das BMF arbeitet an einem Zukunftsfinanzie-
rungsgesetz, das die Leistungsfähigkeit des deut-
schen Kapitalmarkts und die Attraktivität des 
deutschen Finanzstandorts stärken wird. Mit der 
Aktienrente bereitet das BMF den Aufbau eines Ka-
pitalstocks in der gesetzlichen Altersvorsorge und 
damit eine Entlastung des Rentensystems vor. Im 
Haushalt 2023 sind bereits 10 Mrd. Euro für die Fi-
nanzierung vorgesehen.

Für ein einfaches und digitales 
Steuersystem

Das BMF hat erste Schritte unternommen, um das 
Steuerrecht zu vereinfachen und digitaler zu gestal-
ten. So wird beispielsweise mit dem Jahressteuerge-
setz 2022 die Homeoffice-Pauschale entfristet und 
verbessert. Zugleich werden der Sparer-Pausch
betrag und der Arbeitnehmer-Pauschbetrag so 
stark erhöht wie kaum je zuvor. Durch die Moder-
nisierung des Verfahrensrechts macht das BMF Be-
triebsprüfungen schneller und effizienter.

Die Finanzpolitik leistet auch einen Beitrag zur 
Energiewende. So hat das BMF steuerliche Inves-
titionsanreize für eine klimagerechte Neubauof-
fensive geschaffen und fördert private Fotovoltaik-
anlagen, für die künftig keine Umsatzsteuer mehr 
fällig wird. Mit der Ertragsteuerbefreiung und der 
damit verbundenen Abschaffung von Steuererklä-
rungspflichten für bestimmte Fotovoltaikanlagen 
insbesondere auf dem Eigenheim wird Solarener-
gie attraktiver.

Schließlich wurden die rechtlichen Grundlagen ge-
schaffen, um öffentliche Leistungen (wie z.  B. ein 

mögliches Klimageld) künftig direkt, unbürokra-
tisch und missbrauchssicher an die Bürgerinnen 
und Bürger auszahlen zu können.

Europa voranbringen

Im Herbst 2022 hat die Europäische Kommission in 
einer Mitteilung Vorschläge zur Reform des Stabili-
täts- und Wachstumspakts vorgelegt. Deutschland 
setzt sich in der Reformdiskussion dafür ein, dass 
der Erhalt der Schuldentragfähigkeit in allen Län-
dern das Kernziel der Fiskalregeln bleibt. Der Pakt 
hat in der Krise Flexibilität bewiesen. Die Durchset-
zung des Regelwerks sollte durch einfachere und 
transparentere Regeln verbessert werden.

Daneben wurden im Jahr 2022 auch andere finanz-
politische Dossiers intensiv verhandelt. Dabei hat 
Deutschland u. a. die Umsetzung der international 
vereinbarten Regeln für die Banken (Basel III) und 
eine stärkere Bekämpfung der Geldwäsche unter-
stützt. Die geplante EU-Geldwäschebehörde AMLA 
soll ein starkes Mandat erhalten. Deutschland setzt 
sich für einen Sitz der Behörde in Frankfurt am 
Main ein.

In der Diskussion um die Nachfolge des geschäfts-
führenden Direktors des Europäischen Stabilitäts-
mechanismus (ESM) Klaus Regling konnte sich 
mit dem Luxemburger Pierre Gramegna der von 
Deutschland präferierte Kandidat durchsetzen. Der 
neue Managing Director des ESM hat sein Amt am 
1. Dezember 2022 für fünf Jahre angetreten.

Internationale Solidarität

Im Rahmen der deutschen G7-Präsidentschaft hat 
Deutschland die internationale Unterstützung für 
die Ukraine erfolgreich koordiniert. So wurden be-
reits Hilfen von mehr als 33  Mrd.  US-Dollar mo-
bilisiert. Eine verlässliche Unterstützung auch im 
Jahr 2023 ist in Arbeit. Auf europäischer Ebene setzt 
sich Deutschland ebenfalls für die Ukraine ein und 
hat  2022 seinen Beitrag zu Makrofinanzhilfen der 
Europäischen Union in Höhe von 7,2  Mrd.  Euro 

10



Jahresbilanz 2022 BMF-Monatsbericht 
Dezember 2022

Sc
hl

ag
lic

ht

2022: Ein Jahr der gemeisterten Herausforderungen

geleistet. Eine politische Einigung über weitere 
18 Mrd. Euro im nächsten Jahr wurde bereits erzielt.

Neben der Ukraine unterstützt die Bundesregie-
rung auch überschuldete Entwicklungsländer auf 
ihrem Weg in eine Zukunft zu tragfähigen Finan-
zen. Dafür macht sich das BMF auf internationa-
ler Ebene im Pariser Club stark, für den das BMF 
in der Bundesregierung die Federführung über-
nommen hat. Im Rahmen der deutschen G7-Prä-
sidentschaft hat Deutschland den internationalen 
Rahmen für den Umgang mit überschuldeten Län-
dern (Common Framework for Debt Treatment) 
vorangebracht. Zudem fand unter deutschem Vor-
sitz erstmals ein Treffen zwischen afrikanischen 
Finanzministerinnen und -ministern und den 
G7-Staaten statt, um die Strategie zur Schuldenre
strukturierung gemeinsam zu diskutieren.

Schließlich hat die Bundesregierung am 10.  Sep-
tember 2022 der Unterzeichnung des Luxemburger 
Abkommens vor 70 Jahren zwischen Deutschland, 
Israel und der Jewish Claims Conference gedacht, 
mit dem ein wichtiger Beitrag zur deutschen Wie-
dergutmachung geleistet wurde.

Effektivere Bekämpfung 
der Finanzkriminalität und 
Sanktionsdurchsetzung

Das BMF will insbesondere die Bekämpfung von 
internationaler bedeutsamer Finanzkriminali-
tät effektiver gestalten. Dazu hat das BMF eine 

strukturelle Neuordnung der Bekämpfung ange-
stoßen. Dabei berücksichtigt es auch die Empfeh-
lungen aus der jüngsten Prüfung der Financial Ac-
tion Task Force. Zukünftig soll die Bekämpfung 
von derartiger Geldwäsche unter dem Dach einer 
neuen Bundesbehörde vereint, neu geordnet und 
dadurch schlagkräftiger werden. Ein neues Amt für 
komplexe Finanzermittlungen, eine gestärkte Fi-
nancial Intelligence Unit, bei der die Geldwäsche-
meldungen analysiert werden und die Grundlagen 
für weitere Ermittlungen bietet, sowie eine neue 
Zentralstelle für Geldwäscheaufsicht sollen für eine 
bessere digitale Vernetzung und effektiveres Arbei-
ten sorgen. Finanzkriminalität soll in Deutschland 
keine Zukunft mehr haben.

Fazit und Ausblick

Auch das Jahr  2022 war von großen Herausfor-
derungen geprägt. Der russische Angriff auf die 
Ukraine seit dem 24.  Februar  2022 brachte, wie 
Bundeskanzler Olaf Scholz es formulierte, eine Zei-
tenwende mit sich. Die vielen Änderungen, die der 
Krieg erforderte, von Hilfen für die Ukraine bis zu 
Energiepreisbremsen für die Menschen und Be-
triebe in Deutschland, wurden mit großer Ent-
schlossenheit schnell umgesetzt. Daneben konn-
ten, trotz der teils krisenhaften Entwicklungen auf 
internationaler Ebene, erste gute Schritte in Rich-
tung Modernisierung, Digitalisierung und Stärkung 
von nachhaltig tragfähigen Staatsfinanzen aus der 
Krise heraus gemacht werden. Damit geht das BMF 
zuversichtlich und anpackend in das Jahr 2023.
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Im Interview: Bundesfinanzminister Christian 
Lindner

Ein Jahr Bundesfinanz
minister – haben sich Ihre 
Erwartungen erfüllt? Wie hat 
sich Ihr Blick auf dieses Amt 
im Laufe des Jahres verändert?

Meine Erwartungen an die Professionalität, das 
Engagement und die Kompetenz der Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter des BMF sind weit über-
troffen worden. Es war ein Jahr, in dem äußere 

Entwicklungen im Grunde jede politische Planung 
überrollt haben. Wir waren zu weit überwiegen-
den Anteilen im Modus der Krisenreaktion. Das al-
les hat von uns viel abverlangt und ich bin äußerst 
dankbar, dass es gelungen ist, so viele Vorhaben in 
so kurzer Zeit in so großer politischer und ökono-
mischer Dimension auch umzusetzen. Das war nur 
möglich durch die vielen Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter, die weit mehr als nur ihre Pflicht ge-
tan haben.

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Bundesfinanzminister Christian Lindner 
© Bundesministerium der Finanzen/photothek

12



Jahresbilanz 2022 BMF-Monatsbericht 
Dezember 2022

Sc
hl

ag
lic

ht

Im Interview: Bundesfinanzminister Christian Lindner

Ziehen wir eine erste Bilanz: 
Was waren Ihre größten 
Erfolge im vergangenen Jahr? 
Gab es auch Misserfolge?

Ich bin gewiss nicht stolz darauf, dass wir im Mo-
ment viele Schulden machen müssen. Aber wir be-
finden uns in einem Energiekrieg, der besondere 
Reaktionen notwendig macht. Wir müssen die 
Strom- und Gaspreisbremse finanzieren, um Men-
schen und Betriebe vor einer Überforderung zu 
schützen. Es gibt enormen Nachholbedarf bei der 
Bundeswehr, der jetzt schnell geschlossen werden 
muss. Außerdem hatten wir im Jahr  2022 ja auch 
noch zu tun mit den Folgen der Corona-Pandemie.

Es ist ein sehr langjähriges Anliegen von mir gewe-
sen, für unsere Landes- und Bündnisverteidigung 
und die Rückenstärkung der Soldatinnen und Sol-
daten angemessene Mittel bereitzustellen. Mit dem 
Sondervermögen gelingt das jetzt. Dieses Instru-
ment ist auch hier im Haus erdacht worden. Andere 
haben ja spekuliert über Steuererhöhungen bezie-
hungsweise über einen Solidaritätszuschlag oder 
über einen nicht in der Verfassung abgesicherten 
Fonds für die Bundeswehr. Das im Grundgesetz zu 
verankern, um dadurch auch zugleich die Schul-
denbremse für alle anderen Vorhaben nochmals zu 
bestätigen – das ist gewiss ein Erfolg dieses Hauses 
gewesen.

Und es kommt hinzu, woran kaum jemand, mögli-
cherweise auch nicht hier im Haus, geglaubt hätte: 
dass wir das Inflationsausgleichsgesetz mit dem 
vollständigen Abbau der kalten Progression durch 
Bundestag und Bundesrat bekommen würden.

Wann und wie wurde Ihnen 
bewusst, dass der Bund 
als Folge des russischen 
Angriffskriegs gegen 
die Ukraine dreistellige 
Milliardenbeträge an neuen 
Schulden aufnehmen muss? 
Werden wir die hohen 
Schulden wieder zurückführen 
können?

Da gibt es ja zwei Einschnitte, die ein Handeln er-
forderten. Einmal der Beginn des Angriffskriegs 
selbst, auf dessen unmittelbare Folgen wir mit dem 
Ergänzungshaushalt für das Jahr 2022 reagiert ha-
ben, und dann, nach der Sabotage der Energiein-
frastruktur in der Ostsee, ein zweiter Einschnitt, 
als klar wurde, was die Stunde geschlagen hatte. 
Beide Male mussten erhebliche Mittel aufgewen-
det werden.

Ich nehme nicht gerne neue Schulden auf. Ich bin 
aber der vollen Überzeugung, dass wir entschieden 
auf die Folgen des Kriegs reagieren müssen, um un-
sere wirtschaftliche Substanz zu bewahren. Sonst 
wäre der langfristige wirtschaftliche Schaden für 
unser Land größer als die Belastung durch die ak-
tuellen Schulden. Abgesehen von den unmittel-
baren Krisenmaßnahmen ist es unsere Absicht, zu 
einer dauerhaft stabilen Finanzpolitik zurückzu-
kehren. Wenn der Ausstieg aus diesen Krisenmaß-
nahmen gelingt, dann werden wir schon zum Ende 
dieses und zum Anfang des nächsten Jahrzehnts 
eine deutliche Reduzierung der gesamtstaatlichen 
Verschuldung sehen. Es sind Milliardenbeträge  – 
gemessen aber an einer bald 4  Bio.  Euro großen 
Volkswirtschaft sind das immer noch tragfähige 
Kredite, wenn wir sie nicht auf Dauer aufnehmen, 
sondern nur während der Krise, und wenn wir auch 
einen möglicherweise höheren Wachstumspfad 
der Volkswirtschaft wieder erschließen können. 
Daran arbeiten wir hier im Haus, zum Beispiel mit 
der Super-AfA beziehungsweise Investitionsprä-
mie, mit der wir in Kürze die wirtschaftliche Ent-
wicklung dynamisieren wollen.
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Wie können wir trotz der multi
plen Krisen – Ukraine-Krieg, 
Inflation, Corona, Migration, 
Klima – Deutschland fit für die 
Zukunft machen?

Wir haben mit dem Zukunftsfinanzierungsge-
setz Ideen vorgestellt, die im nächsten Jahr in die 
Gesetzgebung kommen sollen und mehr priva-
tes Kapital und mehr Innovation an den Kapital-
märkten ermöglichen. Wir können über das Steu-
errecht als eines der zentralen Instrumente, um 
wirtschaftliche Wettbewerbsfähigkeit und Dyna-
mik zu verstärken, ebenfalls Impulse setzen. Wir 
haben natürlich auch die Aufgabe, Investitionen 
in Infrastruktur und Digitalisierung zu stärken, die 
wir über den Bundeshaushalt erreichen können. 
Ich glaube, dass das Ambitionsniveau hinsichtlich 
der Erneuerung unseres Landes in den Haushalten 
der nächsten Jahre noch weiter gesteigert werden 
sollte. Wir haben bereits sehr hohe Investitionen. 
Wir haben mit dem Klima- und Transformations-
fonds weitere Milliarden Euro an Programmausga-
ben in diesen transformativen Bereich geplant. Wir 
sollten darauf schauen, wie wir einen noch größe-
ren Hebel bei den Ausgaben erreichen – nicht un-
bedingt mehr Milliarden Euro auf den Tisch legen, 
aber noch mehr Wirkung erzielen.

Wo sehen Sie Deutschlands 
Rolle in Europa und in der 
Welt?

Deutsche globale Politik muss immer eingebunden 
sein in eine europäische Perspektive. Nach meiner 
Grundüberzeugung gibt es keine isolierte deutsche 
internationale Politik, sondern sie wird immer ein-
bezogen sein in Europa und muss die europäischen 
Partnerinnen und Partner mitberücksichtigen. Da-
mit kommt uns aber innerhalb Europas eine wich-
tige Rolle zu, Gemeinsamkeiten zu erreichen und 
zu ermöglichen, dass Europa möglichst geschlos-
sen auf der internationalen Bühne seine Werte und 
Interessen vertritt. Wir haben eine klare transat-
lantische Orientierung, aber nicht alle Interessen 
sind deckungsgleich mit denen der USA. Deshalb 
kommt es schon auf eine einheitliche europäische 
Stimme an.

Bezogen auf das BMF war es ein besonderes Jahr, 
weil wir die Präsidentschaft im Finance Track 
der  G7 innehatten. Das hat viel Arbeit erfordert, 
aber wir haben auch vorzeigbare Ergebnisse er-
zielt bei der Finanzierung der Ukraine, bei weite-
ren Bemühungen der internationalen Klimapolitik 
und auch beim Umgang mit der Verschuldung der 
Welt. Es ist mehr als nur eine Fußnote, dass die Ko-
ordination des Pariser Clubs jetzt, nach vielen, vie-
len Jahren, aus dem Bundeswirtschaftsministerium 
ins BMF gekommen ist. Das erlaubt uns, in dem Be-
reich zusätzliche Schritte zu machen. Das war mir 
ein Anliegen, und das ist etwas, das bleibt.

14



Analysen und Berichte

Analysen 
und Berichte

Gedenkjahr der Wiedergutmachung 2022	 16

Drittes Franco-German Fiscal Policy Seminar	 24

Das „grüne“ Liegenschaftsvermögen des Bundes – Bundesforst als Dienstleister und 
Flächenmanager	 30

Drittes Steuerforum der Finanzverwaltung	 41



Analysen und Berichte Monatsbericht des BMF 
Dezember 2022

Gedenkjahr der Wiedergutmachung 2022

	● Anlässlich des 70. Jahrestags des Luxemburger Abkommens von 1952 wurde 2022 das „Gedenk-
jahr der Wiedergutmachung“ begangen.

	● Das Abkommen mit Israel unter Beteiligung der Claims Conference nur sieben Jahre nach Ende 
des Holocausts war ein Meilenstein für alle Beteiligten.

	● Der 70. Jahrestag des Abkommens fand international große Aufmerksamkeit und wurde auch 
durch das BMF mit einer Gedenkveranstaltung unter Beteiligung des Bundeskanzlers Olaf 
Scholz im Jüdischen Museum in Berlin hervorgehoben.

	● Darüber hinaus haben BMF und Claims Conference verschiedene kooperative Unternehmungen 
zur Sichtbarkeit des Abkommens und seiner Folgewirkungen bis in die heutige Zeit und in die 
Zukunft unternommen. Dabei wurden auch Projekte mit nichtjüdischen Opfervertretungsorga-
nisationen, wie dem Bundesverband für NS-Verfolgte in Köln, einbezogen.

	● Im Zuge des Gedenkjahres entstanden u. a. der Dokumentationsfilm „Reckonings“ sowie eine 
Ausstellung im Deutschen Bundestag. Zudem wurde eine erste Version des Themenportals Wie-
dergutmachung als zentraler Zugangspunkt zu allen Akten der Wiedergutmachung im Gedenk-
jahr freigeschaltet.

Abkommen mit dauerhafter 
Auswirkung

Das am 10.  September  1952 in Luxemburg durch 
Bundeskanzler Konrad Adenauer und Israels Au-
ßenminister Mosche Scharett unter Beteiligung 
des Präsidenten der Conference on Jewish Material 
Claims Against Germany Nachum Goldmann un-
terzeichnete Luxemburger Abkommen über (west-)
deutsche Entschädigungsleistungen war in vielfa-
cher Hinsicht ein Meilenstein. Zunächst ist zu kon-
statieren, dass alle drei Beteiligten zum Zeitpunkt 
des Verhandlungsgegenstands – der im deutschen 
Namen begangenen Verbrechen im Nationalsozi-
alismus  – noch nicht existierten: Israel gründete 
sich als demokratischer und jüdischer Staat im 
Mai 1948, die Bundesrepublik gar erst ein Jahr spä-
ter mit Verabschiedung des Grundgesetzes im Mai 
und der Wahl zum ersten Deutschen Bundestag im 
August  1949. Die Claims Conference schließlich 

entstand im Oktober  1951 als Dachverband von 
23 internationalen jüdischen Organisationen.

Die Conference on Jewish Material Claims 
Against Germany, 
auch Claims Conference oder Jewish Claims 
Conference, ist ein Zusammenschluss in-
ternationaler jüdischer Organisationen. Sie 
vertritt seit ihrer Gründung 1951 Entschä-
digungsansprüche jüdischer Opfer des Nati-
onalsozialismus und Holocaust-Überleben-
der. Die Organisation mit Sitz in New York 
City unterhält in Frankfurt am Main, Berlin, 
Wien und Tel Aviv Repräsentanzen.
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Gedenkjahr der Wiedergutmachung 2022

Das Luxemburger Abkommen 
vom 10. September 1952 zwischen der Bun-
desrepublik Deutschland und dem Staat Is-
rael unter Beteiligung der Conference on 
Jewish Material Claims Against Germany war 
das erste Abkommen für den Versuch einer 
Wiedergutmachung nationalsozialistischen 
Unrechts.

Es handelte sich um den ersten bilateralen Vertrag 
der noch sehr jungen Bundesrepublik nach Erlan-
gung der Teilsouveränität durch den Deutschland-
vertrag im Mai  1952. Ein Abkommen unter Betei-
ligung einer Nichtregierungsorganisation, die die 
Claims Conference bis heute darstellt, hatte es darü-
ber hinaus auch noch nicht gegeben. Dass es hierzu 
überhaupt kam, liegt im Angebot Konrad Adenauers 
vom 27.  September  1951 begründet, in dem er die 
Bereitschaft zu Verhandlungen mit Israel und „ei-
nem weiteren Vertreter des Weltjudentums“ erklärt 
hatte. Hieraufhin gründete sich die Claims Confer-
ence und verhandelt mit Unterbrechungen seither 
mit dem BMF in ihrer Eigenschaft als Vertreterin jü-
discher Interessen mit Ausnahme Israels. Bis heute 
stellt das Luxemburger Abkommen inhaltlich wie 
symbolisch einen wichtigen Anknüpfungspunkt zu 
den moralischen Hintergründen der aktuellen Ent-
schädigungspolitik und den Zukunfts- und Folge-
aufgaben der Wiedergutmachung dar.

1952  übernahm die Bundesrepublik nach lan-
gen und hochkomplexen Verhandlungen erstma-
lig die Verantwortung für die im Nationalsozialis-
mus begangenen Verbrechen insbesondere an den 
Juden und verpflichtete sich zu Entschädigungs-
zahlungen in Höhe von circa 12 Prozent des dama-
ligen Bundeshaushaltsvolumens, zahlbar in Wa-
ren und Dienstleistungen. Darüber hinaus wurde 
in den Protokollanhängen zum Vertrag festge-
legt, dass die Bundesrepublik Entschädigungspro-
gramme für Individualzahlungen an die betrof-
fenen Opfer selbst gesetzlich regeln sollte. Dies 
war eine wichtige Vorbedingung für das in der 
Folge implementierte Bundesentschädigungsge-
setz und weitere Regelungen zur Entschädigung 
und Rückerstattung. Die Verhandlungen und das 

Abkommen selbst waren weder in Israel noch in 
der Bundesrepublik in der Öffentlichkeit populär 
oder überhaupt gewollt. Gerade einmal 11 Prozent 
der Deutschen unterstützten Umfragen zufolge die 
schwierigen, im niederländischen Wassenaar ge-
führten Gespräche mit Israel und der Claims Con-
ference. In Israel zeigte sich der Widerstand da-
gegen sichtbar auf der Straße: Ein großer Teil der 
Bevölkerung lehnte die Verhandlungen mit „den 
Tätern“ nur sieben Jahre nach dem Ende des Ho-
locausts rundweg ab, bezeichnete Entschädigun-
gen als „Blutgeld“ und befürchtete, man werde am 
Ende auch noch vorgeführt werden. Unter Führung 
des Oppositionsführers und späteren Ministerprä-
sidenten Menachem Begin kam es zu lautstarken 
Protesten und sogar zu Straßenschlachten mit der 
Polizei, die versuchte, Abgeordnete der Knesset vor 
Steine werfenden Demonstranten zu schützen.

Nach Unterzeichnung des Abkommens und nach-
dem gemäß der Vereinbarung Lieferungen zum 
vereinbarten Preis über den Zeitraum von 14 Jah-
ren erfolgt waren, verstummte die Ablehnung in 
beiden Ländern fast schlagartig. In Deutschland 
profitierte die deutsche Wirtschaft nicht unerheb-
lich. In Israel sorgten die regelmäßigen Warenlie-
ferungen und Garantien für Rohölimporte für eine 
Gesundung des bis dahin stark in Schieflage ge-
ratenen Staatshaushalts und einen enormen An-
schub der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung. 
Bevor  1965 diplomatische Beziehungen zwischen 
der Bundesrepublik und Israel aufgenommen wur-
den, war das Abkommen ein erster, unersetzbarer 
Meilenstein für die deutsch-israelischen Beziehun-
gen und ist es bis heute für die deutsch-israelische 
Freundschaft. Darüber hinaus diente die Vereinba-
rung als initialer Schritt auf dem langen Weg der 
Aufarbeitung der nationalsozialistischen Verbre-
chen und für den Aufbau von Beziehungen zur jü-
dischen Welt nach dem Holocaust.

Anlässlich des 70. Jahrestags des Luxemburger Ab-
kommens hat das BMF ein Gedenkjahr der Wieder-
gutmachung nationalsozialistischen Unrechts ins 
Leben gerufen und hierzu unter teilweiser Mitwir-
kung der Claims Conference verschiedene Veran-
staltungen und Aktivitäten durchgeführt.
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„Reckonings“ – erster 
Dokumentarfilm zum 
Luxemburger Abkommen und 
zur Wiedergutmachung

Bei den jährlichen Verhandlungen auf der Grund-
lage der Artikel-2-Vereinbarung im Jahr 2019 ver-
ständigten sich die Claims Conference und das 
BMF auf die gemeinsame Beauftragung eines Do-
kumentarfilms zum Luxemburger Abkommen an-
lässlich des 70. Jahrestags im Jahr 2022. Hierzu en-
gagierte die Claims Conference die international 
bekannte und preisgekrönte US-amerikanische Re-
gisseurin und Drehbuchautorin Roberta Grossman, 
die in der Vergangenheit u. a. für ihren Dokumen-
tarfilm „Who Will Write Our History“ ausgezeich-
net wurde. Mit der Bereitschaft, einen Film über die 
Wiedergutmachung zu produzieren, stand sie vor 
der besonderen Herausforderung, ein komplexes, 
unzugängliches und unbequemes Thema öffent-
lichkeitswirksam und „konsumierbar“ umzusetzen 
und dabei die Perspektiven Israels, der Claims Con-
ference und der Bundesregierung gleichermaßen 
zu integrieren und in Einklang zu bringen.

Dies verlangte neben allen handwerklich und 
künstlerisch notwendigen Attributen vor allem 
Fingerspitzengefühl und diplomatisches Geschick: 
Sowohl die Claims Conference als auch das BMF 
achteten bei der Entstehung, der vielfachen Über-
arbeitung und der letztlichen Umsetzung von 
Drehbuch und Film auf unerlässlich erscheinende 
Narrative und Perspektiven. Das Ergebnis, das am 
18.  Mai  2022 in Berlin im Delphi Filmpalast Vor-
premiere feierte, wird als außergewöhnlich gelun-
gen anerkannt, wie seither zahlreiche Pressebeob-
achtungen und Rezensionen bestätigen. Zurzeit 
macht der Film die obligatorische „Tour“ über zahl-
reiche internationale Film-Festivals in den USA, 

in Europa und in Asien. Ende Oktober 2022 wurde 
er zur Primetime auf dem United Nations Asso-
ciation Film Festival in Kalifornien vorgeführt. 
Im Januar  2023 wird er zum Internationalen Ho-
locaust-Gedenktag bei einer Veranstaltung der UN-
ESCO in Paris zu sehen sein.

Neben der 74-minütigen Original-Version von 
„Reckonings“ gibt es bereits eine 18- und eine 
58-minütige Variante, die u. a. zu Bildungszwecken 
eingesetzt werden sollen. Eine 40-minütige Version 
für den Unterricht an Schulen ist in Arbeit. Hierzu 
ist geplant, außerdem filmspezifisches Lehrmate-
rial in Auftrag zu geben, das anhand des Films und 
seiner Inhalte Vorbereitungsmaterial für Schüle-
rinnen und Schüler sowie Lehrkräfte bereithal-
ten soll. Sobald die Festival-Tour im Sommer 2023 
beendet ist, wird der Film kostenfrei für schuli-
sche und politische Bildungszwecke zur Verfügung 
stehen.

„Reckonings“ 
ist ein Dokumentarfilm über die Entste-
hung des Luxemburger Abkommens im Rah-
men dessen 70-jährigen Jahrestags. Der Film 
wurde von BMF und der Jewish Claims Con-
ference bei der US-amerikanischen Regis-
seurin Roberta Grossmann in Auftrag gege-
ben. Die Vorpremiere fand am 18. Mai 2022 
in Berlin statt. Der Film wird derzeit auf ver-
schiedenen Festivals gezeigt, aber noch 
nicht öffentlich vorgeführt. Ein Trailer des 
Films kann auf der Website des BMF aufge-
rufen werden (https://www.bundesfinanz-
ministerium.de/mb/20221211).
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Gedenkjahr der Wiedergutmachung 2022

Ausstellung im Deutschen 
Bundestag

Ein weiteres wichtiges Element im Gedenkjahr 
war eine Ausstellung im Deutschen Bundestag von 
Anfang September bis Anfang Oktober  2022. Sie 
wurde am 6.  September von Bundestagspräsiden-
tin Bärbel Bas eröffnet. Zuvor hatte die Präsiden-
tin mit dem israelischen Staatspräsidenten Jizchak 
Herzog nach seiner Rede vor dem Deutschen Bun-
destag gemeinsam einen Rundgang zu den wich-
tigsten Stationen der Ausstellung gemacht.

Die Ausstellung entstand in Kooperation zwischen 
der Claims Conference und dem BMF sowie dem 
israelischen Knesset-Museum. Dazu wurden ge-
eignete Foto- und Textquellen sowie Grafiken und 
Karten ausgewählt und zusammengestellt. Wie 
schon beim Film bestand die Herausforderung 
auch hier darin, die mitunter verschiedenen Per-
spektiven auf die Wiedergutmachungs- und Ent-
schädigungspolitik in einer gemeinsamen Ausstel-
lung miteinander zu vereinen.

In der feierlichen Eröffnungszeremonie im Deut-
schen Bundestag sprachen neben der Bundestags-
präsidentin und dem Direktor des Knesset-Muse-
ums Dr. Moshe Fuksman-Shal auch der Executive 
Vice President der Claims Conference Greg Schnei-
der sowie Staatssekretärin Prof. Dr. Luise Hölscher. 
In einem bewegenden Interview wurde die Ho-
locaust-Überlebende Eva Szepesi von ihrer Enke-
lin Celina Schwarz zu ihren Erinnerungen an die 
Verfolgung und das Konzentrations- und Vernich-
tungslager Auschwitz befragt. Die Biografie von Eva 
Szepesi ist auch Teil der Ausstellung.

Aufgrund vieler Anfragen werden mit der Claims 
Conference derzeit die weiteren Möglichkeiten der 
Präsentation der Ausstellung an anderen Orten be-
sprochen und vorbereitet.

Botschaftssitzung im EURO-
Saal und Verhandlungen 2022

Anlässlich des 84.  Jahrestags der sogenannten 
Reichspogromnacht am 9.  November  1938 und 
der am 12. November 1938 folgenden „Vor-Wann-
see-Konferenz“ fand auf Wunsch des israelischen 
Botschafters in Deutschland Ron Prosor eine Son-
dersitzung des Diplomaten-Teams der israelischen 
Botschaft im EURO-Saal des BMF statt.

Wenige Tage nach der Reichspogromnacht hatte 
im damaligen Reichsluftfahrtministerium in die-
sem Saal unter Leitung des Hausherrn Herrmann 
Göring eine Sitzung von über 100  hochrangigen 
Vertretern verschiedener Ministerien aus Wirt-
schaft, Politik und SS stattgefunden. Ziel der über 
vierstündigen Besprechung war, den durch die Po-
grome terrorisierten Juden zusätzliche, langfris-
tige und bedeutende wirtschaftliche Schäden zu-
zufügen. So war u. a. beschlossen worden, dass die 
für die zahllosen beschädigten Geschäfte und Sy
nagogen von Versicherern gezahlten Schadens-
summen nicht an die jüdischen Eigentümerinnen 
und Eigentümer, sondern an den deutschen Staat 
fließen sollten  – zur Abgeltung der vermeintlich 
durch die Juden selbst erwirkten Schäden. Weiter-
hin war eine Reihe von Regelungen zur Verdrän-
gung von Juden aus dem wirtschaftlichen und ge-
sellschaftlichen Leben beschlossen worden, etwa 
die „Verordnung zur Ausschaltung der Juden aus 
dem deutschen Wirtschaftsleben“.

Botschafter Ron Prosor zog im Rahmen der Sonder-
sitzung das bittere Resümee und mahnte gleichzei-
tig zur Wachsamkeit: „Das ist wie in der Geschichte 
von König Ahab: ‚Erst zerstöre ich dich und dein 
Eigentum und zum Dank darfst du mir den Teil 
überlassen, den ich heil gelassen habe.‘ Ich glaube, 
dass die Tatsache, dass wir alle hier sind und die 
Geschichte erzählen und darüber sprechen, auch 
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für die Zukunft wichtig ist. Und wie ich am An-
fang gesagt habe, werden Dinge getan, die aus mei-
ner Sicht antisemitisch sind, die plötzlich salonfä-
hig gemacht werden. Es passiert allmählich, Schritt 
für Schritt, und wir müssen alle dagegen kämpfen.“ 
Dass nun diese Sitzung der israelischen Diploma-
tinnen und Diplomaten in unmittelbarer zeitlicher 
Nähe zum Jahrestag von Pogrom und Vor-Wann-
see-Konferenz in ebendiesem Raum stattfinden 
konnte, dürfte sichtbarer Ausdruck dafür sein, die 
dunkle deutsche Vergangenheit mit der Realität 
der deutsch-israelischen Freundschaft abzuglei-
chen und gleichzeitig nicht nachzulassen im Be-
mühen, gemeinsam und konstruktiv Gegenwart 
und Zukunft zu gestalten.

Staatssekretärin Prof. Dr. Luise Hölscher hob die in 
Abgrenzung zur damaligen Besprechung und zu 
den damaligen Beschlüssen gegenwärtige Nutzung 
des historischen EURO-Saals hervor: „Heute hat er 
einen anderen Zweck“, einen gegenteiligen, denn 
nun finden hier u.  a. die von ihr geführten jährli-
chen Verhandlungen mit der Claims Conference 
über Verbesserungen der verschiedenen Entschä-
digungsprogramme für die noch lebenden Verfolg-
ten des NS-Regimes statt.

Im Mai  2022 einigte man sich nach engagiert ge-
führten Verhandlungen auf deutsche Unterstüt-
zungsleistungen in Höhe von rund 1,2  Mrd.  Euro 
für das Jahr 2023 zur Verteilung durch die Claims 
Conference. Durch besonderen Einsatz von Bun-
desfinanzminister Christian Lindner wurden 
im Sommer  2022 zusätzliche und über das ur-
sprüngliche Verhandlungsmandat hinausge-
hende 180  Mio.  Euro für weitere Einmalzahlun-
gen im Zusammenhang mit der Pandemie auch 
im Jahr  2023 zugesagt. Außerdem wurde im Zuge 
der diesjährigen Verhandlungen ein Finanzpaket 
für die zukunftsorientierte sogenannte Holocaust 
Education vereinbart, das sich bis  2025 auf insge-
samt 100 Mio. Euro belaufen wird; die ersten Pro-
jekte des von der Claims Conference zusammenge-
stellten Projektkorbs werden noch in diesem Jahr 
starten.

Darüber hinaus unterstützt das BMF im Gedenk-
jahr verschiedene Projekte von Opferorganisa-
tionen. So wurde die Social-Media-Kampagne 
#zumfeindgemacht (Instagram) vom Bundesver-
band für NS-Verfolgte aus Mitteln des BMF finan-
ziert. Ferner steht das BMF mit dem Zentralrat 
der Sinti und Roma im Gespräch, ein Filmpro-
jekt des Zentralrats im Jahr  2023 zu unterstützen. 
Auch ein Projekt „16 Objekte“ mit dem deutschen 
Yad Vashem Freundeskreis, das in das Gedenkjahr 
eingebettet wird, wurde zum Jahresende 2022 ver-
einbart und konzipiert und wird im Januar 2023 
im Paul-Löbe-Haus des Deutschen Bundestages 
eröffnet.

Die Vergangenheit für 
die Zukunft bewahren – 
Fortschritte beim 
Data-Hub-Themenportal 
Wiedergutmachung

Die Akten und Dokumente der Wiedergutma-
chung nationalsozialistischen Unrechts sollen für 
die Zukunft digital bereitgestellt werden. Das ent-
stehende Portal wird ein entscheidender Pfeiler der 
Wiedergutmachung in einer Zeit sein, wenn keine 
Verfolgten mehr am Leben sein werden. Im Ge-
denkjahr 2022 wurden entscheidende Fortschritte 
gemacht. Nachdem im noch stark unter den pan-
demiebedingten Einschränkungen stehenden 
Jahr  2021 Vereinbarungen mit den Kooperations-
partnern Bundesarchiv, Landesarchiv Baden-Würt-
temberg und FIZ Karlsruhe  – Leibniz-Institut für 
Informationsinfrastruktur geschlossen werden 
konnten, wurde unmittelbar mit einer ersten Ent-
wicklungsphase zum Aufbau des Portals begonnen. 
Dort können schon heute die bereits durch die Ar-
chive standardmäßig erschlossenen Daten zur Ent-
schädigungs- und Wiedergutmachungspolitik von 
Bund und Ländern erstmals zentral eingesehen 
werden.
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Rahmenvereinbarung zum 
Themenportal

Anlässlich der Unterzeichnung der Rahmenverein-
barung zum Themenportal durch Staatssekretärin 
Prof.  Dr.  Luise Hölscher und die Leiterinnen und 
Leiter der Archivverwaltungen des Bundes und 
der Länder am 1. Juni 2022 auf dem Petersberg bei 
Bonn wurde das Themenportal offiziell online ge-
schaltet und steht seither als erstes Aktenverweis-
system unter https://www.archivportal-d.de/the-
menportale/wiedergutmachung zur Verfügung. 
Es wird nun inhaltlich und funktionell Schritt für 
Schritt ausgebaut, technisch erweitert und für For-
schung, Bildung und vor allem für die Nachkom-
men von NS-Opfern zugänglicher und umfängli-
cher nutzbar gemacht. Hierfür bildet die auf dem 
Petersberg geschlossene Rahmenvereinbarung 
eine wichtige Arbeitsgrundlage, denn die Wieder-
gutmachungsakten selbst liegen zum großen Teil in 
den Länderarchiven.

Das Themenportal Wiedergutmachung  
ist ein vom BMF initiiertes Projekt, das suk-
zessive einen zentralen digitalen Zugang 
zum Dokumentenerbe der Wiedergutma-
chungsakten innerhalb der Strukturen des 
Archivportals-D der Deutschen Digitalen Bi-
bliothek ermöglicht. Das Archivportal-D ist 
ein Online-Informationssystem mit spar-
tenspezifischem Zugang zu den Daten der 
Deutschen Digitalen Bibliothek. Es ist als 
Nachweissystem für die Bestände deutscher 
Archive konzipiert.

Aufgrund der Bedeutung der Vereinbarung für die 
Zukunft der Wiedergutmachung nationalsozialisti-
schen Unrechts fand die Unterzeichnung im fest-
lichen Rahmen auf dem Petersberg bei Bonn statt, 
dem ehemaligen Sitz der Alliierten Hohen Kom-
mission – durchaus auch in Erinnerung daran, dass 
die ersten Regelungen zur Wiedergutmachung 
und Entschädigung bereits unter den westlichen 

Alliierten erlassen worden waren und später Ein-
fluss auf die deutschen Regelungen hatten. Neben 
den Archivverwaltungen waren hochrangige Ver-
treterinnen und Vertreter der Länder anwesend, die 
nicht nur für die jeweiligen Landes- und Staatsar-
chive verantwortlich sind, sondern im Zuge des fö-
deralen Aufbaus von Wiedergutmachungsregelun-
gen ebenfalls im Bereich der künftigen Aufgaben 
von Wiedergutmachung wirken.

Dem Anlass entsprechend entstand ein besonde-
res musikalisches Begleitprogramm. Vorgetragen 
durch das Trio Prof. Marc Secara, Prof. Jonas Schoen 
und Johannes von Ballestrem wurden Stücke aus 
den Akten (wieder) zum Leben erweckt. Denn in 
den Akten der Wiedergutmachung steckt im Wort-
sinn Musik – unzählige während des Nationalsozi-
alismus verfolgte Künstlerinnen und Künstler hat-
ten in Entschädigungsverfahren als Nachweis des 
erlittenen wirtschaftlichen und beruflichen Scha-
dens Beweisstücke ihrer Tätigkeit eingereicht  – 
Noten, Kompositionen und vieles mehr. Viele der 
verfolgten Künstlerinnen und Künstler waren in 
den 1920er- und 1930er-Jahren bekannte Stars der 
Weimarer Musik-, Theater-, Opern- und Kinoszene.

Dr. Eva Umlauf, die als Kind u. a. das Vernichtungs-
lager Auschwitz-Birkenau überlebt hatte, berichtete 
im Gespräch mit Tanit Koch von ihren Erfahrun-
gen mit den Entschädigungsprogrammen der Wie-
dergutmachung im Rahmen des Bundesentschädi-
gungsgesetzes und im außergesetzlichen Verfahren 
über die Claims Conference. In einer Podiumsdis-
kussion mit Staatssekretärin Prof. Dr. Luise Hölscher, 
dem Präsidenten des Bundesarchivs Dr.  Michael 
Hollmann, der Leiterin des FIZ Karlsruhe Sabine 
Brünger-Weilandt, dem stellvertretenden Präsi-
denten des Landesarchivs Baden-Württemberg 
Dr. Clemens Rehm und der Vorsitzenden der Kon-
ferenz der Leiterinnen und Leiter der Archivverwal-
tungen des Bundes und der Länder und Präsiden-
tin des Niedersächsischen Landesarchivs Dr. Sabine 
Graf wurden die Herausforderungen und Möglich-
keiten des Themenportals für Wissenschaft, Kultur 
und Gesellschaft beleuchtet und hervorgehoben.
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Kooperation mit Yad Vashem

Die Bedeutung der Wiedergutmachungsakten ins-
besondere für zukünftige Generationen von Nach-
kommen von Überlebenden wird auch von der In-
ternationalen Gedenk- und Forschungsstätte Yad 
Vashem in Jerusalem gesehen und die Entwicklung 
technisch und inhaltlich unterstützt. Im Rahmen 
eines gemeinsamen Workshops im November 2022 
wurde diese Bedeutung nochmals deutlich hervor-
gehoben. Die Nachfrage nach Recherchemöglich-
keiten durch Überlebende und ihre Nachkommen, 
aber auch durch die Forschung bei Yad Vashem, 
wachse jährlich. Vertreter des BMF hatten zu einem 
sehr frühen Entwicklungsstand des Themenpor-
tals den Kontakt zu Yad Vashem beziehungsweise 
der dortigen sehr erfahrenen Archiv-Abteilung 
gesucht. Seither ist eine Kooperation entstanden, 
die immer enger geworden ist. Nach zweijähriger 
pandemiebedingter Pause konnten im gemeinsa-
men Workshop u.  a. der Normdaten-Einsatz und 
Möglichkeiten historischer Bildungsarbeit disku-
tiert werden. Erstmalig waren auch die Koopera-
tionspartner des Themenportals mit dabei. Auch 
künftig soll dieser stets enge und vertrauensvolle 
Austausch fortgeführt werden mit dem Ziel, die Er-
gebnisse technisch immer besser verflechten und 
vernetzen zu können und damit insgesamt die Re-
cherche zum Holocaust und die anschließenden 
Versuche von Entschädigung und Wiedergutma-
chung zu erleichtern.

Yad Vashem 
in Jerusalem ist die weltweit bedeutendste 
Gedenkstätte des Holocaust, die an die nati-
onalsozialistische Judenvernichtung erinnert 
und sie wissenschaftlich dokumentiert.

Internationale Konferenz in Tel 
Aviv

Auf einer von Yad Vashem, der Tel Aviv Univer-
sity und der Claims Conference ausgerichteten in-
ternationalen Konferenz „70  Years of Holocaust 
Compensation and Restitution“, die vom 14.  bis 
16.  November  2022 in Tel Aviv stattfand, wurde 
das Themenportal Wiedergutmachung erstmals 
der internationalen Fachwelt vorgestellt. In einem 
halbstündigen Vortrag wurden die Hintergründe 
der Folge- und Zukunftsaufgaben sowie die Rolle 
des Themenportals als künftiger digitaler Gesamt-
zugang zum Aktenerbe der weltweit einzigartigen 
Wiedergutmachungs- und Entschädigungsakten 
dargelegt und die Möglichkeiten einer dann er-
heblich verbesserten Recherche insbesondere für 
die wissenschaftliche Forschung erläutert. Die an-
schließende Podiumsdiskussion und die vielen im 
Umfeld der Konferenz geführten Gespräche zeig-
ten das große Interesse und die positive Grundhal-
tung für die durch BMF in Aussicht gestellten Pers-
pektiven rund um das Themenportal.

Gedenkveranstaltung 70 Jahre 
Luxemburger Abkommen im 
Jüdischen Museum Berlin

Am 15.  September  2022 begrüßte Hetty Berg 
als Hausherrin des Jüdischen Museums in Ber-
lin die Gäste, die Bundesfinanzminister Christian 
Lindner zu der zentralen Gedenkveranstaltung 
zum 70.  Jahrestag des Luxemburger Abkommens 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland, dem 
Staat Israel und der Claims Conference eingeladen 
hatte. Neben der durch Präsident Gideon Taylor 
und dem langjährigen Verhandlungsführer Bot-
schafter Stuart Eizenstat hochkarätig vertrete-
nen Claims Conference war auch der Staat Is-
rael durch die für Holocaust-Angelegenheiten 
zuständige Ministerin Meirav Cohen bei der Ver-
anstaltung zugegen. Auf deutscher Seite begrüß-
ten Bundeskanzler Olaf Scholz und Bundesfinanz-
minister Christian Lindner die zahlreichen Gäste 
unter dem Motto: „Verantwortung weitertragen, 
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Gedenkjahr der Wiedergutmachung 2022

weiter Verantwortung tragen“. Neben den Rede-
beiträgen wurden ein Musikprogramm, interes-
sante Podiumsdiskussionen und eine exzellente 
historische Einordnung durch den deutsch-isra-
elischen Historiker Prof.  Dr.  Dan Diner geboten. 
Die Veranstaltung war auch ein Treffen der Gene-
rationen, denn neben den jungen Gewinnern ei-
nes von BMF ausgerichteten Essay-Wettbewerbs 
zur Frage, wie die deutsche Verantwortung in und 

durch künftige Generationen weitergetragen wer-
den könne, gab es einen bemerkenswerten Auftritt 
der Holocaust-Überlebenden Margot Friedländer. 
Mit ihrer bewegenden Botschaft „Was war, können 
wir nicht mehr ändern. Aber es darf nie wieder ge-
schehen! […] Wir sind alle Menschen. Es gibt kein 
christliches, muslimisches oder jüdisches Blut. Es 
gibt nur menschliches Blut.“ setzte sie einen würdi-
gen Schlusssatz unter die Veranstaltung.
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Drittes Franco-German Fiscal Policy Seminar

	● Unter dem Titel „Macroeconomic Policy in Times of Overlapping Crises and Increased Stag-
flation Risks“ fand im BMF am 14. und 15. November 2022 das dritte Franco-German Fiscal 
Policy Seminar statt. 60 internationale Expertinnen und Experten aus Wissenschaft, Instituti-
onen und Ministerien diskutierten – auf Einladung des Chefvolkswirts des BMF Wolf Heinrich 
Reuter und der Chefvolkswirtin des französischen Wirtschafts- und Finanzministeriums Agnès 
Bénassy-Quéré – Forschungsergebnisse und Handlungsoptionen im gegenwärtigen finanz- und 
wirtschaftspolitischen Umfeld.

	● In einer Panel-Session analysierten Ulrike Malmendier, Mitglied des Sachverständigenrats zur 
Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung, Xavier Ragot, Mitglied des Conseil 
d’Analyse Economique, und Jeromin Zettelmeyer, Direktor des Thinktanks Bruegel, kurz- und 
mittelfristige Herausforderungen für die deutsche und die französische Volkswirtschaft und 
diskutierten mögliche finanz- und wirtschaftspolitische Antworten.

	● Florin Bilbiie von der Universität Cambridge präsentierte in seiner Keynote Lecture Forschungs-
ergebnisse zu Konjunkturzyklen und Ungleichheit. In drei weiteren Sessions präsentierten 
sieben Forscherinnen und Forscher ihre Arbeiten zu verschiedenen Aspekten der Finanzpolitik 
sowie zu globalen Fragestellungen bezüglich Produktivität, Inflation und Handel.

Einleitung
In der dritten Auflage des gemeinsamen 
deutsch-französischen Formats fand das Fran-
co-German Fiscal Policy Seminar erstmalig in Ber-
lin statt, nachdem  2021 der französische „Trésor“ 
nach Paris eingeladen hatte und  2020 die Veran-
staltung hatte digital stattfinden müssen. Internati-
onale Forscherinnen und Forscher traten so erneut 
in den Austausch mit Fachleuten der deutschen 
und französischen Finanzministerien.

Unter dem Leitthema „Macroeconomic Policy in 
Times of Overlapping Crises and Increased Stagfla-
tion Risks“ stellten sieben internationale Forsche-
rinnen und Forscher aktuelle Studien vor. Im Fokus 
standen dabei auch die wirtschafts- und finanzpo-
litischen Implikationen der Analysen. So diskutier-
ten sie mit den Fachleuten des BMF und des fran-
zösischen Finanzministeriums u. a. die Wirksamkeit 

temporärer Umsatzsteuersatzsenkungen als finanz-
politisches Instrument, die besonderen Auswirkun-
gen von Reformen des Sozialstaats in Währungsuni-
onen, die Auswirkungen von Luftverschmutzung 
auf Arbeitsproduktivität, die makroökonomischen 
Auswirkungen von Handels- und Lieferkettenstö-
rungen und die durch die globale Mindestbesteue-
rung entstehenden Steuereinnahmen.

Neben Teilnehmerinnen und Teilnehmern aus 
Deutschland und Frankreich nahmen insgesamt 
circa 60 Fachleute aus Europa und den USA an der 
Konferenz teil. Der Veranstaltung war ein interna-
tional publizierter sogenannter Call for Papers vo-
rausgegangen. Aus den zahlreichen Einsendungen 
hatte ein unabhängiges wissenschaftliches Komi-
tee um Andreas Peichl (ifo  Institut, Ludwig-Maxi-
milians-Universität München) die sieben Vorträge 
und das mit dem Best Paper Award ausgezeichnete 
Papier ausgewählt.
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Drittes Franco-German Fiscal Policy Seminar

Policy Panel

Um am Nexus von Wissenschaft und Politik auch 
tagesaktuelle Themen lebendig zu diskutieren, ver-
sammelte das Seminar Ulrike Malmendier, Mitglied 
des deutschen Sachverständigenrats zur Begut-
achtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung, 
Xavier Ragot, Mitglied des französischen Conseil 
d’Analyse Economique, und Jeromin Zettelmeyer, 
Direktor der Denkfabrik Bruegel, unter der Mo-
deration von Agnès Bénassy-Quéré in einer Pa-
nel-Diskussion zum Thema „Macroeconomic Pol-
icy Reaction in Times of Overlapping Crises”.

In ihrer Moderation hob die französische Cheföko-
nomin hervor, dass die überlappenden Krisen  – 
Energiekrise, Corona-Pandemie und Klimawan-
del – zu einem starken Anstieg der Staatsausgaben 
und Staatsverschuldung geführt hätten; gleich-
zeitig hätten die Pandemie und der russische An-
griffskrieg die Verwundbarkeit internationaler 
Lieferketten gezeigt. Die Frage sei nun, ob die ge-
genwärtigen Krisen ein Umdenken in Finanzpoli-
tik, Energiepolitik und Industrie- und Handelspoli-
tik erforderten, ähnlich wie die Finanzkrise 2008 zu 
einem Umdenken bei der Regulierung des Finanz-
sektors geführt habe.

Ulrike Malmendier führte in Bezug auf die von der 
Finanz- und Wirtschaftspolitik ergriffenen Maß-
nahmen zur Abfederung der wirtschaftlichen Aus-
wirkungen stark gestiegener Energiepreise aus, 
dass angesichts mangelnder Datenverfügbarkeit 
eine Balance zwischen Geschwindigkeit und Ziel-
genauigkeit gewahrt werden müsse. Um die damit 
einhergehenden Trade-offs zu reduzieren, müss-
ten einkommensabhängige Direktzahlungen staat-
licher Transfers ermöglicht werden. Hierfür seien 
weitere Arbeiten in Deutschland erforderlich. Die 
konkrete Ausgestaltung der Gas-, Fernwärme- und 
Strompreisbremse in Deutschland sei ein gutes 
Beispiel für eine erfolgreiche Zusammenarbeit von 
Wissenschaft und Politik, da die Bundesregierung 
eine ExpertInnen-Kommission mit der Ausarbei-
tung von Vorschlägen beauftragt habe, die letzt-
endlich auch umgesetzt worden seien. Sie betonte, 
dass es trotz des bestehenden Bedarfs für gezielte 

und wirksame staatliche Unterstützungsmaßnah-
men im aktuellen Umfeld dicht aufeinanderfol-
gender Krisen grundsätzlich wichtig sei, dass sich 
nicht die Erwartung bei den Akteuren verfestige, 
in jeder Krisensituation von einer staatlichen Stüt-
zung ausgehen zu können.

Xavier Ragot betonte, dass die starken Preissteige-
rungen bei Energie erhebliche Verteilungseffekte 
hätten und große Belastungen für ärmere Haus-
halte und bestimmte Branchen darstellten. Die Fi-
nanzpolitik habe hier die wichtige Rolle, Belastun-
gen abzufedern; gleichzeitig sei es jedoch wichtig 
zu erkennen, dass die Steigerungen von Energie-
preisen  – neben Inflationstreibern  – auch poten-
ziell dauerhafte Verteuerungen und somit relative 
Preisänderungen seien, nämlich eine Verteuerung 
von Energie im Vergleich zu anderen Gütern. Die 
große Ungewissheit über die zukünftige Entwick-
lung von Energiepreisen, Haushaltseinkommen, 
dem russischen Angriffskrieg in der Ukraine und 
den erforderlichen Investitionen für die Dekar-
bonisierung der Wirtschaft stelle erhebliche He
rausforderungen in der Gestaltung der finanz- und 
wirtschaftspolitischen Antwort dar und erfordere 
Flexibilität.

Jeromin Zettelmeyer charakterisierte die ge-
genwärtige Situation als großen Angebots- und 
„Terms-of-Trade“-Schock. Diesem zu begegnen, 
sei grundsätzlich sehr viel herausfordernder, als 
auf einen Nachfrageschock zu reagieren. Erschwe-
rend käme hinzu, dass dieser Schock große Vertei-
lungseffekte habe und die Staatsverschuldung be-
reits durch die Corona-Pandemie stark gestiegen 
sei. Die wahre Herausforderung sei jedoch, dass  – 
aufgrund nationaler Differenzen  – die Regierun-
gen der Europäischen Union nicht immer gemein-
sam handelten. Europa benötige dringend einen 
„Grand Bargain“, einen gemeinsamen und koor-
dinierten Ansatz. Dieser müsse auf vier Prinzipien 
beruhen: (1) alle Länder müssten ihre Möglichkei-
ten bei der Erzeugung und Bereitstellung von Ener-
gie voll ausnutzen und (2) gleichzeitig umfassende 
Anstrengungen zur Senkung der Nachfrage un-
ternehmen; darüber hinaus müsse es (3) ein poli-
tisches Bekenntnis zum Erhalt des europäischen 
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Energiemarkts und grenzüberschreitender Ener-
gieflüsse sowie (4) Unterstützung für die ärmsten 
Verbraucher geben.

Keynote und Best Paper Award

Florin Bilbiie präsentierte in seiner Keynote 
„Inequality and Business Cycles“ ein Papier, in dem 
er (zusammen mit Giorgio Primiceri und Andrea 
Tambalotti) untersuchte, ob in sogenannten bere-
chenbaren neu-keynesianischen Modellen mit he-
terogenen Agenten („tractable HANK models“) 

durch die Kombination von mikroökonomischen 
Daten und makroökonomischen Schätzmetho-
den das Verständnis von Konjunkturzyklen verbes-
sert werden kann, und analysierte die Rolle von Fi-
nanzpolitik und automatischen Stabilisatoren. Die 
Autoren fanden heraus, dass größere Ungleichheit 
und schwächere automatische Stabilisatoren kon-
junkturelle Schwankungen erheblich verstärken. 
Die Hauptquelle dieser Verstärkung sei das zyklische 
Vorsorgesparverhalten; Sparerinnen und Sparer re-
duzierten ihren Konsum, um sich gegen das unsys-
tematische Risiko eines starken Einkommensrück-
gangs abzusichern, das in Rezessionen steige.

Gewinner des Best Paper Awards: Mona Baraké, Theresa Neef und Gabriel Zucman für ihr Papier 
„Revenue Effects of the Global Minimum Tax under Pillar Two“

Der mit 1.000 Euro dotierte Best Paper Award wurde an Mona Baraké, Theresa Neef und Gabriel 
Zucman für ihr Papier „Revenue Effects of the Global Minimum Tax under Pillar Two“ verliehen. In 
ihrem Papier simulierten die Autorinnen und der Autor Auswirkungen der globalen Mindeststeuer 
von 15 Prozent, auf die sich 137 Länder im Oktober 2021 geeinigt hatten, unter zwei unterschiedli-
chen Annahmen dazu, wer die Mindeststeuer erhebt: das Land des Hauptsitzes auf Grundlage der In-
come Inclusion Rule oder das Gastland der ausländischen Tochtergesellschaften gemäß der Qualified 
Domestic Minimum Top-up Tax. Die Autorinnen und der Autor schätzten, dass die Hauptsitzländer 
insgesamt 179 Mrd. Euro an Steuern einnehmen könnten; die Verteilung der Einnahmen variiere in 
Abhängigkeit davon, welches Land bei der Erhebung Priorität habe: Von einer Regel, bei der dies Län-
der seien, in denen Unternehmen ihren Hauptsitz haben, profitierten insbesondere Länder mit vielen 
Hauptsitzen multinationaler Unternehmen; sofern Gastländern jedoch Vorrang bei der Erhebung der 
Top-up-Steuer eingeräumt würde, könnten insbesondere Niedrigsteuerländer, die die Tochtergesell-
schaften vieler multinationaler Unternehmen angezogen haben, zu den Hauptnutznießern der Re-
form gehören.

Inhaltliche Schwerpunkte

Session 1: Finanzpolitik und ihre 
Interaktionen

In der ersten Session stellten Rüdiger Bachmann 
(University of Notre Dame), Christian Merkl (Fried-
rich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg) 
und Eric Mengus (HEC Paris) ihre Papiere zum The-
menbereich „Fiskalpolitik und ihre Auswirkungen 
und Interaktionen“ vor.

Rüdiger Bachmann und Co-Autoren nutzten in ih-
rem Papier „A  Temporary VAT Cut as Unconven-
tional Fiscal Policy“ die vorübergehende Umsatz-
steuersatzsenkung in der 2. Hälfte des Jahres 2020 
um 3  Prozentpunkte als natürliches Experiment, 
um die Reaktion privater Haushalte auf unkon-
ventionelle Fiskalpolitik zu untersuchen. Dazu 
verwendeten sie Umfrage- und Scannerdaten 
zu Konsumausgaben von Haushalten und de-
ren Wahrnehmung dazu, inwieweit der niedri-
gere Steuersatz die Preise bestimmter Produkte 
senke. Die Autoren fanden, dass die befristete 
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Umsatzsteuersatzsenkung bei Personen, welche die 
Umsatzsteuersatzsenkung als Preissenkung wahr-
genommen hatten, zu einem relativen Anstieg der 
Ausgaben für langlebige Güter um 37 Prozent ge-
führt hatte. Auch die Ausgaben für Verbrauchsgü-
ter waren gestiegen. Insgesamt erhöhte die Maß-
nahme die gesamten Konsumausgaben so um 
26 Mrd. Euro oder 1,6 Prozent.

Christian Merkl und Co-Autoren analysierten in 
ihrem Papier „The Dark Shadow of Benefit Reforms 
in a  Monetary Union“ die Folgen einer Sozialleis-
tungsreform in einem Zwei-Länder-Modell mit 
unvollständigen Vermögensmärkten. Hierbei be-
gannen die Autoren mit der Erkenntnis, dass nied-
rigere Leistungen bei Arbeitslosigkeit die Anreize 
für Unternehmen, aufgrund niedrigerer Löhne 
freie Stellen zu besetzen, erhöhten, aber gleichzei-
tig die Absicherung der Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer gegen Arbeitslosigkeit verringerten. 
Bei unvollständiger Versicherung stimuliere dies 
das Vorsorgesparen und senke den Gleichgewichts-
zinssatz. Eine Sozialleistungsreform in nur einem 
Land, dem „Reformland“, würde über den Anstieg 
der vorsorglichen Ersparnisse dort zu einem dau-
erhaft höheren Schuldenstand im Nicht-Reform-
land und somit zu einem erhöhten Schuldendienst 
führen. In einem nächsten Schritt kalibrierten die 
Autoren ihr quantitatives Modell auf die geschätz-
ten Reaktionen in den Sektoren handelbarer und 
nicht-handelbarer Güter infolge der deutschen 
Hartz-Reformen und analysierten die Auswirkun-
gen in der Europäischen Währungsunion. Dabei 
fanden sie in der kalibrierten Version des Modells 
erhebliche negative und langfristige Konsum-Spill
over-Effekte auf andere Länder. Die Autoren be-
zeichnen diesen Effekt als den „dunklen Schatten“ 
von Arbeitsmarktreformen.

Eric Mengus präsentierte mit seinem Papier „The 
Central Bank, the Treasury, or the Market: Which 
One Determines the Price Level?“ ein Modell, in 
dem das Preisniveau das Ergebnis dynamischer 
strategischer Interaktionen zwischen drei Akteu-
ren ist – einer fiskalischen Autorität (der Regierung), 
der unabhängigen Notenbank und Investoren in 
Staatsanleihen und Reserven. Schlüsselergebnis 

des spieltheoretischen Papiers ist, dass die „unan-
genehme monetaristische Arithmetik“, bei der eine 
aggressive fiskalische Expansion die Notenbank 
dazu zwingt, nachzugeben und die Kontrolle über 
die Inflation zu verlieren, nur dann eintritt, wenn 
dem öffentlichen Sektor der fiskalische Spielraum 
fehle, d. h., wenn die öffentliche Verschuldung ent-
lang des optimalen fiskalischen Pfades nahe ge-
nug an die Schwelle herankomme, oberhalb de-
rer die fiskalische Autorität einen Zahlungsausfall 
für optimal halten würde. Andernfalls überwiege 
die monetäre Dominanz, auch wenn die Zentral-
bank weder den Rückhalt der fiskalischen Autori-
tät noch die Möglichkeit habe, sich glaubhaft selbst 
zu binden.

Sessions 2 und 3: Die globale 
Welt – Produktivität, Handel und 
Besteuerung

In der zweiten und dritten Session standen Pa-
piere zu Produktivität, Handel und Besteuerung 
im Vordergrund; Clara Kögel, Juan Carluccio, Pe-
ter Tillmann und Theresa Neef präsentierten ihre 
Forschung.

Clara Kögel untersuchte in ihrem Papier „The Im-
pact of Air Pollution on Labour Productivity in 
France“ die Auswirkungen von Luftverschmut-
zung auf die Arbeitsproduktivität in französi-
schen Betrieben im Zeitraum  2001 bis  2018. Mit-
tels eines Instrumentenvariablenansatzes, der auf 
der Höhe der planetarischen Grenzschicht und 
der Windgeschwindigkeit basiert, schätzte sie den 
kausalen Effekt von Luftverschmutzung auf Ar-
beitsproduktivität. Sie fand heraus, dass ein An-
stieg der Feinstaubbelastung um 10  Prozent im 
Durchschnitt zu einem Rückgang der Arbeitspro-
duktivität um 1,5 Prozent führte. In ihrer Analyse 
berücksichtigte sie neben unternehmensspezifi-
schen Merkmalen und anderen Störfaktoren auch 
verschiedene Dimensionen der Heterogenität, die 
für diesen negativen Effekt verantwortlich sind. 
Sie fand heraus, dass die negativen Auswirkungen 
von Luftverschmutzung vor allem dienstleistungs-
intensive Unternehmen und Sektoren mit einem 
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hohen Anteil an hochqualifizierten Arbeitnehmern 
treffen. Dieses Ergebnis steht im Einklang mit der 
Annahme, dass Luftverschmutzung  – dadurch, 
dass sie Kopfschmerzen und Müdigkeit auslöst  – 
die kognitiven Fähigkeiten und die Konzentra-
tion bei nicht-routinemäßigen kognitiven Aufga-
ben beeinträchtigt. Die geschätzten Gewinne allein 
durch den Arbeitsproduktivitätskanal könnten die 
Kosten für die Reduzierung von Feinstaub (mit ei-
ner Partikelgröße kleiner als 2,5 Mikrometer) durch 
die Luftqualitätsrichtlinie 2008/50/EG weitgehend 
ausgleichen. Alles in allem deuten diese Schätzun-
gen laut der Autorin darauf hin, dass die negativen 
Auswirkungen von Luftverschmutzung viel größer 
sind als bisher in der Literatur beschrieben.

Juan Carluccio und seine Co-Autoren quantifi-
zierten in ihrem Papier „Dissecting the Impact 
of Imports from Low-Wage Countries on Infla-
tion“ die Auswirkungen von Konsumgüterimpor-
ten aus Niedriglohnländern (NLL) auf die Infla-
tion in Frankreich von 1994 bis 2014 und nutzten 
dazu Mikrodaten zu Importen, die nach Produkten 
und Herkunftsländern disaggregiert sind. Die Au-
toren berücksichtigen dabei, dass Einfuhren von in 
NLL produzierten Gütern den Verbraucherpreis
index sowohl durch einen reinen Preiseffekt als 
auch durch ein geändertes Konsumverhalten (auf-
grund der Veränderung relativer Preise) beeinflus-
sen. Der reine Preiseffekt umfasse sowohl den Bei-
trag der importierten Inflation (je nach Anteil der 
Importe am Konsum) als auch die wettbewerbsför-
dernde Wirkung auf die inländischen Preise. Der 
Effekt des geänderten Konsumverhaltens könne 
in den vorliegenden Daten nicht direkt beobach-
tet werden, sondern müsse aus den tatsächlichen 
Ausgabenanteilen und den relativen Preisen ermit-
telt werden. Diesem Ansatz folgend finden die Au-
toren, dass – wenn auch Änderungen des Konsum-
verhaltens berücksichtigt werden  – Importe von 
Konsumgütern aus NLL einen weitaus größeren 
Effekt auf die Inflation hätten (zwischen 0,13 und 

0,17 Prozentpunkte pro Jahr, je nach Spezifikation 
der Präferenzen), als eine alleinige Betrachtung des 
Preiseffekts zunächst suggerieren würde.

Die makroökonomischen Auswirkungen globa-
ler Lieferkettenschocks für den Euroraum schätz-
ten Peter Tillmann und David Finck in ihrem Pa-
pier „The Macroeconomic Effects of Global Supply 
Chain Disruptions“. Hierzu kombinierten sie in ei-
nem empirischen Modell Konjunkturvariablen mit 
Daten aus dem internationalen Containerhandel 
und nutzten einen neuartigen Identifikationsan-
satz, der die konventionellen Vorzeichenrestriktio-
nen für die Impulsantworten durch Informationen 
über drei Episoden erweitert: das Tohoku-Erdbe-
ben im Jahr 2011, die Blockade des Suezkanals im 
Jahr  2021 und der Container-Rückstau in Shang-
hai im Jahr 2022. Mit dieser Identifikationsstrategie 
zeigen die Autoren, dass ein globaler Lieferketten-
schock einen Rückgang der realen Wirtschaftstä-
tigkeit im Euroraum und einen starken Anstieg der 
Verbraucherpreise verursacht. Über einen Zeitho-
rizont von einem Jahr erkläre dieser globale Lie-
ferkettenschock etwa 30 Prozent der Inflationsdy-
namik. Zusätzlich nutzten die Autoren regionale 
Daten zu Störungen in Lieferketten, um Schocks 
mit Ursprung in China zu analysieren. Hier zeig-
ten die Autoren, dass Unterbrechungen der Liefer-
kette mit Ursprung in China ein wichtiger Faktor 
für unerwartete Bewegungen in der Industriepro-
duktion sind, während Unterbrechungen, die ihren 
Ursprung außerhalb Chinas haben, ein besonders 
wichtiger Faktor für die Dynamik der Verbraucher-
preise sind.

Als letztes Papier der Konferenz präsentierte 
Theresa Neef ihr Papier „Revenue Effects of the 
Global Minimum Tax under Pillar Two“ mit Mona 
Baraké und Gabriel Zucman, das im Anschluss mit 
dem Best Paper Award ausgezeichnet wurde (s.  a. 
Info-Box).
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Drittes Franco-German Fiscal Policy Seminar

Ausblick

Das Franco-German Fiscal Policy Seminar lieferte 
erneut Impulse zu aktuellen finanzpolitischen Fra-
gestellungen. Wie bereits in den Vorjahren bot das 
Seminar Expertinnen und Experten aus der Finanz-
politik eine Plattform, um mit Wissenschaftlerin-
nen und Wissenschaftlern im Bereich Finanzwis-
senschaften und Makroökonomie zu innovativen 
Konzepten und Strategien in den Austausch zu tre-
ten. Diesen Aspekt hob auch Wolf Heinrich Reuter 

in seiner Begrüßungsrede ausdrücklich hervor, in-
dem er die wertvolle Zusammenarbeit zwischen 
Ökonominnen und Ökonomen und dem BMF in 
den Krisen der vergangenen Jahre lobte. Mit Blick 
auf nächstes Jahr kündigten Agnès Bénassy-Quéré 
und Wolf Heinrich Reuter an, dass das im Wechsel 
in Berlin und Paris ausgerichtete Franco-German 
Fiscal Policy Seminar 2023 im französischen Wirt-
schafts- und Finanzministerium in Bercy stattfin-
den werde.
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Das „grüne“ Liegenschaftsvermögen des 
Bundes – Bundesforst als Dienstleister und 
Flächenmanager

	● Der Bundesforst ist eine Sparte der Bundesanstalt für Immobilienaufgaben (BImA). Die BImA ist 
eine bundesunmittelbare, rechtsfähige Anstalt des öffentlichen Rechts im Geschäftsbereich des 
BMF.

	● Mit 1.250 Beschäftigten bewirtschaftet der Bundesforst eine Fläche von insgesamt rund 
575.000 Hektar.

	● Als Umweltdienstleister des Bundes verantwortet der Bundesforst ein umfassendes, nutzer
orientiertes und nachhaltiges Geländemanagement auf den durch die Bundesressorts und 
Gaststreitkräfte genutzten Liegenschaften. Daneben hat der Bundesforst eine bedeutende Rolle 
bei der Umsetzung des Projektes zum Erhalt des Nationalen Naturerbes, dem größten Natur-
schutzprojekt der Bundesregierung. Insgesamt betreut der Bundesforst etwa 123.000 Hektar 
Naturerbefläche, davon etwa 33.000 Hektar im Eigentum des Bundes.

	● Sich verändernde klimatische Verhältnisse erfordern eine Anpassung der Baumartenwahl und 
der Waldbewirtschaftung. Um in der Zukunft möglichst ökologisch stabile und klimaresiliente 
Wälder zu haben, baut der Bundesforst seine Waldflächen großflächig um.

	● Durch die Klimaerwärmung und zunehmende Trockenheit steigt die Waldbrandgefahr. Der 
Bundesforst arbeitet daher intensiv an vorbeugendem Waldbrandschutz. Um die Waldbrandge-
fahr zu mindern, werden insbesondere auch die Anstrengungen zur Beseitigung von Kampfmit-
teln und Munitionsrückständen auf ehemaligen Truppenübungsplätzen verstärkt.

	● Bei der Umsetzung der Klimaschutzziele im unmittelbaren Verantwortungsbereich des Bundes 
kommt seiner Forstverwaltung eine wesentliche Rolle zu.

Einleitung

Deutschland ist mit einem Waldflächenanteil von 
rund 32  Prozent eines der waldreichsten Län-
der Europas. Seit  1990 konnte die Waldfläche um 
mehr als 200.000  Hektar  – das sind knapp 2  Pro-
zent  – auf insgesamt 11,4  Mio.  Hektar vergrößert 
werden. 48 Prozent des Waldes sind Privatwald und 
19  Prozent Eigentum der Kommunen. Die übri-
gen Wälder sind Eigentum der Länder (29 Prozent) 
und des Bundes (4  Prozent). Insgesamt gibt es in 

Deutschland circa 1,8 Millionen private Waldbesit-
zerinnen und Waldbesitzer. Die meisten davon be-
sitzen Kleinstprivatwald mit einer durchschnittli-
chen Flächengröße von rund 2,5 Hektar.

Die besondere Bedeutung des Waldes für den Kli-
maschutz spiegelt sich auch im aktuellen Koalitions-
vertrag der Bundesregierung wider, der eine Vielzahl 
umwelt- und klimapolitischer Ziele gesetzt hat. Dem 
Bundeswald kommt bei der Umsetzung von Natur-
schutzzielen eine Vorbildfunktion zu.
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Das „grüne“ Liegenschaftsvermögen des Bundes – Bundesforst als Dienstleister und Flächenmanager

Neben den reinen Waldflächen findet man auf Bun-
desliegenschaften auch vielfältige und artenreiche 
Offenlandflächen mit ihren Übergangsbereichen. 
Oft handelt es sich hier um besonders schützens-
werte Biotope wie z.  B. Moore, Mager- und Tro-
ckenrasen, Feuchtwiesen und Bachläufe. Der Bun-
desforst ist im Umweltbereich ein kompetenter 
und erfahrener Dienstleister. Er verfügt über qua-
lifiziertes und geschultes Fachpersonal mit lang-
jährigen Erfahrungen, dass die unterschiedlichen 
Lebensräume im Wald und Offenland entspre-
chend den jeweiligen Anforderungen betreut und 
bewirtschaftet.

Der Geschäftsbereich 
Bundesforst der BImA

Der Bundesforst ist ein Geschäftsbereich der BImA 
und verantwortet als Dienstleister ein umfassen-
des Umweltmanagement. Dazu gehören die forst-
liche Bewirtschaftung, aber auch die naturschutz-
fachliche Betreuung des Liegenschaftsvermögens 
des Bundes, die Fachberatung der Kundinnen und 
Kunden sowie die Begleitung von Verfahren im na-
tionalen und europäischen Umweltrecht. Diese 
Aufgabe erfüllt der Bundesforst durch ein nach-
haltiges, nutzerorientiertes, naturverträgliches und 
wirtschaftliches Liegenschaftsmanagement. Au-
ßerdem bietet die Forstverwaltung des Bundes dif-
ferenzierte fachliche und verfahrensbegleitende 
Umweltdienstleistungen für Dritte an. Aus der 
Vielzahl dieser Dienstleistungen seien neben der 
Geländebetreuung exemplarisch genannt: Kom-
pensationsmaßnahmen nach Forst- und Natur-
schutzrecht, Wertgutachten und Schadensermitt-
lung für forstwirtschaftliche Flächen, Inventur, 
mittelfristige Planung und Monitoring.

Die Bundesanstalt für Immobilienaufgaben 
(BImA)  
wurde gegründet als bundesunmittelbare, 
rechtsfähige Anstalt des öffentlichen 
Rechts zum 1. Januar 2005 auf der Grund
lage des BImA-Errichtungsgesetzes als 
Nachfolgeeinrichtung der Bundesver
mögensverwaltung. Auch die Aufgaben 
der ehemaligen Bundesforstämter sind 
auf die BImA übergegangen. Die BImA 
gehört zum Geschäftsbereich des BMF. 
In ihrem Eigentum befinden sich etwa 
480.000 Hektar Grundstücksfläche. Davon 
entfallen circa 460.000 Hektar auf Wald- 
und Offenlandflächen.

Die operative Umsetzung des gesamten Aufgaben
spektrums leistet der Bundesforst mit rund 
1.250 Beschäftigten bundesweit in 17 Bundesforst-
betrieben und rund 260  Forstrevieren. Der Bun-
desforst bewirtschaftet zusammen mit bundesei-
genen Flächen einschließlich der Flächen Dritter, 
auf denen er Dienstleistungen erbringt, rund 
575.000 Hektar.

Die Zentrale Bundesforst der BImA führt die 
17 Bundesforstbetriebe strategisch durch Rahmen-
vorgaben und Zielvereinbarungen. Sie ist in fünf 
funktional ausgerichtete Fachabteilungen und ei-
nen Leitungsstab gegliedert.

Die Aufgaben der Sparte Bundesforst sind in vier 
Geschäftsfelder unterteilt:

	● Dienstleistungen für Bundesressorts und 
Streitkräfte (351.000 Hektar)

	● Dienstleistungen für Träger des Nationalen Na-
turerbes (123.000 Hektar)

	● Dienstleistungen im allgemeinen Bundes
interesse (101.000 Hektar)

	● Forstprodukte (Holz- und Wildbretverkauf 
sowie Jagddienstleistungen)
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Dienstleistungen für 
Bundesressorts und Streitkräfte

Der Bedarf und die Ansprüche der verschiedenen 
Bundesministerien sind vielfältig. Sie reichen von 
der Sicherung spezifischer Waldfunktionen über 
das Planen und Umsetzen von forst- und natur-
schutzfachlichen Maßnahmen bis hin zur Realisie-
rung von ökologischen Kompensationen.

Eines der Kerngeschäfte ist die Betreuung der 
im Eigentum des Bundes stehenden Flächen der 
17  Truppenübungsplätze der Bundeswehr, der 
Standortübungsplätze, der Flugplätze und Depots 
sowie der durch die Gaststreitkräfte genutzten Lie-
genschaften. Die militärisch genutzte Fläche im Ei-
gentum des Bundes umfasst circa 351.000  Hek-
tar. Den Waldflächen kommen hier überwiegend 
Schutzfunktionen vor allem für das zivile Umland 
zu. Alle Flächen müssen so gestaltet und erhalten 
bleiben, dass die militärische Nutzung selbst bei in-
tensivem Übungsbetrieb nachhaltig möglich ist.

Als weiteres Aufgabengebiet pflegt der Bundesforst 
für die Wasserstraßen- und Schifffahrtsverwaltung 
den Wald und betreut bei Bedarf die Freiflächen 
entlang von Bundeswasserstraßen landschaftspfle-
gerisch und naturschutzfachlich. Darüber hinaus 
spielen die Verkehrssicherung entlang der Bundes-
wasserstraßen und Kompensationsmaßnahmen 
zum Ausgleich für Baumaßnahmen eine große 
Rolle.

Beim Aus- und Neubau der Verkehrsinfrastruktur 
unterstützt der Bundesforst die Bundesfernstra-
ßenverwaltung/Autobahn  GmbH des Bundes so-
wie die Deutsche Bahn AG, indem zahlreiche Kom-
pensationsmaßnahmen entlang der Verkehrswege 
entsprechend den jeweiligen landesrechtlichen Re-
gelungen umgesetzt werden.

Dienstleistungen für Träger des 
Nationalen Naturerbes

Die Anfang der 1990er-Jahre eingeleitete neue 
europäische Friedensordnung hat durch Abbau 
von Streitkräften zur Freigabe von militärischen 
Übungsflächen geführt. Trotz der vorangegange-
nen militärischen Nutzung sind diese Flächen von 
hohem ökologischem Wert, da sie extensiv genutzt 
und keine Kunstdünger oder Spritzmittel einge-
setzt wurden. Darüber hinaus handelt es sich um 
größere zusammenhängende Flächen. Aus diesem 
Flächenbestand speist sich das Nationale Naturerbe 
(NNE), das größte Naturschutzprojekt der Bundes-
regierung. Die BImA hat seit 2005 aus diesem Lie-
genschaftsbestand rund 125.000 Hektar ökologisch 
wertvolle Flächen in das NNE eingebracht und ver-
schiedenen Trägern wie z.  B. der Deutschen Bun-
desstiftung Umwelt und Naturschutzverbänden 
übereignet. Etwa 33.000 Hektar des Naturerbes sind 
darüber hinaus im Eigentum der BImA verblieben. 
Entsprechend den Vorgaben des Bundesumweltmi-
nisteriums betreut der Bundesforst als größter Na-
turschutzflächendienstleister Deutschlands diese 
Flächen für die Träger nach einheitlichen Grund-
sätzen mit dem Ziel eines strengen Naturschutzes.

Dienstleistungen im allgemeinen 
Bundesinteresse

Vom Büro bis zum Wald: Im forstlichen Alltag set-
zen Bundesforstbeschäftigte Aspekte verschiede-
ner Bundesprogramme um, darunter die Nationale 
Strategie zur biologischen Vielfalt, die Waldstrate-
gie 2050 oder das Aktionsprogramm Insektenschutz.

Durch das Bundesprogramm „Blaues Band 
Deutschland“ sollen Deutschlands Wasserstraßen 
wieder naturnaher werden. Der Bundesforst stellt 
für diesen Zweck Flächen bereit.
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Außerdem bietet der Bundesforst differenzierte 
fachliche und verfahrensbegleitende forstliche 
Dienstleistungen für den Grundstücksverkehr des 
Bundes und für Dritte an und setzt dabei bundes-
weit fachliche Maßstäbe in der Forstbranche.

Besonders gefordert ist der Bundesforst auch im 
Problemflächenmanagement, um beispielsweise 
Risikoanalysen zu erarbeiten und Konzepte für 
eine Nachnutzung zu entwickeln. Dabei beglei-
tet der Bundesforst in Zusammenarbeit mit an-
deren Geschäftsbereichen der BImA den Rückbau 
ehemaliger militärischer Infrastruktur einschließ-
lich der Entmunitionierung und bietet nach einer 
erfolgreichen Entwicklung diese Konversionspro-
jekte unterschiedlichen Bundesbedarfsträgern an.

Auch bei der Unterstützung der nachhaltigen Kli-
maschutz- und Energiewendeziele der Bundesregie-
rung ist der Bundesforst sehr erfolgreich engagiert. 
Um z. B. bundesweit geeignete Standorte für die Er-
zeugung von Strom aus Wind- und Solarenergie zu 
finden, prüfen die Spezialisten der Bundesforstbe-
triebe hierzu geeignete Liegenschaften gezielt auf 
ihr Potenzial für erneuerbare Energien und mo-
bilisieren diese. Dadurch ist es gelungen, dass be-
reits 51  Windenergieanlagen und 27  Freiflächen-
Fotovoltaikanlagen auf BImA-Liegenschaften 
grünen Strom für circa 100.000 Haushalte erzeugen.1

Forstprodukte

Als einer der größten Waldeigentümer Deutsch-
lands beliefert der Bundesforst die holzverarbei-
tende Industrie mit mehr als 1  Mio.  Kubikmeter 
Rundholz jährlich. Das Holz wird sowohl als soge-
nanntes stehendes Holz im Wald als auch bereits 
gefällt und entastet an der Waldstraße verkauft. 
Zertifizierungen bestätigen eine nachhaltige Pro-
duktherstellung vom Rohstoff bis zum gebrauchs-
fertigen Endprodukt.

1  Mehr Informationen dazu sind abrufbar unter 
https://erneuerbare-energien.bundesimmobilien.de/

Waldstraße 
bezeichnet in der Forstwirtschaft die Stelle, 
an der Holz aus dem Bestand entastet und 
gesägt am Waldweg abgelegt und dort von 
den Holzkäufern abgeholt wird.

Selbstverständlich ist auch die Jagd ein integrierter 
Bestandteil einer ganzheitlichen Geländebetreu-
ung und richtet sich primär nach den örtlichen An-
forderungen. Diese ergeben sich aus der Zweckbin-
dung der Liegenschaft und den naturräumlichen 
Verhältnissen. Dabei werden durch liegenschafts-
spezifische Jagdkonzepte die waldbaulichen Ziele 
mit den Bedürfnissen der vorkommenden Wild-
arten verknüpft. Artenreiche, gesunde und ange-
passte Wildbestände sind Teil eines sich natürlich 
verjüngenden Wald- und Offenlandlebensraums.

Abbildung  1 zeigt zusammenfassend die vielfäl-
tigen Nutzungen der vom Bundesforst betreuten 
Flächen. Daraus wird ersichtlich, dass die Schwer-
punkte auf der Bewirtschaftung der Truppen-
übungsplätze im Geschäftsbereich des Bundesmi-
nisteriums der Verteidigung sowie den Aufgaben 
im Zusammenhang mit dem Nationalen Naturerbe 
liegen. Eine klassische Forstwirtschaft – vergleich-
bar mit anderen Forstbetrieben – kann der Bundes-
forst lediglich auf seinen Geschäftsliegenschaften 
betreiben.

Vorbeugender Waldbrand
schutz und Beseitigung von 
Kampfmitteln

Die extreme Trockenheit in den Jahren  2018 
bis 2020 und im Jahr 2022 mit nachfolgenden Schä-
den durch Borkenkäfer- und Sturmereignisse ha-
ben auch in den Wäldern des Bundes zu großen 
Schäden geführt. Zusätzlich ist durch die Trocken-
heit die Waldbrandgefahr erhöht.

Ein Großbrand im Jahr  2019 auf der größ-
ten Naturerbefläche des Bundes, dem ehe-
maligen Truppenübungsplatz Lübtheen in 
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Mecklenburg-Vorpommern, hat die Notwendig-
keit für weitere Anstrengungen bei der Beseitigung 
militärischer Kampfmittel zur Gewährleistung der 
öffentlichen Sicherheit und Ordnung nochmals 
nachdrücklich aufgezeigt.

Unter dem Eindruck dieses Großbrands hat die 
BImA eine „Task Force“ Waldbrandschutz gegrün-
det, die neben den Truppenübungsplätzen auch die 
Naturerbeflächen des Bundes auf die bestehende 
Waldbrandgefahr untersucht. Für die mit Kampf-
mitteln belasteten Flächen wurden und werden be-
sondere Waldbrandschutzkonzepte erstellt.

Eine einheitliche externe Kommunikation soll bei 
künftigen Waldbrandereignissen sicherstellen, dass 
im Ernstfall Missverständnissen oder Fehleinschät-
zungen vorgebeugt werden kann.

„Task Force“ Waldbrandschutz 
Auftrag der „Task Force“ Waldbrandschutz ist 
es, den Stand und die Ausgestaltung der im 
Zuge des vorbeugenden Brandschutzes er-
arbeiteten bisherigen Waldbrandkonzepte 
auf kampfmittelbelasteten beziehungsweise 
kampfmittelverdächtigen Liegenschaften der 
BImA auf Grundlage der in Lübtheen gemach-
ten Erfahrungen zu prüfen und gegebenenfalls 
zu überarbeiten. Damit einhergehend soll eine 
Anpassung des „Kampfmittelräumprogramms“ 
der BImA geprüft und in Abhängigkeit der Er-
gebnisse umgesetzt werden.

 
Flächennutzung und Kundenstruktur

Quelle: Bundesanstalt für Immobilienaufgaben, Bundesforst

Dienstliegenschaften 
BMVg

Dienstliegenschaften 
BMDV

sonstige 
Dienstliegenschaften

sonstige Dritte

DBU Naturerbe GmbH BImA – Naturerbe 
Bund

BImA –
Geschäftsliegenschaften

BImA –
Dienstliegenschaften 

Gaststreitkräfte

Abbildung 1
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Das „grüne“ Liegenschaftsvermögen des Bundes – Bundesforst als Dienstleister und Flächenmanager

Die Kampfmittelräumfirmen sind durch große In-
frastrukturprojekte (Stromtrassen, Streckenneu-
bau) stark ausgelastet. Selbst bei einer Priorisierung 
der Flächen nach Grad der Waldbrandgefährdung 
ist nach Schätzung der BImA unter den aktuellen 
Gegebenheiten ein Zeitraum von mindestens zehn 
Jahren für die Kampfmittelräumung notwendig. 
Aufgrund der Erfahrungen mit dem vorbeugenden 
Brandschutz für die Naturerbeflächen Lübtheener 
Heide in Mecklenburg-Vorpommern, Wittstock/
Kyritz-Ruppiner Heide in Brandenburg und Eh-
ra-Lessien in Niedersachsen sind sukzessive sämt-
liche Ortsrandlagen, Waldbrandschutzstreifen und 
Wundstreifen auf Bedrohung durch Kampfmittel 
zu untersuchen.

Wundstreifen 
sind Waldstreifen von über einem Meter 
Breite, die von brennbarem Material freige-
halten werden.

Der Bundesfinanzminister vor Ort

Im Sommer  2022 besuchte Bundesfinanzminister 
Christian Lindner den Bundesforstbetrieb West-
brandenburg. Bei der Besichtigung des ehemali-
gen „Bombodroms“, dem ehemaligen Truppen-
übungsplatz Wittstock, konnte sich der Minister 
einen Überblick über den Fortschritt bei der Besei-
tigung von Kampfmitteln verschaffen. In der Witt-
stock-Ruppiner Heide sind drei Unternehmen mit 
mehr als 220 Beschäftigten für die BImA tätig, um 
geborgene Munition zu bewerten, zu lagern und zu 
vernichten. An der Räumstelle sahen sich Bundes-
finanzminister Christian Lindner, Abteilungslei-
ter Stefan Ramge, Projektsteuerer der Räumstelle 
Dr.  Kay Winkelmann, BImA-Vorstandsmitglied 
Paul Johannes Fietz und der Leiter Bundesforst 
Gunther Brinkmann (von links) die Bombenfunde 
an.

© Bundesanstalt für Immobilienaufgaben, Pressestelle
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 Der Umbau von Waldflächen

Die Jahresdurchschnittstemperaturen steigen und 
es gibt zunehmend weniger Niederschläge, insbe-
sondere in der Vegetationszeit. Immer häufiger gibt 
es Perioden mit langanhaltender Hitze oder hefti-
gen Stürmen. Neben den Sturmschäden, beispiels-
weise dem flächenhaften Abknicken von Bäumen, 
ist die Massenvermehrung von Schädlingen eine 
Folge dieser Extremwetterverhältnisse. Die Wäl-
der in Deutschland geraten dadurch unter Stress 
und dies führt zu großflächigen Totalverlusten 
der Waldsubstanz. Inzwischen weisen nahezu alle 
Hauptbaumarten Vitalitätseinbußen und Schad-
symptome auf. Vor allem Fichten sterben großflä-
chig, sogar auf bisher relativ gut mit Wasser ver-
sorgten Standorten der Mittelgebirge, ab.

Hauptbaumarten 
in Deutschland sind Fichte, Kiefer, Buche 
und Eiche.

Aus der Abbildung  2 ist erkennbar, dass sich das 
Schadholzaufkommen insbesondere auf die west-
lichen und südlichen Bundesländer konzentriert. 
Der Bundesforst ist mit 2 Mio. Kubikmetern Schad-
holz in den bundeseigenen Liegenschaften im Ver-
gleich z.  B. zu Nordrhein-Westfalen mit einem 
Schadholzaufkommen von 46  Mio.  Kubikmetern 
aktuell vergleichsweise noch nicht so stark betrof-
fen. Der Schwerpunkt des Schadholzaufkommens 
liegt beim Nadelholz.

 
Schadholzanfall in Deutschland von 2018 bis 2022

Quelle: Bundesanstalt für Immobilienaufgaben, Bundesforst
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Häufig sind aber auch Laubbaum- und Mischwald-
bestände durch erhebliche Schäden infolge von 
Trockenheit betroffen. Gerade diese Waldbestände 
erfüllen vielfältige Schutzfunktionen, z. B. auf mili-
tärisch genutzten Liegenschaften, und müssen des-
halb erhalten werden. Dazu ist es erforderlich, die 
Waldflächen des Bundes auf großer Fläche an die 
fortschreitende Klimaerwärmung mit differenzier-
ten waldbaulichen Methoden anzupassen und um-
zubauen, damit Resilienz entsteht. Dieser Prozess 
wird Jahrzehnte dauern.

Resilienz  
beschreibt die Eigenschaft, mit belasten-
den Situationen umgehen zu können sowie 
die Fähigkeit, durch Krisen und Rückschlä-
ge widerstandsfähiger zu werden. Der Be-
griff „Klimaresilienz“ wird im Zusammenhang 
mit Wald verwendet, wenn der Baumbestand 
den Veränderungen durch Klimawandel 
standhalten soll. In diesem Zusammenhang 
fällt auch häufig der Begriff „klimaplastischer 
Wald“. Er beschreibt ein Leitbild für zukünfti-
ge Waldentwicklung, das Personen, die Wald 
besitzen oder Forstwirtschaft betreiben, un-
terstützen soll, dem Klimawandel zu begeg-
nen und nachhaltige, zukunftsfähige Wälder 
zu entwickeln.

In Waldökosystemen sind die Herausforderun-
gen des Klimawandels sehr komplex. Klimaresili-
ente oder klimastabile Wälder sind gekennzeichnet 
durch standortangepasste Baumartenwahl, eine 
möglichst große Anzahl unterschiedlicher Baumar-
ten, eine intensive Durchmischung sowie eine viel-
fältige vertikale und horizontale Bestandsstruktur.

Im Rahmen des Projekts „Klimaplastischer Bun-
deswald“ wird mit dem Projektpartner, der 

Nordwestdeutschen Forstlichen Versuchsanstalt 
in Göttingen, eine GIS-basierte Entscheidungshilfe 
entwickelt. Ziel ist es, die verfügbaren Klimaszena-
rien zu regionalisieren und kartografisch darzustel-
len. Unter Berücksichtigung der Faktoren Stand-
ort und Wasserhaushalt wird es so möglich werden, 
eine optimierte Baumartenwahl und Waldbehand-
lung für eine konkrete Fläche auszuweisen. Be-
sondere Anforderungen, die sich aus der Zweck-
bestimmung der Liegenschaft oder rechtlichen 
Restriktionen ergeben (militärische Nutzung, Na-
turschutz) müssen bei der Baumartenwahl eben-
falls berücksichtigt werden. Zusätzlich muss das 
Projekt die bundesweite Verteilung der Bundes-
forstliegenschaften und damit einhergehend kli-
matische und standörtliche Unterschiede in die Be-
trachtung aufnehmen. Erste Ergebnisse werden im 
1. Quartal 2023 vorliegen und können über ein GIS 
visualisiert werden.

GIS 
steht für Geografische Informationssyste-
me. Hierbei handelt es sich um Computer-
programme, die verschiedenste Naturaldaten 
zusammenfügen können. So können z. B. Kli-
madaten, Waldflächen, Gewässerlinien, Flur-
stückbezeichnungen und Flurstückgrößen 
kartenmäßig dargestellt werden. Diese Infor-
mationen können je nach Bedarf und Frage-
stellung auf vielfältige Weise neu miteinan-
der kombiniert werden.

Ziel der Zusammenführung der Daten ist die Op-
timierung und Kombination der Baumarten zu 
Mischbestandstypen. Unter Berücksichtigung der 
besonderen Funktionen des Bundeswaldes dienen 
diese als webbasierte Entscheidungshilfen für die 
Verantwortlichen vor Ort.
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Kurzinterview mit dem Leiter Bundesforst Gunther Brinkmann

Die weltweit spürbaren Veränderungen durch den 
Klimawandel und die Bemühungen, den weltwei-
ten Temperaturanstieg zu bremsen, sind aktuell 
durch die Klimakonferenz in Scharm El-Scheich 
wieder in aller Munde. Wie wichtig dabei auch der 
Walderhalt weltweit ist, zeigen die aktuellen Dis-
kussionen bei der Konferenz.

Die Bundesforstverwaltung hat sich mit ihrem 
Waldumbauprogramm zur Schaffung klimaresili-
enter Wälder auf den Weg gemacht, ihren Beitrag 
zur Erhaltung der Wälder in Deutschland zu leis-
ten. Wir haben Gunther Brinkmann zu drei The-
menkomplexen befragt.

Auch im Koalitionsvertrag nehmen 
Waldthemen einen großen Raum 
ein. Stichworte sind z. B. der Ein
schlagstopp alter Buchenwälder 
oder die Schaffung von arten
reichen und klimaresilienten 
Wäldern überwiegend mit einhei
mischen Baumarten. Wie schätzen 
Sie das ein?

Ohne Zweifel können alte Buchenwälder einen er-
heblichen Beitrag für den Natur- und Artenschutz 
leisten. Um ihre spezifischen Lebensgemeinschaf-
ten zu sichern, muss man jedoch nicht alle Buchen-
wälder aus der nachhaltigen forstlichen Nutzung 
nehmen.

Letztendlich geht es vor dem Hintergrund der Kli-
maerwärmung doch um die Frage, wie es uns gelin-
gen kann, ein hohes Maß an Biodiversität im Wald 
zu erhalten und gleichzeitig viel Nutzholz nachhal-
tig zu erzeugen, das wir z. B. für den Holzbau drin-
gend benötigen. Wenn sich die pessimistischen Kli-
maszenarien bewahrheiten sollten, werden wir 
gegen Ende dieses Jahrhunderts feststellen müssen, 
dass wir diese Ziele allein mit heimischen Baumar-
ten in einem dann nicht heimischen Klima nicht 
werden erreichen können.

Der Besuch des Bundesfinanz
ministers hat sein Interesse am 
Bundesforst gezeigt. Was haben Sie 
für sich und Ihre Beschäftigten von 
dem Besuch mitgenommen?

Wenn der Minister sich für die Arbeit eines nach-
geordneten Geschäftsbereichs interessiert und sich 
vor Ort ein Bild macht, ist das immer ein positives 
Zeichen für alle Beschäftigten und entfaltet eine 
enorm motivierende Wirkung.

Die Wertschätzung, die Bundesfinanzminister 
Christian Lindner bei seinem Besuch für unsere Ar-
beit zum Ausdruck gebracht hat, ist zugleich eine 
Verpflichtung für uns, die damit verbundenen Er-
wartungen zu erfüllen.

Leiter Bundesforst Gunther Brinkmann 
© Bundesanstalt für Immobilienaufgaben, Pressestelle
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Mit Interesse wird das Projekt zum 
Waldumbau verfolgt. Können Sie 
uns erste Ergebnisse verraten?

Derzeit sind wir noch damit beschäftigt, die in den 
vergangenen Jahren entstandenen Kahlflächen 
wieder in Bestockung zu bringen und labile Be-
stände durch Naturverjüngung und Pflanzung wei-
terer Baumarten zu stabilisieren.

Mit Bestockung, 
auch Waldbestockung, wird in der Forstwirt-
schaft der Baumbestand einer Fläche bezeich-
net. Die Bestockung, also die Menge der Bäu-
me, verändert sich auf jeder Fläche im Laufe der 
Zeit allmählich oder schlagartig (Brände, Sturm, 
Holzernte). In einem nicht bewirtschafteten 
Wald kann sich die Bestockung in Richtung ei-
nes Gleichgewichts entwickeln. Im Idealfall be-
finden sich Bäume jeden Alters auf einer Flä-
che. Absterbende Altbäume werden umgehend 
durch nachwachsende Bäume ersetzt.

Als Ergebnis des Entwicklungsprojekts mit der 
Nordwestdeutschen Forstlichen Versuchsanstalt 
erwarten wir eine technische Entscheidungshilfe, 
die auf bodenkundliche Daten und regionalisierte 
Klimaprojektionen zugreift. Diese Informationen 
wollen wir über ein geografisches Informations-
system für jeden Waldbestand abbilden, damit un-
sere Försterinnen und Förster die Unsicherheit bei 
Baumartenwahl und Bestandsbehandlung so weit 
wie möglich reduzieren können.

Eine letzte Frage noch: Wie 
schätzen Sie aufgrund Ihrer lang
jährigen Erfahrungen im Bundes
forst und mit Blick auf die Zukunft 
die Entwicklung Ihrer Sparte in den 
nächsten zehn Jahren ein?

Höchste Anstrengungen wird es erfordern, auf den 
militärisch genutzten Übungsplätzen von Bundes-
wehr und Gaststreitkräften die Schutzwaldfunktio-
nen nachhaltig zu sichern.

Gleichzeitig werden die Erwartungen der Bundes-
ressorts wachsen, dass die BImA in ihren Wald- und 
Geländeliegenschaften die Politik der Bundesregie-
rung in den Sektoren Naturschutz, Produktion von 
Nutzholz, ökologische Kompensationen für baube-
dingte Eingriffe, erneuerbare Energien und so wei-
ter durch vorbildliche Umsetzung unterstützt.

Wie alle Bereiche in Wirtschaft und Verwaltung 
müssen auch wir einen Generationenwechsel bei 
knappem Nachwuchs bewältigen. Auch das ist eine 
Herausforderung.

Der Bundesfinanzminister vor Ort im Gespräch mit dem Leiter 
Bundesforst Gunther Brinkmann 
© Bundesanstalt für Immobilienaufgaben, Pressestelle
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Fazit

Der Bundesforst steht hinsichtlich des Waldbrand-
schutzes und der damit verbundenen Notwendig-
keit der Räumung von Kampfmitteln sowie des 
Umbaus des Bundeswaldes im Zusammenhang mit 
dem Klimawandel vor großen Herausforderungen. 
Bezüglich der Zukunftsthemen hat sich der Bun-
desforst strategisch neu ausgerichtet. Insbesondere 

mit dem Projekt „Klimaplastischer Bundeswald“ 
werden neue Wege beschritten.

Die Ergebnisse der Arbeit in Waldökosystemen sind 
nicht immer sofort sichtbar. Anders als in anderen 
Bereichen werden Erfolge erst in vielen Jahren oder 
sogar Jahrzehnten mess- und damit prüfbar sein. 
Gerade deshalb ist es zwingend erforderlich, diese 
Prozesse jetzt anzuschieben, damit unsere Wälder 
eine Überlebenschance haben.
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Drittes Steuerforum der Finanzverwaltung

	● Am 13. und 14. September 2022 fand das dritte Steuerforum der Finanzverwaltung in Berlin 
statt.

	● Expertinnen und Experten aus Finanzverwaltung, Rechtsprechung, Wissenschaft und Wirt-
schaft informierten und diskutierten über die aktuellen Entwicklungen im nationalen und 
internationalen Steuerrecht.

	● Themen der diesjährigen Veranstaltung waren u. a. die Besteuerung von Kryptowerten, die Re-
form der Grundsteuer und die Umsetzung der EU-Anti-Steuervermeidungsrichtlinie.

Einleitung

Am 13. und 14. September 2022 luden das BMF und 
die Bundesfinanzakademie (BFA) zum nunmehr 
dritten Mal nach 2019 und 2021 zum Steuerforum 
der Finanzverwaltung nach Berlin ein. Nachdem 
das Steuerforum im Vorjahr in einem hybriden For-
mat stattgefunden hatte, konnten sich die Teilneh-
merinnen und Teilnehmer dieses Jahr wieder auf 
einen Austausch ausschließlich in Präsenz freuen. 
Die Veranstaltung bot Fachvorträge und Diskussio-
nen zu aktuellen Themen aus Rechtsprechung, Ge-
setzgebung und Verwaltung. Dazu widmeten sich 
33  Rednerinnen und Redner sowie Diskutantin-
nen und Diskutanten dem breiten Spektrum aktu-
eller Steuerrechtsthemen. Nach einleitenden Vor-
trägen in das jeweilige Thema folgten vertiefende 
Podiumsdiskussionen, die auch den circa 350 Teil-
nehmerinnen und Teilnehmern die Gelegenheit 
für Fragen und einen Austausch mit den Fachleu-
ten bot.

Grußwort von Bundesfinanz
minister Christian Lindner

Die Eröffnung des Steuerforums übernahm 
Peter Rennings als Vertreter des Abteilungsleiters 
der Steuerabteilung. Anschließend richtete mit 
Christian Lindner erstmals ein Bundesfinanzmi-
nister das Wort an die Teilnehmerinnen und Teil-
nehmer des Steuerforums. Er hob in seiner Begrü-
ßungsrede die Herausforderungen hervor, denen 
sich die Steuerpolitik aufgrund der derzeitigen Kri-
sen und insbesondere der steigenden Energie- und 
Lebenshaltungskosten stellen müsse. Die steuer-
politische Agenda der Bundesregierung dürfe sich 
nicht in Krisenbewältigung erschöpfen, sondern 
müsse auch die Modernisierung des Steuerrechts 
in den Blick nehmen. Dabei müsse man sich immer 
auch der Bedeutung des Steuerrechts für die Inno-
vationskraft des Wirtschaftsstandorts Deutschland 
bewusst sein. Mit dem abschließenden Appell für 
zukunftsgerichtetes Denken in der Steuerverwal-
tung leitete der Bundesfinanzminister in den fach-
lichen Austausch über. Dabei brachte er etwa einen 
variableren Einkommensteuertarif zur Ergänzung 
des Grundfreibetrags als Inflationsausgleich ins 
Spiel und stellte die vollständig digitale Steuerver-
waltung sowie die Einführung einer sogenannten 
Super-AfA (Aufwendungen für Abschreibungen) 
zum richtigen Zeitpunkt in Aussicht. Des Wei-
teren kündigte er die nötigenfalls rein nationale 
Umsetzung der Mindestbesteuerungspläne der 
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Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung (OECD) gemeinsam mit wichti-
gen Partnerländern an.

Tag 1: Nationales Steuerrecht 
im Wandel

Zu Beginn des fachlichen Teils berichteten zu-
nächst drei Vortragende aus den Fachreferaten des 
BMF über aktuelle Entwicklungen im Bereich der 
beschränkten Steuerpflicht, der Rentenbesteue-
rung und des Verfahrensrechts.

Aktuelle nationale Entwicklungen

Den Auftakt machte Dr.  Christian Schleithoff mit 
einem Vortrag zu den im Jahressteuergesetz  2022 
(JStG 2022) vorgesehenen Änderungen hinsichtlich 
der Besteuerung der sogenannten Registerfälle. In 
diesen Fällen erfolge eine Besteuerung von welt-
weiten Lizenzzahlungen in Deutschland in Bezug 

auf solche (Marken- oder Patent-)Rechte, die in ein 
deutsches Register eingetragen sind und mit denen 
Umsätze in Deutschland generiert werden. Diese 
Regelung werde von unseren internationalen Part-
nern als unilateral und unangemessen empfunden. 
Mit Blick auf die insbesondere von der OECD an-
gestoßenen neueren Entwicklungen im internati-
onalen Steuersystem und die damit verbundenen 
Ziele einer angemessenen und global abgestimm-
ten Besteuerung soll die Registerfallbesteuerung 
für die Zukunft grundsätzlich abgeschafft werden, 
bei Drittlizenzfällen auch für die Vergangenheit. 
Dies könne auch eine Signalwirkung an unsere in-
ternationalen Partner sein, nationale Regelungen 
abzuschaffen oder zu modifizieren, die neuen und 
besser abgestimmten internationalen Regelungen 
entgegenstehen. Ausgenommen bleiben Fälle mit 
Bezug zu Steueroasen. Hier bleibe die Besteuerung 
in vollem Umfang aufrechterhalten.

Anschließend befasste sich Nico Voigt mit den 
Maßnahmen gegen eine sogenannte doppelte Be-
steuerung von Renten. Ein gesetzgeberisches Han-
deln sei infolge von zwei Urteilen des Bundes-
finanzhofs (BFH) nötig geworden, in denen u.  a. 
erstmals abschließend über die in die Berechnung 
einzubeziehenden Parameter entschieden worden 
sei. Diese Einflussgrößen seien durch den BFH eng 
gefasst. Die Auswertung und Analyse der Urteile 
durch das BMF habe gezeigt, in welchem Ausmaß 
sich eine doppelte Besteuerung von Renten ergebe, 
und Handlungsbedarf deutlich gemacht. Der erste 
Meilenstein, die vollständige Abziehbarkeit von Al-
tersvorsorgeaufwendungen als Sonderausgaben 
schon ab dem Jahr  2023, werde bereits mit dem 
JStG  2022 umgesetzt. In einem weiteren Gesetz-
gebungsvorhaben sollten dann die darüber hinaus 
erforderlichen Maßnahmen vorgenommen wer-
den. Maßgaben seien dabei die Zielgenauigkeit der 
zu konzipierenden Lösung und die Prämisse, dass 
diese weitestgehend ohne eigenes Tätigwerden der 
steuerpflichtigen Personen auskommen.

Zum Abschluss des Panels erläuterte Dr.  Michael 
Myßen die neu geregelte Vollverzinsung sowie 
die Verlängerung von Erklärungsfristen. Nach ei-
nem Urteil des Bundesverfassungsgerichts war die 

Bundesfinanzminister Christian Lindner 
© Bundesministerium der Finanzen/photothek
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Drittes Steuerforum der Finanzverwaltung

Neuregelung der Verzinsung für Fälle ab dem 1. Ja-
nuar 2019 nötig geworden. Gegenstand der Erläu-
terungen war die Zusammensetzung des neuen 
Mischzinses in Höhe von 0,15  Prozent pro Monat 
und die Entscheidung gegen einen variablen Zins-
satz zugunsten einer Evaluierungsklausel. Insge-
samt würden bis zu 8 Mio. Änderungsbescheide er-
wartet. Die gestaffelten und automatisch auf die 
üblichen Steuererklärungsfristen zurückführen-
den Erklärungsfristen waren Schlusspunkt des 
Vortrags, der mit dem Hinweis endete, dass weitere 
Fristverlängerungen eher nicht zu erwarten seien.

Kryptowerte – Besteuerung im 
Angesicht neuer Technologien

Das hochaktuelle Thema der Ertragsbesteuerung 
von Kryptowerten, das auf Bundesebene erstmals 
in dem BMF-Schreiben vom 10. Mai 2022 adressiert 
worden war, begann mit einer Einführung durch 

Malte Büschen in die zugrunde liegende Block-
chain-Technologie. Verschiedene ertragsteuerlich 
bedeutsame Fälle und deren Behandlung nach Ver-
waltungsauffassung wurden dargestellt und be-
sondere Schwierigkeiten hervorgehoben. Mit Blick 
auf die bisher nicht höchstrichterlich entschie-
dene, aber beim BFH anhängige Vorfrage, ob Kryp-
towerte überhaupt Wirtschaftsgüter seien, posi-
tioniere man sich klar bejahend. Der Vortrag von 
Stefan Lorenz befasste sich mit der Besteuerungs-
praxis und bot Einblick in die verschiedenen Mög-
lichkeiten der Finanzverwaltung zur Informations-
erlangung. Ein strukturelles Vollzugsdefizit könne 
nicht angenommen werden.

In der anschließenden Diskussion wurde deutlich, 
dass die Teilnehmerinnen und Teilnehmer die Ein-
schätzung von Kryptowerten als Wirtschaftsgüter 
teilen. Bei der konkreten Einordnung verschiede-
ner Tätigkeiten bestand dagegen Diskussionsbe-
darf. Betont wurde darüber hinaus das Bedürfnis 

© Bundesministerium der Finanzen/photothek
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nach Rechtssicherheit, das auch in der Branche ge-
äußert werde, und die Notwendigkeit, deren Ver-
treter mit einzubeziehen, um den schnellen Ent-
wicklungen des Marktes begegnen zu können. 
Insgesamt überwog die Einschätzung, dass das 
BMF-Schreiben und das Abstellen auf die Grund-
sätze der Ertragsbesteuerung ein guter Auftakt für 
die Behandlung von Kryptowerten sei, der jedoch 
weiterer Ergänzungen und einer stetigen Fortent-
wicklung bedürfe.

Den digitalen Wandel agil gestalten

Den Auftakt zum Nachmittag machte die BFA mit 
einem von Susanne Landgraf moderierten Panel zu 
den Herausforderungen und Möglichkeiten des di-
gitalen Wandels auch in der (Finanz-)Verwaltung. 
Die Referenten stellten sich nach ihren jeweiligen 
Vorträgen den Fragen des interessierten Publikums.

Der eröffnende Beitrag von Kai Hielscher unter der 
Überschrift „Agile Führung“ stellte die These auf, 
dass eine im Rahmen des digitalen Wandels oft-
mals diskutierte „agile Führung“ gar nicht existiere. 
Dabei handele es sich um eine bloße Scheininno-
vation. Statt zwischen einer agilen und klassischen 
Führung zu differenzieren, lasse sich ausschließlich 
zwischen einer resonanten und dissonanten so-
wie einer wirksamen und unwirksamen Führung 
unterscheiden. Der Referent appellierte daher ab-
schließend an die Teilnehmerinnen und Teilneh-
mer, in ihre grundsätzliche Führungsfähigkeit zu 
investieren.

Anschließend stellte Matthias Lutze in seinem Vor-
trag die Frage in den Mittelpunkt, auf welche Weise 
die Marktreife von Innovationen und die Anpas-
sung des entsprechenden Rechtsrahmens be-
schleunigt werden könnten, um mehr Freiraum 
für Innovationen zu schaffen. Ein Lösungsansatz 
werde in sogenannten Reallaboren gesehen. Diese 
ermöglichen (meist) mithilfe von Experimentier-
klauseln die kontrollierte Erprobung von Innova-
tionen, die im allgemein gültigen Rechtsrahmen 
noch nicht zugelassen seien. Insgesamt müsse das 
Recht in dieser Hinsicht flexibler gestaltet werden. 

Deshalb seien – wie im Koalitionsvertrag vorgese-
hen – übergreifende Standards für Reallabore und 
Experimentierklauseln festzulegen. Die Teilneh-
merinnen und Teilnehmer wurden darum gebeten, 
sich auch für mögliche Anwendungsfälle in deren 
Tätigkeitsbereich zu sensibilisieren.

Schließlich gab Johann Schüller den Teilnehmerin-
nen und Teilnehmern einen Einblick in seine Vor-
stellungen von der konkreten Umsetzung des di-
gitalen Wandels in der Steuerverwaltung. Die 
Verwaltung sei zunächst mit den informations-
technischen Voraussetzungen sowie der notwendi-
gen Prozesskompetenz und Datenkompetenz (von 
der Erhebung bis zur Verarbeitung der Daten) aus-
zustatten. Wenn diese Vorarbeiten und der digi-
tale Wandel abgeschlossen seien, könnten sich laut 
Johann Schüller in der täglichen Arbeit eines fikti-
ven Veranlagungsbezirks im Jahre  2030 echte Ef-
fektivitätsgewinne erzielen lassen.

Personengesellschaften im 
Wandel – auch im Steuerrecht?

Gegenstand des nächsten Panels war zunächst das 
Gesetz zur Modernisierung des Personengesell-
schaftsrechts (MoPeG). Die darin vorgesehene Ab-
schaffung des Gesamthandsprinzips für das Ge-
sellschaftsvermögen hat aus Sicht des Referenten 
Dr.  David Haubner keine unmittelbaren Folgen 
für die Ertragsbesteuerung und lasse das duale Be-
steuerungssystem unangetastet. Dieser Einschät-
zung schloss sich auch das Podium an, wobei der 
Wunsch nach Klarstellungen (durch eine Legalde-
finition der Gesamthand für steuerliche Zwecke) 
deutlich wurde, um Unsicherheiten über steuerli-
che Folgen des MoPeG zu begegnen.

Zur weiteren Diskussion standen mehrere Entschei-
dungen des BFH. Zum einen wurde ein Urteil zur 
Betriebsaufspaltung bei mittelbarer Beherrschung 
über Kapitalgesellschaften kontrovers betrachtet. 
Zum anderen lösten Entscheidungen des IV.  und 
XI. Senats, die durch Dr. Carl Friedrich Vees vorge-
stellt wurden, zu den Sperrfristen des § 6 Abs. 5 Ein-
kommensteuergesetz (EStG) Gesprächsbedarf aus.
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Dauerbrenner Grundsteuer und 
Grunderwerbsteuer

Während die nahende Frist zur Abgabe der Grund-
steuererklärungen und die unterschiedliche Wahl 
der Modelle in den einzelnen Bundesländern die 
Diskussion um die Grundsteuer dominierte, be-
fasste sich das Panel bei der Grunderwerbsteuer 
mit den Voraussetzungen des Grundstückser-
werbs nach einer neueren BFH-Entscheidung 
und etwaigen Auswirkungen des MoPeG. Abwei-
chend zur Ertragsbesteuerung wurde wegen der 
Zivilrechtsakzessorietät der Grunderwerbsteuer 
Handlungsbedarf identifiziert, ohne sich auf einen 
Lösungsansatz zu einigen. Mit den Brexit-Über-
gangsregelungen läge zumindest hinsichtlich der 
Haltefristen ein Muster für eine mögliche gesetzge-
berische Regelung vor.

Hinsichtlich der Grundsteuer wurde aus den Bei-
trägen aus dem Publikum deutlich, dass die Einhal-
tung der Erklärungsfrist nicht in allen Fällen mög-
lich sein wird und zahlreiche Praxisprobleme zu 
bewältigen sind, etwa die Abgrenzung von Einhei-
ten bei großen Flurstücken. Betont wurde seitens 
der Finanzverwaltung dagegen die besondere Be-
deutung guter und aussagekräftiger Daten, deren 
Sicherstellung auch die Steuerpflichtigen und de-
ren Berater zu gewährleisten hätten.

Tag 2: Steuern im 
internationalen Kontext

Der von Dr. Wendelin Staats moderierte zweite Tag 
stand ganz im Zeichen des internationalen Steuer-
rechts. In seiner Keynote zur aktuellen internatio-
nalen Steuerpolitik gab Martin Kreienbaum einen 
Überblick über die aktuellen Vorhaben auf multila-
teraler Ebene und der EU-Kommission. Er betonte 
die weitreichende Bedeutung der nun auch im Steu-
errecht und der Steuerpolitik voll angekommenen 
Globalisierung. Das mit der Mindestbesteuerung 

der OECD, gestiegenen Transparenzanforderungen 
und dem intensivierten Kampf gegen Steueroasen 
neu aufgeschlagene Kapitel habe weitreichende 
Folgen für alle Beteiligten in institutioneller, mate-
riellrechtlicher und administrativer Hinsicht.

Ein Jahr ATAD

Bereits die Vorauflagen des Steuerforums beschäf-
tigten sich mit den Fragen zur Umsetzung der An-
ti-Steuervermeidungsrichtlinie (Anti Tax Avoid-
ance Directive, ATAD) der EU. Nachdem diese 2021 
in nationales Recht umgesetzt wurde, befassten 
sich am Vormittag die Vortragenden und Teilneh-
merinnen und Teilnehmer der Diskussionen die-
ses Jahr mit den ersten Erfahrungen und offenen 
Anwendungsfragen.

Hinzurechnungsbesteuerung

Dr. Eva Oertel und Dr. Alexander Mann eröffneten 
den fachlichen Austausch mit Erläuterungen zur 
Hinzurechnungsbesteuerung und stiegen unmit-
telbar in die Diskussion mit dem Plenum anhand 
der Lösung von Praxisfällen ein. Dabei zeigten sich 
als Streitpunkte an dem Panel vor allem die Frage 
der Beherrschung von Steuerpflichtigen und wel-
che Arten von Beteiligungen hierbei berücksichtigt 
werden können. Problematisiert wurde zudem die 
Abgrenzung von aktiven und passiven Einkünften 
bei der Frage der Einordnung als Zwischengesell-
schaft im Sinne von § 8 Außensteuergesetz (AStG): 
Uneinigkeit herrschte bei der Auslegung des Be-
griffs der schädlichen eigenen Mitwirkung und der 
generellen Bedeutung dieser Rückausnahme am 
Beispiel der Rechteverwertung. Fast einhellige Mei-
nung auf dem Podium gab es dazu, dass im Zusam-
menhang mit dem Motivtest des § 8 Abs. 2 AStG in 
Outsourcingfällen ein „Dritter“ nicht mit einer na-
hestehenden Person gleichgesetzt werden kann.
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Der neue § 4k EStG

Mit dem gänzlich neuen Betriebsausgabenabzugs-
verbot des §  4k  EStG für hybride Gestaltungen 
wurde von Cornelius Link ein weiteres Instrument 
des internationalen Kampfes gegen Steuerum-
gehung vorgestellt und die verschiedenen Facet-
ten der Norm wurden beleuchtet. Angesichts des 
noch in Entstehung befindlichen BMF-Schreibens 
diskutierten die Teilnehmerinnen und Teilneh-
mer über verschiedene Einzelfragen, beispielsweise 
zum Tatbestandsmerkmal der den Aufwendungen 
entsprechenden Erträge, wann eine den § 4k EStG 
ausschließende, tatsächliche Besteuerung anzu-
nehmen sei, sowie zu der Ausnahme vom Abzugs-
verbot bei doppelt berücksichtigten Erträgen. Die 
Panelteilnehmerinnen und -teilnehmer aus Bera-
tung und Wirtschaft wiesen auf das Bedürfnis der 
Praxis nach klaren Vorgaben hin, insbesondere 
hinsichtlich der Nachweispflichten, und äußerten 
die Erwartung, dass die Regelung von der Finanz-
verwaltung mit Augenmaß und unter Berücksich-
tigung der Ziele der ATAD ausgelegt wird und dass 
überschießende Rechtsfolgen vermieden werden.

Reform der Wegzugbesteuerung

Mit einem weiteren Vortrag eröffnete Andreas 
Benecke die Diskussion zur reformierten Wegzug-
besteuerung des §  6  AStG. Schwerpunkt des Aus-
tausches war der Umgang mit fiktiven Veräuße-
rungen wie etwa in Umwandlungsfällen und das 

Verhältnis zum Umwandlungsrecht, nicht zuletzt 
aufgrund eines BFH-Urteils vom 8. Dezember 2021. 
Der Norm solle ein eigener, normspezifischer Um-
wandlungsbegriff innewohnen. Auch der Rechts-
schutz im Zusammenhang mit der neuen Rück-
kehrerregelung warf Fragen auf, insbesondere mit 
Blick auf den Rechtsweg bei der Festsetzung einer 
Wegzugsteuer. Denkbar könnte es sein, dass der 
potenzielle Steuerpflichtige diesem Problem be-
reits bei Erklärung der Rückkehrabsicht mit einem 
Antrag auf Festsetzung und Stundung der Wegzug-
steuer begegnen könnte.

Betriebsprüfung im internationalen 
Kontext

Der finale Themenblock mit Vorträgen von Andreas 
Saliger und Britta Eisenbeis widmete sich verschie-
denen Fragen des internationalen Steuerrechts in 
der Betriebsprüfung.

Mit Schreiben vom 17.  Dezember  2019 hatte das 
BMF Verwaltungsanweisungen zum Umgang mit 
personallosen Betriebsstätten erlassen. Den dort 
vorgenommenen Verweis auf bestimmte Ab-
schnitte des OECD-Betriebsstättenberichts vom 
22. Juli 2010 erachteten einige der Diskutierenden 
allerdings als wenig hilfreich. Dennoch gab ein Be-
schluss des BFH vom 24.  November  2021 zur Be-
deutung der Personalfunktion bei der Zuordnung 
von Wirtschaftsgütern und der Entstrickung An-
lass zur weiteren Auseinandersetzung. Die Runde 
schloss mit einem Ausblick auf verschiedene offene 
Folgefragen, u. a. im Zusammenhang mit einer Än-
derung der Zuordnung von Wirtschaftsgütern und 
einer dadurch möglicherweise ausgelösten steuer-
lichen Entstrickung.

Das folgende Panel widmete sich den sogenannten 
DEMPE-Funktionen (Development, Enhancement, 
Maintenance, Protection and Exploitation) und 
dem neuen § 1 Abs. 3c AStG. Letzterer hatte bisher 
keine ausdrückliche Entsprechung im § 1 AStG und 
nimmt nun ein zentrales Ergebnis des BEPS-Pro-
jekts (Base Erosion and Profit Shifting) auf. In-
haltlich würden damit jedoch keine Neuerungen 

© Bundesministerium der Finanzen/photothek
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einhergehen, sondern lediglich die nationalen Be-
mühungen zu einer Umsetzung der OECD-Rege-
lungen betont. Dieser Auffassung wurde zum Teil 
widersprochen, da die bisherige wirtschaftliche Be-
trachtungsweise gegenüber einer Beurteilung an-
hand der DEMPE-Funktionen auf unterschiedli-
chen Grundsätzen beruhe und Abweichungen im 
internationalen Bereich denkbar wären. Insge-
samt wurde die Regelung jedoch trotz einiger un-
geklärten Anwendungsfragen im Einzelfall positiv 
aufgenommen.

Aktuelle Rechtsprechung zu Konzernfinanzie-
rungen und dort insbesondere im Zusammen-
hang mit Substanzverlusten und der Zinshöhe für 
den Fremdvergleich bei Verrechnungspreisen bil-
deten den Abschluss des fachlichen Austausches. 
Mit einem Ausblick auf die erforderlichen Doku-
mentationen seitens der Steuerpflichtigen und die 
Anpassung der Verwaltungsgrundsätze Verrech-
nungspreise fand auch dieses Panel mit seinem in-
tensiven Austausch zwischen Publikum und Panel 
sein Ende.

Schlussworte

Im Anschluss beendete Dr. Robert Heller, Präsident 
der BFA, mit seinen zusammenfassenden Schluss-
worten das dritte Steuerforum der Finanzverwal-
tung. So schloss er zwei sehr spannende, abwechs-
lungsreiche und interessante Veranstaltungstage 
mit zahlreichen Diskussionen und betonte noch-
mals das Bedürfnis nach weiterer enger Zusam-
menarbeit, um die Herausforderungen der Zukunft 
gemeinsam bestehen zu können.

Fazit

Auch das dritte Steuerforum der Finanzverwal-
tung war ein voller Erfolg. Die Mischung aus Vor-
trägen sowie lebhaften und offenen Diskussionen 
stieß erneut auf sehr positive Resonanz. Für das Or-
ganisationsteam und alle, die zu dem guten Gelin-
gen vor und hinter den Kulissen beigetragen haben, 
ist dies Bestätigung und Ansporn für die kommen-
den Veranstaltungen.
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Überblick zur aktuellen Lage
Wirtschaft

	● Die deutsche Wirtschaft konnte im 3. Quartal 2022 den schwierigen Rahmenbedingungen trotzen: Das 
Bruttoinlandsprodukt (BIP) legte gemäß Detailmeldung des Statistischen Bundesamts preis-, kalender- 
und saisonbereinigt um 0,4 Prozent gegenüber dem Vorquartal zu. Insbesondere die privaten Konsu-
mausgaben (+1,0 Prozent gegenüber Vorquartal) und die Ausrüstungsinvestitionen (+2,7 Prozent) stützten 
dabei die Entwicklung.

	● Allerdings befinden sich die Geschäftserwartungen der Unternehmen und das Verbrauchervertrauen – 
trotz leichter Aufhellung am aktuellen Rand – weiter auf sehr niedrigerem Niveau. Die anhaltend sehr 
hohe Inflation verringert die Kaufkraft der Verbraucherinnen und Verbraucher. Die Einzelhandelsum-
sätze waren zuletzt rückläufig.

	● Insgesamt ist im Winterhalbjahr mit einer gedämpften wirtschaftlichen Entwicklung zu rechnen. Von 
der vergleichsweise stabilen Entwicklung am Arbeitsmarkt und den Entlastungsmaßnahmen der Bun-
desregierung, insbesondere dem wirtschaftlichen Abwehrschirm, gehen aber stützende Impulse aus.

Finanzen

	● Die Einnahmen des Bundeshaushalts beliefen sich im Zeitraum Januar bis November 2022 auf rund 
311,4 Mrd. Euro. Damit lagen die Einnahmen um 12,3 Prozent (rund +34,1 Mrd. Euro) höher als im glei-
chen Zeitraum des Vorjahres. Die Ausgaben des Bundeshaushalts betrugen von Januar bis November 2022 
rund 426,1 Mrd. Euro und lagen damit um 4,2 Prozent (rund -18,8 Mrd. Euro) unter dem entsprechenden 
Vorjahresniveau. Im Zeitraum von Januar bis November 2022 wies der Bundeshaushalt ein Finanzie-
rungsdefizit von rund 114,8 Mrd. Euro auf.

	● Die Steuereinnahmen insgesamt (ohne Gemeindesteuern) lagen im November 2022 um 2,0 Prozent über 
dem Ergebnis vom November 2021. Bei einigen Steuerarten sind dabei allerdings Sondereinflüsse im Vor-
jahresmonatsvergleich zum November 2021 zu beobachten. Insgesamt stieg das Aufkommen der Ge-
meinschaftsteuern im November 2022 um 5,5 Prozent gegenüber dem Vorjahr. Neben den Steuern vom 
Umsatz trug dazu vor allem die Zunahme des Lohnsteueraufkommens bei. Das Aufkommen aus den 
Bundessteuern insgesamt lag im November 2022 um 7,2 Prozent unter dem entsprechenden Steuerauf-
kommen im Vorjahresmonat.

Europa

	● Am 7. November 2022 und 5. Dezember 2022 fanden Sitzungen der Eurogruppe statt. Der ECOFIN-Rat 
tagte am 8. November 2022 und 6. Dezember 2022.
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Signale für konjunkturelle 
Abschwächung überwiegen 
trotz leichter Verbesserung der 
Stimmung

Das Bruttoinlandsprodukt (BIP) in Deutschland 
ist nach Detailmeldung des Statistischen Bundes-
amts im 3.  Quartal  2022 in preis-, kalender- und 
saisonbereinigter Rechnung um 0,4  Prozent ge-
genüber dem Vorquartal gestiegen (Schnellmel-
dung +0,3 Prozent). Die deutsche Wirtschaft erwies 
sich damit  – nach Zuwächsen von 0,8  Prozent im 
1. Quartal und 0,1 Prozent im 2. Quartal – auch im 
Herbst als robust gegenüber den schwierigen Rah-
menbedingungen, vor allem den Folgen des russi-
schen Angriffskriegs in der Ukraine.

Der Zuwachs der Wirtschaftsleistung ging dabei 
maßgeblich auf die privaten Konsumausgaben zu-
rück, die gegenüber dem 2. Quartal 2022 auch auf-
grund pandemiebedingter Nachholeffekte um 
1,0 Prozent zulegten. Auch von den Ausrüstungsin-
vestitionen  – also Investitionen u.  a. in Maschinen 
und Geräte – ging mit einer Zunahme um 2,7 Pro-
zent gegenüber dem Vorquartal bei nachlassenden 
Lieferkettenengpässen ein positiver Impuls aus. Da-
gegen wurden die Bauinvestitionen um 1,4 Prozent 
reduziert. Beim Außenhandel schlug sich u.  a. die 
wieder etwas entspanntere Situation der globalen 
Lieferketten in Zuwächsen von 2,0 Prozent bei den 
Exporten und 2,4 Prozent bei den Importen nieder.

Vorausblickende Konjunkturindikatoren deu-
ten aber weiterhin auf eine konjunkturelle Ab-
schwächung hin. So sind die Erwartungen der 
Unternehmen sowie Konsumentinnen und Kon-
sumenten über die weitere wirtschaftliche Ent-
wicklung – trotz zuletzt leichter Aufhellung – pes-
simistisch ausgerichtet. Die anhaltend sehr hohe 
Inflation verringert die Kaufkraft der Verbrauche-
rinnen und Verbraucher. Im Oktober 2022 gingen 

die Einzelhandelsumsätze kräftig zurück. Der Ab-
wärtstrend bei den Auftragseingängen wurde am 
aktuellen Rand nur durch Großaufträge unterbro-
chen. Insgesamt ist daher im Winterhalbjahr mit 
einer gedämpften wirtschaftlichen Entwicklung zu 
rechnen.

Gleichzeitig spricht die leichte Erholung der Stim-
mungsindikatoren dafür, dass die konjunktu-
relle Abwärtsbewegung weniger stark ausfallen 
könnte, als es zwischenzeitlich zu befürchten ge-
wesen ist. Die Entlastungspakete und insbesondere 
die Strom- und Gaspreisbremsen dürften nicht un-
wesentlich zu einer Erwartungsstabilisierung bei-
getragen haben. Daneben entwickelt sich der Ar-
beitsmarkt trotz erkennbarer Auswirkungen der 
angespannten Lage stabil. Erwerbstätigkeit und so-
zialversicherungspflichtige Beschäftigung liegen 
auf Rekordniveau. Die Kurzarbeit ist zwar gestie-
gen, aber sehr weit von den pandemiebedingten 
Höchstwerten entfernt.

Die Steuereinnahmen insgesamt (ohne Gemeinde-
steuern) lagen im November 2022 leicht (+2,0 Pro-
zent) oberhalb des Ergebnisses vom Novem-
ber 2021. Die Interpretation des Vorjahresvergleichs 
wird in diesem Monat erheblich durch Sonderein-
flüsse, vor allem bei der Einfuhrumsatzsteuer und 
der Körperschaftsteuer, erschwert (s. a. Beitrag zur 
Entwicklung der Steuereinnahmen in dieser Aus-
gabe). Mit Blick auf die konjunkturelle Entwicklung 
lässt sich festhalten, dass das Aufkommen aus eini-
gen zentralen Steuerarten wie der Lohnsteuer den 
Auswirkungen des russischen Angriffskriegs in der 
Ukraine weiter grundsätzlich trotzen konnte. Bei 
einigen Steuern wie der Grunderwerbsteuer wirkt 
sich die gesamtwirtschaftliche Lage sowie die Ver-
schlechterung der Finanzierungskonditionen da-
gegen negativ auf das Aufkommen aus. Die wei-
tere Entwicklung der Steuereinnahmen bleibt mit 
Blick auf die gesamtwirtschaftlichen Einflussfakto-
ren mit hoher Unsicherheit behaftet.

Konjunkturentwicklung 
aus finanzpolitischer Sicht
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Gesamtwirtschaft/Einkommen

2021 Veränderung in Prozent gegenüber

Mrd. Euro  
bzw. Index

gegenüber 
Vorjahr in 
Prozent

Vorperiode saisonbereinigt Vorjahr 

1.Q 22 2.Q 22 3.Q 23 1.Q 22 2.Q 22 3.Q 23

Bruttoinlandsprodukt¹

Vorjahrespreisbasis (verkettet) 105,6 +2,9 +0,8 +0,1 +0,4 +3,9 +1,7 +1,2 

Jeweilige Preise 3.602 +5,8 +1,8 +1,3 +1,2 +8,6 +7,7 +5,8 

Einkommen¹

Volkseinkommen 2.743 +6,7 +0,0 -0,3 +2,3 +5,2 +2,8 +4,0 

Arbeitnehmerentgelte 1.918 +3,5 +1,4 +0,4 +1,3 +6,6 +5,6 +4,6 

Unternehmens- und 
Vermögenseinkommen

825 +15,0 -3,3 -2,2 +4,7 +2,4 -4,0 +2,4 

Verfügbare Einkommen der 
privaten Haushalte

2.031 +2,1 +1,9 +3,1 +1,9 +3,5 +6,2 +8,6 

Bruttolöhne und -gehälter 1.567 +3,7 +1,6 +0,4 +1,4 +7,3 +6,2 +5,0 

Sparen der privaten Haushalte 316 -6,1 -4,3 -1,1 +1,4 -33,2 -33,5 -0,6

Außenhandel/Umsätze/
Produktion/ 

Auftragseingänge

2021 Veränderung in Prozent gegenüber

Mrd. Euro  
bzw. 

Index

gegenüber 
Vorjahr in 
Prozent

Vorperiode saisonbereinigt Vorjahr²

Sep 22 Okt 22
Zweimonats-
durchschnitt Sep 22 Okt 22

Zweimonats-
durchschnitt

In jeweiligen Preisen

Außenhandel (Mrd. Euro)

Waren-Exporte 1.379 +14,3 -0,7 -0,6 +0,5 +20,2 +9,8 +14,9 

Waren-Importe 1.204 +17,3 -2,2 -3,7 -1,5 +31,3 +17,6 +24,2 

In konstanten Preisen 

Produktion im Produzierenden 
Gewerbe (Index 2015 = 100)

99,1 +3,7 +1,1 -0,1 +0,5 +3,1 +0,0 +1,5 

Industrie³ 97,2 +4,8 +1,4 -0,4 +0,9 +4,9 +0,8 +2,8 

Bauhauptgewerbe 115,3 -1,3 +0,4 +4,2 +0,7 -2,1 +1,5 -0,3

Umsätze im Produzierenden 
Gewerbe (Index 2015 = 100)

Industrie³ 98,5 +5,2 +0,4 -0,2 +0,9 +8,2 +6,0 +7,1 

Inland 95,1 +3,2 +0,7 -1,7 -0,1 +4,9 +2,1 +3,5 

Ausland 101,8 +7,2 +0,1 +1,1 +1,8 +11,3 +9,6 +10,5 

Auftragseingang  
(Index 2015 = 100)

Industrie³ 111,9 +17,9 -2,9 +0,8 -3,6 -9,8 -3,2 -6,6

Inland 106,4 +15,8 +0,5 -1,9 -1,7 -2,4 -7,3 -4,9

Ausland 116,0 +19,3 -5,2 +2,5 -4,8 -14,2 -0,4 -7,7

Bauhauptgewerbe . . -3,6 . -4,5 -22,9 . -19,4

Umsätze im Handel  
(Index 2015 = 100)

Einzelhandel  
(ohne Kfz, mit Tankstellen)

117,0 +0,7 +1,2 -2,8 -0,9 -0,3 -6,6 -3,5

Handel mit Kfz 113,6 +2,2 +2,8 . +4,7 +0,4 . +0,8 

Finanzpolitisch wichtige Wirtschaftsdaten
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Erneuter Rückgang von 
Warenexporten und -importen 
im Oktober 2022

Die nominalen Warenexporte gingen im Oktober 
kalender- und saisonbereinigt um 0,6  Prozent ge-
genüber dem Vormonat zurück. Dennoch lagen die 
Ausfuhren weiter deutlich über dem Vorjahresni-
veau (+14,2 Prozent). Die nominalen Warenimporte 
fielen im Oktober um 3,7 Prozent deutlich gegen-
über dem Vormonat. Im Vorjahresvergleich lagen 
die Einfuhren um 20,9  Prozent höher. Insgesamt 
ergab sich so ein Saldo der gesamten Warenbilanz 
von 6,9 Mrd. Euro.

Hinter dem Rückgang in nominaler Rechnung ste-
hen einerseits sinkende Import- und Exportpreise 
(-1,2  Prozent beziehungsweise -1,9  Prozent zum 
Vormonat), wobei sich insbesondere der Rück-
gang der Gaspreise im Oktober in einem nominal 
verringerten Importvolumen bemerkbar gemacht 

haben dürfte. Andererseits dürfte sich im Rück-
gang auch die Verlangsamung der Weltkonjunktur 
widerspiegeln.

Nach vorn blickend hellten sich einige Indikato-
ren für den Außenhandel am aktuellen Rand et-
was auf. So waren die Staus vor den Containerhäfen 
laut Kiel Trade Indicator insbesondere in der Nord-
see deutlich rückläufig. Frachtraten auf internati-
onalen Routen gingen ebenso tendenziell weiter 
zurück und nähern sich dem Vorpandemieniveau. 
Die Stimmung unter den deutschen Exporteuren 
hat sich gemäß Umfragen des ifo  Instituts zuletzt 
wieder etwas verbessert. Die ifo  Exporterwartun-
gen sind im November  2022 auf +0,4  Punkte ge-
stiegen, von -4,6 Punkten im Oktober 2022. Positive 
und negative Aussichten halten sich gegenwärtig 
die Waage. Insgesamt ist daher für den Außenhan-
del zwar mit einer verhaltenen, aber grundsätzlich 
nicht deutlich verschlechterten Entwicklung zu 
rechnen.

noch: Finanzpolitisch wichtige Wirtschaftsdaten

Arbeitsmarkt

2021 Veränderung in Tausend gegenüber

Personen 
Mio.

gegenüber 
Vorjahr in 
Prozent

Vorperiode saisonbereinigt Vorjahr 

Sep 22 Okt 22 Nov 22 Sep 22 Okt 22 Nov 22

Arbeitslose  
(nationale Abgrenzung nach BA)

2,61 -3,0 +14 +9 +17 +21 +65 +117 

Erwerbstätige, Inland 44,98 +0,1 +2 +32 . +448 +455 .

Sozialversicherungspflichtig 
Beschäftigte 

33,58 +0,1 +42 . . +576 . .

Preisindizes 
2015 = 100

2021 Veränderung in Prozent gegenüber

Index

gegenüber 
Vorjahr in 
Prozent

Vorperiode Vorjahr 

Sep 22 Okt 22 Nov 22 Sep 22 Okt 22 Nov 22

Importpreise 110,4 +13,4 -0,9 -1,2 . +29,8 +23,5 .

Erzeugerpreise gewerbliche Produkte 114,7 +10,5 +2,3 -4,2 . +45,8 +34,5 .

Verbraucherpreise 109,1 +3,1 +1,9 +0,9 -0,5 +10,0 +10,4 +10,0 

ifo Geschäftsklima 
Deutschland

saisonbereinigte Salden

Apr 22 Mai 22 Jun 22 Jul 22 Aug 22 Sep 22 Okt 22 Nov 22

Klima +1,1 +3,8 +1,7 -6,2 -6,2 -15,7 -15,2 -11,3

Geschäftslage +22,2 +27,6 +26,7 +23,0 +22,5 +15,5 +14,6 +12,3 

Geschäftserwartungen -18,0 -17,4 -20,6 -31,5 -31,2 -42,4 -40,9 -32,2

1  Stand: November 2022; Bruttoinlandsprodukt 3. Quartal 2022: ausführliche Ergebnisse zur Wirtschaftsleistung des Statistischen 
Bundesamts (25. November 2022).

2  Produktion arbeitstäglich, Umsatz, Auftragseingang Industrie kalenderbereinigt, Auftragseingang Bauhauptgewerbe saisonbereinigt.
3  Ohne Energie.
Quellen: Statistisches Bundesamt, Bundesagentur für Arbeit, Deutsche Bundesbank, ifo Institut, eigene Berechnungen
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Produktion im Oktober 2022 
unverändert zum Vormonat

Die Produktion im Produzierenden Gewerbe ver-
blieb im Oktober saisonbereinigt auf nahezu un-
verändertem Niveau (-0,1 Prozent gegenüber Vor-
monat, September revidiert +1,1  Prozent). Dabei 
verringerte sich die Industrieproduktion leicht 
(-0,4  Prozent), während die Produktion im Bau 
deutlich zulegte (+4,2 Prozent). Die Belastung durch 
stark gestiegene Energiepreise hat sich im erneu-
ten Rückgang der Produktion in den energieinten-
siven Industriezweigen gezeigt. Insbesondere die 
Produktion in der chemischen Industrie liegt in-
zwischen über 20  Prozent unter dem Niveau des 
Vorjahresmonats.

Der reale Umsatz im Verarbeitenden Gewerbe 
verringerte sich im Oktober saisonbereinigt um 
0,2  Prozent gegenüber dem Vormonat. Im Ver-
gleich zum Vorjahresmonat lag er um 5,5 Prozent 
höher. Die Auftragseingänge im Verarbeitenden 
Gewerbe stiegen im Oktober um saisonbereinigt 
0,8 Prozent gegenüber dem Vormonat (September 
revidiert -2,9 Prozent). Ohne die Berücksichtigung 
von Großaufträgen war allerdings ein Rückgang 
um 1,2 Prozent zu verzeichnen. Im Vergleich zum 
Vorjahresmonat lagen die Auftragseingänge um 
3,2  Prozent niedriger. Das Volumen der Inlands-
aufträge sank im Oktober um 1,9 Prozent, während 
sich das Volumen der Auslandsaufträge um 2,5 Pro-
zent erhöhte. Besonders stark sank der Auftragsein-
gang im Bereich der Konsumgüter (-6,3 Prozent).

Dagegen verringerten sich die Materialknapp-
heit in der Industrie und die Lieferkettenstörun-
gen weiter – wenn auch auf noch deutlich erhöh-
tem Niveau. So berichteten laut Ifo Institut im 
November  2022 noch 59,3  Prozent der befragten 
Unternehmen von Engpässen, nach 63,8  Prozent 
im Oktober und 65,8 Prozent im September.

Insgesamt ist trotz des auf Großaufträge zurückzu-
führenden leichten Anstiegs bei den Auftragsein-
gängen im Verarbeitenden Gewerbe und noch gut 
gefüllter Auftragsbücher zu erwarten, dass die Pro-
duktion auch in den kommenden Monaten unter 

Druck bleiben dürfte. Sowohl das ifo  Geschäfts-
klima als auch die Exporterwartungen hatten sich 
zwar zuletzt leicht verbessert, liegen aber dennoch 
weiterhin auf niedrigem Niveau. Der Ausblick in 
der Industrie für den Winter bleibt damit getrübt.

Reale Einzelhandelsumsätze 
im Oktober 2022 rückläufig

Nach dem leichten Anstieg im Vormonat gingen 
die realen Einzelhandelsumsätze zum Start ins 
Schlussquartal 2022 relativ kräftig zurück: Im Ok-
tober sanken sie gegenüber dem Vormonat kalen-
der- und saisonbereinigt um 2,8 Prozent. Nach Ein-
zelbereichen lagen die realen Umsätze im Oktober 
im Bereich Lebensmittel um 1,2  Prozent, im Ein-
zelhandel mit Nicht-Lebensmitteln um 4,5 Prozent 
niedriger als im Vormonat. Beim Handel mit Ein-
richtungsgegenständen und Haushaltsgeräten so-
wie Bekleidung und Schuhen war ein merkliches 
Minus von 11,2  Prozent beziehungsweise 7,9  Pro-
zent gegenüber September zu verzeichnen. Beim 
Internet- und Versandhandel kam es zu einem 
Rückgang von 1,8  Prozent gegenüber September. 
Im Vergleich zum Vorjahresmonat lagen die Einzel-
handelsumsätze real um 5,0 Prozent niedriger, no-
minal aber um 6,2 Prozent höher. Der reale Umsatz 
im Gastgewerbe sank im September kalender- und 
saisonbereinigt um 0,9  Prozent gegenüber dem 
Vormonat. Gegenüber dem Vorjahresmonat war 
der reale Umsatz um 14,4 Prozent höher; nominal 
lag der Umsatz um 25,5 Prozent über dem Niveau 
des Vorjahresmonats.

Mit Blick auf die weitere Entwicklung hat sich das 
ifo  Geschäftsklima im Einzelhandel am aktuel-
len Rand etwas verbessert. Es liegt aber weiterhin 
sehr deutlich im pessimistischen Bereich, insbe-
sondere bezüglich der Entwicklung in den nächs-
ten Monaten sind die Firmen per saldo sehr nega-
tiv gestimmt. Das GfK-Konsumklima hat sich am 
aktuellen Rand stabilisiert, auch hier jedoch auf 
sehr niedrigem Niveau. Die Gesellschaft für Kon-
sumforschung (GfK) berichtet dabei, dass die Ein-
kommenswartung zuletzt  – nach vorher starken 
Rückgängen – zum zweiten Mal in Folge moderat 
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zulegen konnte. Auch die Einschätzung der Ver-
braucherinnen und Verbraucher zur weiteren kon-
junkturellen Entwicklung habe sich wieder leicht 
aufgehellt. Zudem sei zwar die Sparneigung etwas 
zurückgegangen, dies habe sich jedoch noch nicht 
in einem Wiederanstieg der Anschaffungsneigung 
niedergeschlagen.

Entwicklung ab Arbeitsmarkt 
schwächt sich leicht ab – Lage 
bleibt aber robust

Die Entwicklung am Arbeitsmarkt schwächte sich 
am aktuellen Rand etwas ab. So fiel die Herbst-
belebung bei der Arbeitslosigkeit schwächer aus 
als in der Vergangenheit und es war saisonberei-
nigt ein Anstieg der Arbeitslosigkeit zu verzeich-
nen. Dieser hängt – anders als im Sommer – nicht 
mehr mit der Erfassung ukrainischer Arbeitslo-
ser zusammen. Die Zahl der als arbeitslos regist-
rierten Personen lag im November 2022 nach Ur-
sprungswerten bei 2,43  Millionen Personen (rund 
-8.000  Personen gegenüber Vorjahresmonat). Die 
Arbeitslosenzahl nahm gegenüber dem Vormo-
nat um rund 17.000  Personen zu. Die Arbeitslo-
senquote erhöhte sich gegenüber dem Vormonat 
um 0,1 Prozentpunkte auf 5,6 Prozent (5,3 Prozent 
nach Ursprungswerten). Nach Konzept der Inter-
nationalen Arbeitsorganisation (ILO) waren im Ok-
tober 1,30  Millionen  Personen erwerbslos, die Er-
werbslosenquote lag bei 3,0 Prozent.

Der Aufbau der Erwerbstätigkeit flachte sich et-
was ab. Erwerbstätigkeit und sozialversicherungs-
pflichtige Beschäftigung lagen aber weiter auf Re-
kordniveau. Erwerbstätig waren im Oktober nach 
Inländerkonzept und Ursprungswerten 45,7 Milli-
onen Personen, das waren 428.000 Personen mehr 
als im Vorjahresmonat (+0,9  Prozent). Gegenüber 
dem Vormonat kam es zu einem Anstieg von sai-
sonbereinigt 32.000  Personen (+ 0,1  Prozent). Die 
sozialversicherungspflichtige Beschäftigung lag 
nach Hochrechnung der Bundesagentur für Ar-
beit im September bei 34,9  Millionen  Personen 
(+1,7 Prozent gegenüber Vorjahresmonat).

Die Kurzarbeit wurde im September ausgeweitet: 
Nach Hochrechnung der Bundesagentur für Arbeit 
(BA) erhielten im September 157.000  Beschäftigte 
konjunkturelles Kurzarbeitergeld (+81.000  Perso-
nen gegenüber August  2022). Die neu angezeigte 
Kurzarbeit verblieb im November auf erhöhtem Ni-
veau: Vom 1. bis 24. November wurden bei der BA 
Anzeigen auf Kurzarbeit für 82.000  Personen ge-
stellt (im Oktober waren es insgesamt Anzeigen für 
98.000  Personen). 68  Prozent der Anzeigen entfie-
len dabei auf Beschäftigte aus dem Produzieren-
den Gewerbe. Von den pandemiebedingten Hoch-
werten für angezeigte Kurzarbeit waren die Zahlen 
aber weit entfernt.

Frühindikatoren für die Beschäftigungsaussichten 
haben sich am aktuellen Rand stabilisiert und lie-
gen weiterhin auf eher neutralem Niveau. Die Un-
ternehmen versuchen auch angesichts des Fach- 
und Arbeitskräftemangels, ihre Beschäftigten zu 
halten. Insgesamt ist für die nächsten Monate da-
mit zu rechnen, dass die erwartete konjunkturelle 
Eintrübung zwar am Arbeitsmarkt nicht spurlos 
vorbeigeht. Von einer merklichen Verschlechte-
rung der Lage ist aber nicht auszugehen.

Die Lohnsteuereinnahmen lagen im Novem-
ber  2022 gegenüber dem Vorjahresmonat um 
3,6 Prozent höher, obwohl im Jahresverlauf bereits 
beträchtliche steuerliche Entlastungsmaßnahmen 
in Verbindung mit den stark gestiegenen Energie-
preisen erfolgten. Insgesamt spiegelte die Aufkom-
mensentwicklung die trotz der gesamtwirtschaftli-
chen Belastungen vergleichsweise stabile Lage am 
Arbeitsmarkt wider.

Inflationsrate sinkt auf sehr 
hohem Niveau leicht

Die Inflationsrate (Veränderung des Verbraucher-
preisindex gegenüber dem Vorjahresmonat) lag im 
November bei 10,0 Prozent und damit wieder leicht 
niedriger als im Vormonat (10,4  Prozent). Gegen-
über Oktober 2022 kam es zu einem Rückgang des 
Index um 0,5 Prozent. Die Teuerungsrate bei Ener-
gie schwächte sich auf sehr hohem Niveau etwas 
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BIP-Wachstum und ifo Geschäftsklima Deutschland
Salden                                                                                                                                                                  in Prozent

Im April 2018 löste das ifo Geschäftsklima Deutschland den bisherigen Index für die Gewerbliche Wirtschaft ab.
Quellen: Statistisches Bundesamt, ifo Institut, eigene Berechnungen
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ab (38,7 Prozent nach 43,0 Prozent im Vormonat), 
auch bei Dienstleistungen lag die Preissteigerungs-
rate mit 3,6  Prozent etwas niedriger als im Vor-
monat (4,0  Prozent). Dagegen beschleunigte sich 
die Teuerung bei Nahrungsmitteln nochmals von 
20,3 Prozent im Vormonat auf 21,1 Prozent.

Die Erzeugerpreise sanken im Oktober  2022 erst-
mals seit Mai  2020 im Vormonatsvergleich wie-
der. Der Rückgang war maßgeblich auf die Ener-
giepreise zurückzuführen, die gegenüber dem 
Vormonat um 10,4  Prozent zurückgingen. So 
war vor allem der Gaspreis bei vollen Speichern 
und milder Witterung im Oktober rückläufig, im 

56



A
kt

ue
lle

 W
irt

sc
ha

ft
s-

 u
nd

 F
in

an
zl

ag
e

57

Aktuelle Wirtschafts- und Finanzlage
Konjunkturentwicklung aus finanzpolitischer Sicht

Monatsbericht des BMF 
Dezember 2022

November bewegte er sich eher seitwärts. Der Preis 
für Rohöl der Sorte Brent stagnierte im Oktober; im 
November gab er wohl u. a. wegen Sorgen um die 
konjunkturelle Entwicklung in China nach.

Aktuelle Umfrageergebnisse des ifo  Instituts zei-
gen, dass Unternehmen gestiegene Einkaufspreise 
im Durchschnitt bislang zu 34 Prozent an ihre Kun-
den weitergereicht haben. Bis April 2023 planen sie, 
die Preisweitergabe auf 50  Prozent zu erhöhen. 
Zwischen den Branchen gibt es aber deutliche Un-
terschiede in der erfolgten (und geplanten) Weiter-
gabe: Die deutlichste Preisüberwälzung findet sich 
im Verarbeitenden Gewerbe, die geringsten Anteile 

im Dienstleistungsbereich. Mit Blick auf die nächs-
ten Monate planen insbesondere Lebensmittelein-
zelhändler und Drogerien, weitere Preiserhöhun-
gen vorzunehmen.

Unter anderem die Umfrageergebnisse des ifo  In-
stituts zeigen, dass auch in den nächsten Monaten 
der Inflationsdruck durch die anhaltende Preiswei-
tergabe stark erhöht sein dürfte. Im weiteren Jah-
resverlauf  2023 ist dann nach aktueller Einschät-
zung mit insgesamt abnehmenden Inflationsraten 
zu rechnen, auf allerdings noch deutlich erhöhtem 
Niveau.
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Steuereinnahmen im November 2022

Die Steuereinnahmen insgesamt (ohne Gemein-
desteuern) lagen im November  2022 um 2,0  Pro-
zent über dem Ergebnis vom November 2021. Bei 
einigen Steuerarten waren dabei allerdings Son-
dereinflüsse im Vorjahresmonatsvergleich zum 
November 2021 zu beobachten. Diese betreffen ins-
besondere die Einfuhrumsatzsteuer sowie die Kör-
perschaftsteuer. Insgesamt stieg das Aufkommen 
der Gemeinschaftsteuern im November  2022 um 
5,5  Prozent gegenüber Vorjahr. Neben den Steu-
ern vom Umsatz trug dazu vor allem die Zunahme 
des Lohnsteueraufkommens bei. Die übrigen ge-
meinschaftlichen Steuern verzeichneten teils be-
trächtliche Einnahmerückgänge im November. 
Die Einnahmen aus den Bundessteuern gingen um 
7,2 Prozent zurück. Insbesondere die aufkommens-
starken Bundessteuern Energiesteuer, Tabaksteuer 
und Solidaritätszuschlag wiesen größere Rück-
gänge auf. Die Einnahmen aus den Ländersteuern 
verzeichneten einen Rückgang um 30,9 Prozent be-
dingt durch Einnahmerückgänge der beiden auf-
kommensstärksten Ländersteuern  – der Grund
erwerb- sowie der Erbschaftsteuer.

EU-Eigenmittel

Im Berichtsmonat November  2022 verringerte 
sich die Abführung von EU-Eigenmitteln (inklu-
sive Zölle) gegenüber dem Vorjahreszeitraum um 
1,0 Prozent (kumuliert bis November um 2,6 Pro-
zent). Die monatlichen Anforderungen der Euro-
päischen Union (EU) orientieren sich grundsätzlich 
an dem jeweils gültigen Jahreshaushalt der EU und 
verteilen sich in der Regel recht gleichmäßig auf 
die einzelnen Monate.

Gesamtüberblick kumuliert 
Januar bis November 2022

In den Monaten Januar bis November 2022 war ku-
muliert ein merkliches Plus von 8,7  Prozent bei 

den Steuereinnahmen insgesamt (ohne Gemein-
desteuern) gegenüber dem Vorjahreszeitraum zu 
verzeichnen. Dies war zum Teil bedingt durch die 
insbesondere im 1.  Halbjahr  2022 noch schwa-
che Vergleichsbasis  2021 infolge der wirtschaftli-
chen Auswirkungen der Corona-Pandemie sowie 
der im Zusammenhang damit ergriffenen gesetz-
lichen und untergesetzlichen steuerlichen Maß-
nahmen. So waren die Steuereinnahmen insge-
samt (ohne Gemeindesteuern) im 1. Halbjahr 2022 
um 17,5  Prozent gegenüber dem Vergleichszeit-
raum angestiegen. In den ersten fünf Monaten des 
2. Halbjahrs 2022 wirkten die steuerlichen Entlas-
tungen, wie das Steuerentlastungsgesetz 2022 oder 
das Energiesteuersenkungsgesetz, dem Einnahme-
anstieg spürbar entgegen. Der insgesamt deutliche 
Anstieg der Steuereinnahmen im bisherigen Jah-
resverlauf bis einschließlich November  2022 wa-
ren auf den kräftigen Anstieg des Aufkommens der 
Gemeinschaftsteuern zurückzuführen (+10,6  Pro-
zent gegenüber dem Vorjahreszeitraum). Dagegen 
gab es bei den Einnahmen aus den Bundessteuern 
(-1,4 Prozent) und aus den Ländersteuern (-2,9 Pro-
zent) leichte Rückgänge.

Verteilung auf Bund, Länder 
und Gemeinden

Die Steuereinnahmen des Bundes nach Verrech-
nung von Bundesergänzungszuweisungen ver-
zeichneten im November  2022 einen Zuwachs 
um 8,9  Prozent gegenüber dem Ergebnis vom 
November  2021. Im Wesentlichen war dies auf 
die gewachsenen Einnahmen des Bundes aus den 
Gemeinschaftsteuern (+11,9  Prozent gegenüber 
November  2021) zurückzuführen. Hierbei spielte 
neben dem allgemeinen Anstieg des Aufkom-
mens aus den Gemeinschaftsteuern um 5,5  Pro-
zent gegenüber November 2021 auch der Rückgang 
der im Rahmen des Finanzausgleichs an die Län-
der zu leistenden Umsatzsteuer-Festbeträge eine 
Rolle. Diese waren im November  2021 aufgrund 
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der Kompensationszahlungen an Länder und Ge-
meinden für Einnahmeausfälle aus den zur Min-
derung der Auswirkungen der Corona-Pandemie 
ergriffenen steuerlichen Maßnahmen sehr hoch. 
Dagegen reduzierten deutlich geringere Einnah-
men aus den Bundessteuern (-7,2  Prozent gegen-
über November  2021) das Aufkommen des Bun-
des. Zudem fielen die vom Bund an die Länder 
gezahlten Bundesergänzungszuweisungen und 

Regionalisierungsmittel im November  2022 leicht 
höher aus als im Vergleichszeitraum.

Die Länder verbuchten im November  2022 einen 
Rückgang ihrer Steuereinnahmen nach Verrech-
nung von Bundesergänzungszuweisungen um 
2,3  Prozent gegenüber dem Vorjahresmonat. Die 
Einnahmen aus Ländersteuern verringerten sich 
im Vorjahresvergleich deutlich um 30,9  Prozent. 

Entwicklung der Steuereinnahmen (ohne reine Gemeindesteuern) im laufenden Jahr¹ 

2022

November

Veränderung 
gegenüber 

Vorjahr 
Januar bis 
November

Veränderung 
gegenüber 

Vorjahr 
Schätzungen 

für 20224

Veränderung 
gegenüber 

Vorjahr

in Mio. Euro in Prozent in Mio. Euro in Prozent in Mio. Euro in Prozent

Gemeinschaftsteuern

Lohnsteuer² 18.275 +3,6 197.649 +3,9 225.850 +3,4

Veranlagte Einkommensteuer 571  -49,4 57.482 +9,3 75.600 +4,5

Nicht veranlagte Steuern vom Ertrag 1.187  -9,4 28.571 +28,2 32.700 +19,4

Abgeltungsteuer auf Zins- und 
Veräußerungserträge

268  -59,9 6.102  -31,2 7.000  -30,2

Körperschaftsteuer 125  -93,6 33.866 +10,2 44.300 +5,2

Steuern vom Umsatz 25.057 +22,8 260.777 +16,5 283.450 +13,0

Gemeinschaftsteuern insgesamt 45.483 +5,5 584.448 +10,6 668.900 +7,7

Gewerbesteuerumlagen

Gewerbesteuerumlage 310 +15,9 5.091 +30,0 5.886 +18,9

Erhöhte Gewerbesteuerumlage -0 X 1 X 0 X

Gewerbesteuerumlagen insgesamt 310 +15,9 5.092 +30,0 5.886 +18,9

Bundessteuern

Energiesteuer 3.013  -11,1 26.125  -10,3 34.100  -8,1

Tabaksteuer 1.014  -14,5 12.212  -4,6 14.350  -2,6

Alkoholsteuer 178  -3,2 1.936 +7,5 2.170 +3,9

Versicherungsteuer 1.049 +4,7 14.913 +4,7 15.650 +4,5

Stromsteuer 576 +1,9 6.249 +2,8 6.850 +2,4

Kraftfahrzeugsteuer 753  -3,2 8.861  -0,5 9.470  -0,8

Luftverkehrsteuer 126 +22,9 1.047 +110,5 1.170 +106,8

Solidaritätszuschlag 436  -14,7 9.826 +9,6 11.800 +7,0

Übrige Bundessteuern 123 +6,5 1.315 +4,2 1.454 +2,5

Bundessteuern insgesamt 7.267  -7,2 82.483  -1,4 97.014  -1,2

Ländersteuern

Erbschaftsteuer 733  -42,1 8.544  -4,2 9.400  -4,3

Grunderwerbsteuer 1.207  -27,5 15.863  -4,8 17.800  -2,9

Rennwett- und Lotteriesteuer 207  -1,4 2.368 +12,8 2.588 +10,9

Biersteuer 46  -5,3 553 +2,8 595 +1,8

Übrige Ländersteuern 27 +8,3 533 +8,2 580 +8,1

Ländersteuern insgesamt 2.221  -30,9 27.860  -2,9 30.963  -2,1
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Dem gegenüber standen etwas höhere Einnahmen 
aus dem Länderanteil an den Gemeinschaftsteu-
ern. Der Anstieg des Länderanteils fiel mit 1,5 Pro-
zent allerdings geringer aus als der des Bundesan-
teils. Dies war auf die oben erwähnte Anpassung 
der Umsatzsteuer-Festbeträge zurückzuführen. 
Die Einnahmen der Gemeinden aus ihrem Anteil 
an den Gemeinschaftsteuern verringerten sich um 
4,0 Prozent.

Gemeinschaftsteuern

Lohnsteuer

Das Bruttoaufkommen der Lohnsteuer lag im 
November 2022 um 3,7 Prozent über dem Aufkom-
men im Vorjahresmonat. Die für das Aufkommen 
maßgebliche Lage am Arbeitsmarkt war trotz der 
schwierigen wirtschaftlichen Rahmenbedingun-
gen weiterhin grundsätzlich stabil (s. a. Bericht zur 
konjunkturellen Entwicklung in dieser Ausgabe). 

Das aus dem Lohnsteueraufkommen gezahlte Kin-
dergeld stieg um 2,0  Prozent gegenüber Novem-
ber  2021. Im Ergebnis wuchs das kassenmäßige 
Lohnsteueraufkommen um 3,6 Prozent gegenüber 
dem Vorjahresmonat. Auch aufgrund der kräftigen 
Entwicklung in der 1. Jahreshälfte 2022 lag das kas-
senmäßige Lohnsteueraufkommen in den Mona-
ten Januar bis November 2022 – trotz des deutlichen 
Minderungseffekts aufgrund der steuerlichen Ent-
lastungen und der Auszahlung der Energiepreis
pauschale im September – kumuliert um 3,9 Pro-
zent über dem Niveau des Vorjahreszeitraums.

Körperschaftsteuer

Im November  2022 wurden rund 0,1  Mrd.  Euro 
Körperschaftsteueraufkommen brutto ver-
einnahmt, gegenüber einem Aufkommen von 
2,0 Mrd. Euro im November 2021. Die Einnahmen 
in diesem Monat waren geprägt durch die Veran-
lagungstätigkeit der Finanzverwaltung. Hierdurch 
ergeben sich unterjährig regelmäßig beträchtliche 
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noch: Entwicklung der Steuereinnahmen (ohne reine Gemeindesteuern) im laufenden Jahr¹

2022

November

Veränderung 
gegenüber 

Vorjahr 
Januar bis 
November

Veränderung 
gegenüber 

Vorjahr 
Schätzungen 

für 20224

Veränderung 
gegenüber 

Vorjahr

in Mio. Euro in Prozent in Mio. Euro in Prozent in Mio. Euro in Prozent

EU-Eigenmittel

Zölle 665 +55,6 6.157 +34,5 6.650 +29,8

Mehrwertsteuer-Eigenmittel 395 +6,9 4.344 +6,9 4.840 +9,6

BNE-Eigenmittel 2.207  -15,8 24.277  -14,5 26.430  -7,9

Kunststoff-Eigenmittel 116 1.276 1.380

EU-Eigenmittel insgesamt 3.382  -1,0 36.054  -2,6 39.300 +2,8

Bund³ 23.031 +8,9 290.206 +11,3 338.002 +7,8

Länder³ 25.972  -2,3 333.374 +9,0 377.996 +6,5

EU 3.382  -1,0 36.054  -2,6 39.300 +2,8

Gemeindeanteil an der Einkommen- und 
Umsatzsteuer

3.559  -4,0 46.407 +1,5 54.115 +0,3

Steueraufkommen insgesamt (ohne 
Gemeindesteuern)

55.945 +2,0 706.040 +8,7 809.413 +6,4

1  Methodik: Kassenmäßige Verbuchung der Einzelsteuer insgesamt und Aufteilung auf die Ebenen entsprechend den gesetzlich 
festgelegten Anteilen. Aus kassentechnischen Gründen können die tatsächlich von den einzelnen Gebietskörperschaften im 
laufenden Monat vereinnahmten Steuerbeträge von den Sollgrößen abweichen.

2  Nach Abzug der Kindergelderstattung durch das Bundeszentralamt für Steuern.
3  Nach Ergänzungszuweisungen; Abweichung zu Tabelle „Einnahmen des Bundes“ ist methodisch bedingt (vergleiche Fußnote 1).
4  Ergebnis Arbeitskreis „Steuerschätzungen“ vom November 2022.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Aufkommensschwankungen. Der aktuell sehr kräf-
tige Rückgang bei der Körperschaftsteuer ist jedoch 
auf einen einnahmeerhöhenden Sondereinfluss im 
Vorjahr zurückzuführen. Aus dem Aufkommen 
wurden in Summe geringe Beträge an Forschungs- 
und Investitionszulage mit einem Volumen von 
insgesamt rund 20,0 Mio. Euro gezahlt, sodass de-
ren Einfluss auf das Körperschaftsteueraufkom-
men marginal war. Im November  2022 lag somit 
das kassenmäßige Körperschaftsteueraufkommen 
bei rund 0,1 Mrd. Euro. In den Monaten Januar bis 
November 2022 ergab sich kassenmäßig kumuliert 
ein Zuwachs um 10,2 Prozent gegenüber dem Ni-
veau des Vorjahreszeitraums.

Veranlagte Einkommensteuer

Im November  2022 lag das Aufkommen aus ver-
anlagter Einkommensteuer brutto um 2,0 Prozent 
unter dem Betrag des Vorjahresmonats. Ebenso 
wie bei der Körperschaftsteuer war die Entwick-
lung der Einnahmen in diesem Monat durch die 
Veranlagungstätigkeit der Finanzverwaltung ge-
prägt. Die aus dem Aufkommen geleisteten Er-
stattungen an Arbeitnehmer stiegen um 51,0 Pro-
zent gegenüber dem Vorjahr, wobei sich hier in den 
vergangenen Jahren wiederholt hohe Vorjahresver-
änderungen ergeben hatten. Weitere Abzüge erga-
ben sich in geringem Ausmaß durch Investitions-, 
Forschungs- und Eigenheimzulagen. Im Ergebnis 
lag das kassenmäßige Aufkommen aus der veran-
lagten Einkommensteuer im November  2022 um 
49,4  Prozent unter dem Vorjahresmonat. In den 
Monaten Januar bis November 2022 war kumuliert 
ein Anstieg um 9,3 Prozent gegenüber dem Niveau 
des Vorjahreszeitraums zu verzeichnen.

Nicht veranlagte Steuern vom 
Ertrag

Im November 2022 lag das Bruttoaufkommen der 
nicht veranlagten Steuern vom Ertrag um 10,7 Pro-
zent unter demjenigen im November  2021. Das 
Aufkommen wird maßgeblich durch die Ein-
nahmen der Kapitalertragsteuer aufgrund von 

Dividendenausschüttungen von Unternehmen be-
stimmt. Die Ausschüttungstermine verschieben 
sich regelmäßig im Jahresverlauf. Der November 
zählt traditionell nicht zu den aufkommensstar-
ken Monaten. In solchen Monaten kann das Auf-
kommen größeren Schwankungen gegenüber dem 
Vorjahr unterliegen. Aus dem Bruttoaufkommen 
wurden rund 43 Mio. Euro Erstattungen durch das 
Bundeszentralamt für Steuern geleistet (-35,8 Pro-
zent gegenüber November  2021). Insgesamt er-
gab sich damit ein Rückgang des Kassenaufkom-
mens der nicht veranlagten Steuern vom Ertrag um 
9,4  Prozent gegenüber November  2021. Mit Blick 
auf das kumulierte Ergebnis im bisherigen Jahres-
verlauf bis November  2022 lag das kassenmäßige 
Aufkommen aus den nicht veranlagten Steuern 
vom Ertrag um 28,2 Prozent über dem Niveau des 
Vorjahreszeitraums.

Abgeltungsteuer auf Zins- und 
Veräußerungserträge

Das Aufkommen aus der Abgeltungsteuer auf Zins- 
und Veräußerungserträge lag im November  2022 
um 59,9  Prozent und kumuliert über die Monate 
Januar bis November  2022 um 31,2  Prozent un-
ter dem Niveau des entsprechenden Vorjahreszeit-
raums, in dem infolge von Kursgewinnen an den 
Finanzmärkten relativ hohe Veräußerungserträge 
angefallen sein dürften.

Steuern vom Umsatz

Das Aufkommen der Steuern vom Umsatz lag im 
November  2022 um beträchtliche 22,8  Prozent 
über dem Niveau des Vorjahresmonats. Die Ein-
nahmen aus der (Binnen-)Umsatzsteuer verringer-
ten sich leicht um 3,8 Prozent; die Einnahmen aus 
der Einfuhrumsatzsteuer stiegen dagegen deut-
lich um 177,7 Prozent gegenüber November 2021. 
Der hohe Anstieg bei der Einfuhrumsatzsteuer ist 
allerdings maßgeblich auf einen Sonderfaktor im 
Vorjahr zurückzuführen: Aufgrund des späten Fäl-
ligkeitstermins wurde ein Teil des Steueraufkom-
mens aus dem November des Vorjahres erst im 
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Folgemonat Dezember  2021 aufkommenswirk-
sam gebucht. Durch die dadurch sehr niedrige 
Vorjahresbasis ergibt sich die sehr hohe rechneri-
sche Steigerungsrate im aktuellen Berichtsmonat. 
Gleichwohl spiegelt das beträchtliche Plus bei der 
Einfuhrumsatzsteuer aber auch den im Vorjahres-
vergleich deutlich gestiegenen Wert der Waren
importe wider (s.  a. Bericht zur konjunkturellen 
Entwicklung in dieser Ausgabe). Da die Einfuhrum-
satzsteuer bei der (Binnen-)Umsatzsteuer als Vor-
steuer abgezogen werden kann, führen steigende 
Einnahmen bei der Einfuhrumsatzsteuer tenden-
ziell zu einer schwächeren Einnahmeentwicklung 
bei der (Binnen-)Umsatzsteuer. Die unterjährig ge-
nerell stark schwankende Entwicklung des Auf-
kommens der Steuern vom Umsatz wurde durch 
die bei der Einfuhrumsatzsteuer seit Anfang  2021 
bereits mehrfach aufgetretenen Verschiebungen 
eines Teils der kassenmäßigen Buchungen in den 
Folgemonat noch deutlich verstärkt.

Der starke Anstieg für die Monate Januar bis No-
vember 2022 von kumuliert 16,5 Prozent gegenüber 
dem Niveau des Vorjahreszeitraums war in signifi-
kanten Teilen auf die schwache Vergleichsbasis zu-
rückzuführen (u. a. aufgrund der temporären Steu-
ersatzsenkung und der wirtschaftlichen Effekte der 
Pandemie, vergleiche die Ausführungen dazu im 
Monatsbericht des BMF vom Oktober 2022).

Bundessteuern

Das Aufkommen aus den Bundessteuern insgesamt 
lag im November 2022 um 7,2 Prozent unter dem 
entsprechenden Steueraufkommen im Vorjahres-
monat. Im Wesentlichen war dies auf einen star-
ken Rückgang des Energiesteueraufkommens um 
11,1  Prozent gegenüber dem November  2021 zu-
rückzuführen. Im September, aus dem das Kassen-
aufkommen November im Wesentlichen stammt, 
war nach dem Ende der temporären Energiesteuer-
satzsenkung ein beträchtlicher Preisanstieg an den 

Tankstellen zu verzeichnen. In Antizipation dessen 
dürfte es zu Vorzieheffekten der Verbraucherinnen 
und Verbraucher gekommen sein. Daneben könn-
ten auch Vermeidungsstrategien (Tanktourismus, 
Vermeidung von Fahrten, Umstieg auf öffentliche 
Verkehrsmittel) zu Minderverkäufen geführt haben. 
Die Tabaksteuer wies ein Minus von 14,5  Prozent 
auf, da Einnahmen aus dem November 2022 erst im 
Dezember verbucht wurden. Das Aufkommen aus 
dem Solidaritätszuschlag war durch den Rückgang 
seiner Bemessungsgrundlagen merklich niedri-
ger als im Vorjahr (-14,7  Prozent). Weitere Rück-
gänge im Vergleich zum Vorjahresmonat ergaben 
sich auch bei der Alkoholsteuer (-3,2 Prozent) und 
der Kraftfahrzeugsteuer (-3,2  Prozent). Zuwächse 
zeigten dagegen weiterhin die Versicherungsteuer 
(+4,7 Prozent), die Kaffeesteuer (+9,5 Prozent) sowie 
die Luftverkehrsteuer (+22,9 Prozent). Die Verände-
rungen der übrigen Steuerarten hatten nur gering-
fügige Auswirkungen auf das Steueraufkommen.

Ländersteuern

Das Aufkommen der Ländersteuern lag im 
November 2022 um 30,9 Prozent unter dem Ergeb-
nis aus dem November  2021, maßgeblich bedingt 
durch den Rückgang der Einnahmen aus der Grun-
derwerbsteuer (27,5  Prozent) und der Erbschaft-
steuer (-42,1 Prozent). Bei der Erbschaftssteuer kön-
nen regelmäßige starke Schwankungen gegenüber 
dem Vorjahr beobachtet werden. Dagegen dürf-
ten sich bei der Grunderwerbsteuer u. a. die hohen 
Baupreise und die Verschlechterung der Finan-
zierungskonditionen dämpfend auf die Aufkom-
mensentwicklung auswirken. Bei den Rennwett- 
und Lotteriesteuern ergab sich ein Rückgang um 
1,4 Prozent und bei der Biersteuer um 5,3 Prozent 
gegenüber November 2021. Zuwächse verzeichnete 
dagegen die Feuerschutzsteuer um 8,4 Prozent ge-
genüber November 2021.
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Entwicklung des Bundeshaushalts bis 
einschließlich November 2022

Einnahmen
Die Einnahmen des Bundeshaushalts beliefen 
sich im Zeitraum Januar bis November  2022 auf 
rund 311,4  Mrd.  Euro. Damit lagen die Einnah-
men um 12,3  Prozent (rund +34,1  Mrd.  Euro) hö-
her als im gleichen Zeitraum des Vorjahres. Die 
Steuereinnahmen stiegen um 12,3  Prozent (rund 
+31,7  Mrd.  Euro) gegenüber der Vorjahresperiode. 
Dies resultierte vor allem aus höheren Einnah-
men aus Steuern vom Umsatz und aus Einkom-
men- und Körperschaftsteuer. Dämpfend wirkten 
insbesondere die Auswirkungen des Gesetzes zur 
Änderung des Energiesteuerrechts zur temporären 
Absenkung der Energiesteuer für Kraftstoffe (Ein-
nahmen Energiesteuer -10,3  Prozent beziehungs-
weise rund -3,0  Mrd.  Euro gegenüber Vorjahr) so-
wie die zusätzlichen Zuführungen an Länder für 
den Öffentlichen Nahverkehr (ÖPNV) zum Aus-
gleich von Einnahmeausfällen des ÖPNV durch die 
Corona-Pandemie (1,2 Mrd. Euro) sowie zur Finan-
zierung des 9-Euro-Tickets (2,5 Mrd. Euro). Für wei-
tere Informationen zu den Steuereinnahmen s.  a. 
„Steuereinnahmen im November  2022“ in dieser 
Ausgabe des Monatsberichts.

Die Sonstigen Einnahmen lagen im Berichtszeit-
raum um 12,0 Prozent (rund +2,4 Mrd. Euro) über 
dem entsprechenden Vorjahresergebnis. Neben 
höheren Einnahmen aus wirtschaftlicher Tätigkeit 
und Zinseinnahmen in Höhe von insgesamt rund 
339  Mio.  Euro trugen insbesondere Sonstige Ver-
waltungseinnahmen, Gebühren und sonstige Ent-
gelte sowie Zuschüsse von der Europäischen Union 
(EU) mit insgesamt rund 1,4 Mrd. Euro zum Anstieg 
der Sonstigen Einnahmen bei.

Ausgaben
Die Ausgaben des Bundeshaushalts betrugen von 
Januar bis November 2022 rund 426,1 Mrd. Euro und 
lagen damit um 4,2 Prozent (rund -18,8 Mrd. Euro) 
unter dem entsprechenden Vorjahresniveau. Nach 
ökonomischen Arten gegliedert lagen die kon-
sumtiven Ausgaben etwa auf dem Niveau des Vor-
jahreszeitraums (-0,1  Prozent beziehungsweise 
rund -0,5 Mrd. Euro). Dabei gab es gegenläufige Ef-
fekte: Ausgabenerhöhend wirkte, dass die laufen-
den Zuschüsse an Sozialversicherungen das Vor-
jahresniveau um 9,4 Prozent beziehungsweise rund 
14,2 Mrd. Euro überschritten. Darin enthalten wa-
ren einerseits höhere Leistungen des Bundes an 
den Gesundheitsfonds und den Ausgleichsfonds 
der Pflegeversicherung für durch die SARS-CoV-2-
Pandemie verursachte Belastungen von insgesamt 
rund 13,7  Mrd.  Euro sowie andererseits geringere 
Ausgaben aufgrund des Wegfalls der Zuweisun-
gen für das Zukunftsprogramm Krankenhäuser 
(-3,0  Mrd.  Euro). Darüber hinaus wurden von Ja-
nuar bis November 2022 rund 2,9 Mrd. Euro mehr 
an Zuschüssen zur Beschaffung von Impfstoffen 
gegen SARS-CoV-2 verausgabt als vor einem Jahr. 
Der laufende Sachaufwand stieg gegenüber der 
Vorjahresperiode um 13,5  Prozent beziehungs-
weise rund 4,1 Mrd. Euro an, was u. a. auf die Kos-
ten im Zusammenhang mit der Anlegung und Auf-
lösung von Gasreserven zurückzuführen ist. Für 
diesen Zweck wurden bis November  2022 rund 
1,5  Mrd.  Euro verausgabt. Der allgemeine Anstieg 
des Zinsniveaus hat zur Folge, dass sich die Zinsaus-
gaben im Vergleich zum Vorjahreszeitraum – aus-
gehend von einem vergleichsweise niedrigen Ni-
veau – um rund 11,6 Mrd. Euro erhöht haben. Die 
Verringerung der Ausgaben im Vergleich zum Vor-
jahr beruht vor allem auf geringeren Zuschüssen 
an Unternehmen (-39,8  Prozent beziehungsweise 
rund -26,3 Mrd. Euro) und geringeren Zuweisungen 
an Verwaltungen (-18,7  Prozent beziehungsweise 
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Entwicklung des Bundeshaushalts

Ist 2021 Soll 2022
Ist-Entwicklung 
November 2022¹

Ausgaben (Mrd. Euro)² 556,6 495,8 426,1

Unterjährige Veränderung gegenüber Vorjahr in Prozent -4,2

Einnahmen (Mrd. Euro)³ 341,0 356,2 311,4

Unterjährige Veränderung gegenüber Vorjahr in Prozent 12,3

Steuereinnahmen (Mrd. Euro) 313,5 328,4 288,8

Unterjährige Veränderung gegenüber Vorjahr in Prozent 12,3

Saldo der durchlaufenden Mittel (Mrd. Euro) 0,0 0,0 0,0

Finanzierungssaldo (Mrd. Euro) - 215,6 - 139,6 - 114,8

Deckung/Verwendung: 215,6 139,6 114,8

Kassenmittel (Mrd. Euro) - - 164,5

Münzeinnahmen (Mrd. Euro) 0,2 0,2 0,1

Saldo der Rücklagenbewegungen4 0,0 0,5 0,5

Nettokreditaufnahme/unterjähriger Kapitalmarktsaldo5 (Mrd. Euro) 215,4 138,9 - 50,3

Abweichungen durch Rundung der Zahlen möglich.
1  Buchungsergebnisse.
2  Mit Ausnahme der Ausgaben zur Schuldentilgung am Kreditmarkt, der Zuführungen an Rücklagen und der Ausgaben zur Deckung 

eines kassenmäßigen Fehlbetrags. Ohne Ausgaben aus haushaltstechnischen Verrechnungen.
3  Mit Ausnahme der Einnahmen aus Krediten vom Kreditmarkt, der Entnahme aus Rücklagen und der Einnahmen aus kassenmäßigen 

Überschüssen sowie der Münzeinnahmen. Ohne Einnahmen aus haushaltstechnischen Verrechnungen.
4  Negative Werte stellen Rücklagenbildung dar.
5  (-) Tilgung; (+) Kreditaufnahme.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen.

rund -10,3  Mrd.  Euro). Der Rückgang der Zu-
schüsse an Unternehmen war vor allem auf ge-
ringere Corona-Unternehmenshilfen zurückzu-
führen. Für diesen Zweck wurden von Januar bis 
November  2022 rund 11,2  Mrd.  Euro aufgewen-
det. Im entsprechenden Vorjahreszeitraum waren 
es rund 35,7  Mrd.  Euro. Der deutliche Rückgang 
der Zuweisungen an Verwaltungen ließ sich mit 
der einmaligen Zuweisung an das Sondervermö-
gen „Aufbauhilfe 2021“ in Höhe von 16 Mrd. Euro 
im September 2021 erklären. Dem standen im Ver-
gleich zum Vorjahr höhere Zuweisungen an die 
Sondervermögen „Digitale Infrastruktur“ (rund 
2,0 Mrd. Euro) und „Klima- und Transformations-
fonds“ (rund 3,4 Mrd. Euro) gegenüber.

Die investiven Ausgaben beliefen sich im betrach-
teten Zeitraum auf rund 33,8 Mrd. Euro. Damit la-
gen sie um 35,1  Prozent (rund -18,2  Mrd.  Euro) 
unter dem Niveau des Vorjahreszeitraums, insbe-
sondere, da die unterjährigen Liquiditätshilfen an 
die Bundesagentur für Arbeit (BA) von Januar bis 

November 2022 um etwa 16,1 Mrd. Euro geringer 
ausfielen als im Vorjahreszeitraum. Am Ende des 
Haushaltsjahrs  2021 wurden die unterjährig ge-
währten Hilfen, die bis zum Schluss des Haushalts-
jahrs nicht zurückgezahlt werden konnten, in einen 
Zuschuss an die BA umgewandelt. Die Sachinvesti-
tionen lagen von Januar bis November 2022 in etwa 
auf dem Niveau des Vorjahres (+1,2 Prozent bezie-
hungsweise rund +0,1 Mrd. Euro).

Finanzierungssaldo

Im Zeitraum von Januar bis November  2022 wies 
der Bundeshaushalt ein Finanzierungsdefizit von 
rund 114,8 Mrd. Euro auf.

Die Einnahmen und Ausgaben unterliegen im 
Laufe des Haushaltsjahres starken Schwankungen 
und beeinflussen somit die eingesetzten Kassen-
mittel in den einzelnen Monaten in unterschiedli-
chem Maße. Auch der Kapitalmarktsaldo zeigt im 
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Entwicklung der Bundesausgaben nach Aufgabenbereichen

Ist 2021 Soll 2022

Ist-Entwicklung Unterjährige 
Veränderung 
ggü. Vorjahr

November 
2021

November 
2022

in Mio. 
Euro

Anteil in 
Prozent

in Mio. 
Euro

Anteil in 
Prozent in Mio. Euro in Prozent

Allgemeine Dienste 100.399 18,0 110.061 22,2 84.971 90.694 +6,7

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 13.224 2,4 12.304 2,5 9.040 9.368 +3,6

Verteidigung 46.550 8,4 52.300 10,5 39.813 43.367 +8,9

Politische Führung, zentrale Verwaltung 20.576 3,7 23.393 4,7 19.090 20.121 +5,4

Finanzverwaltung 5.981 1,1 6.310 1,3 5.302 5.425 +2,3

Bildung, Wissenschaft, Forschung, Kulturelle 
Angelegenheiten

28.985 5,2 32.211 6,5 22.557 20.952 -7,1

Förderung für Schülerinnen und Schüler, 
Studierende, Weiterbildungsteilnehmende

4.912 0,9 4.484 0,9 4.550 3.554 -21,9

Wissenschaft, Forschung, Entwicklung außerhalb 
der Hochschulen

16.259 2,9 20.264 4,1 11.570 11.529 -0,4

Soziale Sicherung, Familie und Jugend, 
Arbeitsmarktpolitik

281.133 50,5 248.486 50,1 259.889 235.696 -9,3

Sozialversicherungen einschließlich 
Arbeitslosenversicherung

147.057 26,4 130.769 26,4 144.333 128.499 -11,0

darunter:

Allgemeine Rentenversicherung 97.343 17,5 99.465 20,1 95.931 97.969 +2,1

Krankenversicherung 18.887 3,4 15.940 3,2 17.440 14.530 -16,7

Arbeitslosenversicherung 16.935 3,0 1.000 0,2 17.419 1.320 -92,4

Arbeitsmarktpolitik 42.109 7,6 41.233 8,3 38.613 38.846 +0,6

darunter:

Arbeitslosengeld II nach SGB II 21.748 3,9 21.085 4,3 20.296 20.628 +1,6

Leistungen des Bundes für Unterkunft und 
Heizung nach dem SGB II

10.090 1,8 9.800 2,0 9.299 8.894 -4,4

Familienhilfe, Wohlfahrtspflege u. ä. 11.038 2,0 11.729 2,4 10.160 10.658 +4,9

Soziale Leistungen für Folgen von Krieg und 
politischen Ereignissen

2.159 0,4 2.182 0,4 1.855 1.878 +1,3

Sonstige soziale Angelegenheiten 67.506 12,1 50.952 10,3 54.121 44.501 -17,8

Gesundheit, Umwelt, Sport, Erholung 16.959 3,0 20.703 4,2 15.690 16.704 +6,5

Wohnungswesen, Städtebau, Raumordnung und 
kommunale Gemeinschaftsdienste

2.270 0,4 3.603 0,7 1.691 2.027 +19,9

Wohnungswesen, Wohnungsbauprämie 1.320 0,2 2.159 0,4 1.117 1.403 +25,7

Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 1.953 0,4 2.158 0,4 1.269 1.013 -20,2

Jahresverlauf in der Regel starke Schwankungen. 
Die unterjährige Entwicklung des Finanzierungs-
saldos und des jeweiligen Kapitalmarktsaldos sind 
daher keine Indikatoren, aus denen sich die erfor-
derliche Nettokreditaufnahme und der Finanzie-
rungssaldo am Jahresende errechnen lassen.
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Ist 2021 Soll 2022

Ist-Entwicklung Unterjährige 
Veränderung 
ggü. Vorjahr

November 
2021

November 
2022

in Mio. 
Euro

Anteil in 
Prozent

in Mio. 
Euro

Anteil in 
Prozent in Mio. Euro in Prozent

Energie- und Wasserwirtschaft, Gewerbe, 
Dienstleistungen

5.705 1,0 15.075 3,0 4.630 7.413 +60,1

Regionale Förderungsmaßnahmen 1.796 0,3 2.920 0,6 1.167 1.367 +17,2

Bergbau, Verarbeitendes Gewerbe und Baugewerbe 801 0,1 1.261 0,3 664 938 +41,4

Verkehrs- und Nachrichtenwesen 29.781 5,4 28.836 5,8 25.101 21.430 -14,6

Straßen 8.451 1,5 9.452 1,9 6.876 7.538 +9,6

Eisenbahnen und öffentlicher Personennahverkehr 14.139 2,5 11.587 2,3 11.970 7.921 -33,8

Allgemeine Finanzwirtschaft 89.432 16,1 34.659 7,0 29.057 30.176 +3,9

Grund- und Kapitalvermögen, Sondervermögen 
und Finanzzuweisungen

84.467 15,2 14.936 3,0 23.780 13.218 -44,4

Zinsausgaben und Ausgaben im Zusammenhang 
mit der Schuldenaufnahme

3.881 0,7 16.234 3,3 4.277 15.863 +270,9

Ausgaben insgesamt¹ 556.617 100,0 495.791 100,0 444.855 426.104 -4,2

1  Mit Ausnahme der Ausgaben zur Schuldentilgung am Kreditmarkt, der Zuführungen an Rücklagen und der Ausgaben zur Deckung 
eines kassenmäßigen Fehlbetrags. Ohne Ausgaben aus haushaltstechnischen Verrechnungen.

Quelle: Bundesministerium der Finanzen

noch: Entwicklung der Bundesausgaben nach Aufgabenbereichen
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Die Ausgaben des Bundes nach ökonomischen Arten

Ist 2021 Soll 2022

Ist-Entwicklung Unterjährige 
Veränderung 
ggü. Vorjahr 

November 
2021

November 
2022

in Mio. 
Euro

Anteil in 
Prozent

in Mio. 
Euro

Anteil in 
Prozent in Mio. Euro in Prozent

Konsumtive Ausgaben 510.835 91,8 450.772 90,9 392.827 392.312  -0,1

Personalausgaben 36.498 6,6 37.399 7,5 34.536 35.784 +3,6

Aktivbezüge 27.237 4,9 27.832 5,6 25.665 26.546 +3,4

Versorgung 9.261 1,7 9.566 1,9 8.871 9.238 +4,1

Laufender Sachaufwand 38.670 6,9 60.854 12,3 30.521 34.646 +13,5

Unterhaltung des unbeweglichen 
Vermögens

1.083 0,2 1.122 0,2 896 940 +4,9

Militärische Beschaffungen 17.068 3,1 20.427 4,1 12.413 13.207 +6,4

Sonstiger laufender Sachaufwand 20.518 3,7 39.306 7,9 17.212 20.499 +19,1

Zinsausgaben 3.855 0,7 16.204 3,3 4.252 15.835 +272,4

Laufende Zuweisungen und Zuschüsse 427.989 76,9 334.807 67,5 319.919 304.840  -4,7

an Verwaltungen 117.438 21,1 46.842 9,4 55.024 44.723  -18,7

an andere Bereiche 310.551 55,8 287.964 58,1 264.895 260.117  -1,8

darunter:

Unternehmen 83.683 15,0 54.656 11,0 66.052 39.759  -39,8

Renten, Unterstützungen u. a. 32.557 5,8 35.623 7,2 30.333 32.026 +5,6

Sozialversicherungen 172.478 31,0 167.875 33,9 150.493 164.669 +9,4

Sonstige Vermögensübertragungen 3.824 0,7 1.509 0,3 3.599 1.207  -66,5

Investive Ausgaben 45.782 8,2 51.541 10,4 52.028 33.792  -35,1

Finanzierungshilfen 39.321 7,1 44.034 8,9 47.075 28.781  -38,9

Zuweisungen und Zuschüsse 33.788 6,1 37.942 7,7 24.513 24.170  -1,4

Darlehensgewährungen, 
Gewährleistungen

2.363 0,4 4.821 1,0 19.555 4.190  -78,6

Erwerb von Beteiligungen, 
Kapitaleinlagen

3.170 0,6 1.271 0,3 3.006 421  -86,0

Sachinvestitionen 6.461 1,2 7.506 1,5 4.953 5.011 +1,2

Baumaßnahmen 3.920 0,7 4.461 0,9 3.104 3.196 +3,0

Erwerb von beweglichen Sachen 2.453 0,4 2.883 0,6 1.785 1.636  -8,3

Grunderwerb 88 0,0 162 0,0 65 179 +175,4

Globalansätze 0 0,0 -6.521 -1,3 0 0 X

Ausgaben insgesamt¹ 556.617 100,0 495.791 100,0 444.855 426.104  -4,2

1  Mit Ausnahme der Ausgaben zur Schuldentilgung am Kreditmarkt, der Zuführungen an Rücklagen und der Ausgaben zur Deckung 
eines kassenmäßigen Fehlbetrags. Ohne Ausgaben aus haushaltstechnischen Verrechnungen.

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Entwicklung der Einnahmen des Bundes

Ist 2021 Soll 2022

Ist-Entwicklung Unterjährige 
Veränderung 
ggü. Vorjahr 

November 
2021

November 
2022

in Mio. 
Euro

Anteil in 
Prozent

in Mio. 
Euro

Anteil in 
Prozent in Mio. Euro in Prozent

Steuern¹ 313.545 91,9 328.435 92,2 257.137 288.807 +12,3

Bundesanteile an Gemeinschaftsteuern: 277.795 81,5 300.437 84,3 231.837 266.830 +15,1

Einkommen- und Körperschaftsteuer 
(einschließlich Abgeltungsteuer auf Zins- 
und Veräußerungserträge)

162.587 47,7 162.957 45,8 129.171 140.060 +8,4

davon:

Lohnsteuer 92.671 27,2 93.358 26,2 76.429 81.737 +6,9

Veranlagte Einkommensteuer 30.746 9,0 29.718 8,3 22.347 24.428 +9,3

Nicht veranlagte Steuer vom Ertrag 13.695 4,0 16.125 4,5 11.132 14.277 +28,3

Abgeltungsteuer auf Zins- und 
Veräußerungserträge 

4.413 1,3 3.784 1,1 3.904 2.685  -31,2

Körperschaftsteuer 21.062 6,2 19.972 5,6 15.360 16.933 +10,2

Steuern vom Umsatz 113.126 33,2 135.270 38,0 101.011 124.689 +23,4

Gewerbesteuerumlage 2.082 0,6 2.210 0,6 1.654 2.081 +25,8

Energiesteuer 37.120 10,9 30.650 8,6 29.137 26.125  -10,3

Tabaksteuer 14.733 4,3 15.220 4,3 12.796 12.212  -4,6

Solidaritätszuschlag 11.028 3,2 11.150 3,1 8.968 9.826 +9,6

Versicherungsteuer 14.980 4,4 15.650 4,4 14.250 14.913 +4,7

Stromsteuer 6.691 2,0 6.850 1,9 6.080 6.249 +2,8

Kraftfahrzeugsteuer 9.546 2,8 9.560 2,7 8.901 8.861  -0,4

Alkoholsteuer inklusive Alkopopsteuer 2.084 0,6 2.132 0,6 1.795 1.938 +8,0

Kaffeesteuer 1.058 0,3 1.060 0,3 953 963 +1,0

Luftverkehrsteuer 566 0,2 1.115 0,3 498 1.047 +110,2

Schaumweinsteuer und 
Zwischenerzeugnissteuer

363 0,1 387 0,1 311 347 +11,6

Sonstige Bundessteuern 2 0,0 2 0,0 2 3 +50,0

Abzugsbeträge

Konsolidierungshilfen an die Länder 800 X 800 X 800 800 +0,0

Ergänzungszuweisungen an Länder 10.071 X 10.512 X 7.653 8.161 +6,6

BNE-Eigenmittel der EU 28.683 X 29.600 X 28.386 24.277  -14,5

Mehrwertsteuer-Eigenmittel der EU 4.416 X 4.740 X 4.065 4.344 +6,9

Zuweisungen an Länder für ÖPNV 9.458 X 9.744 X 8.495 12.658 +49,0

Zuweisung an die Länder für Kfz-Steuer und 
Lkw-Maut

8.992 X 8.992 X 8.992 8.992 +0,0

Sonstige Einnahmen 27.472 8,1 27.751 7,8 20.128 22.545 +12,0

Einnahmen aus wirtschaftlicher Tätigkeit 5.342 1,6 5.358 1,5 2.807 2.988 +6,4

Zinseinnahmen 346 0,1 409 0,1 286 444 +55,2

Darlehensrückflüsse, Beteiligungen, 
Kapitalrückzahlungen, Gewährleistungen

1.304 0,4 1.283 0,4 1.039 1.036  -0,3

Einnahmen insgesamt² 341.017 100,0 356.186 100,0 277.266 311.352 +12,3

1  Abweichungen zur Tabelle „Entwicklung der Steuereinnahmen (ohne reine Gemeindesteuern) im laufenden Jahr“ sind methodisch bedingt.
2  Mit Ausnahme der Einnahmen aus Krediten vom Kreditmarkt, der Entnahme aus Rücklagen und der Einnahmen aus kassenmäßigen 

Überschüssen sowie der Münzeinnahmen. Ohne Einnahmen aus haushaltstechnischen Verrechnungen.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Entwicklung der Kernhaushalte der Länder bis 
einschließlich Oktober 2022

Der Finanzierungssaldo der Ländergesamtheit fiel 
am Ende des Berichtszeitraums deutlich besser aus 
als im entsprechenden Vorjahreszeitraum. Ende 
Oktober betrug er rund 20,3  Mrd.  Euro. Im Ver-
gleich zum Vorjahreswert verbesserte er sich um 
rund 28,9 Mrd. Euro. Ein Rückgang gegenüber dem 
Vormonat ist saisonal üblich.

Die Ausgaben der Länder sanken im Vergleich 
zum Vorjahr um rund 1,5  Prozent. Die Einnah-
men wuchsen um rund 6,2  Prozent. Die positive 

Entwicklung der Einnahmen war im Wesentlichen 
auf die sich fortsetzende sehr gute Entwicklung der 
Steuereinnahmen zurückzuführen. Die Steuerein-
nahmen erhöhten sich um 10,5 Prozent gegenüber 
dem Vorjahreszeitraum.

Die Einnahmen und Ausgaben der Länder bis ein-
schließlich Oktober  2022 sind im statistischen 
Anhang der Online-Version des Monatsberichts 
(www.bmf-monatsbericht.de) aufgeführt.

Entwicklung der Länderhaushalte bis Oktober 2022 –  Länder insgesamt
Veränderungsraten im Vergleich zum Vorjahr in Prozent

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Entwicklung der Länderhaushalte bis Oktober – Flächenländer 
Veränderungsraten im Vergleich zum Vorjahr in Prozent

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Entwicklung der Länderhaushalte bis Oktober –  Stadtstaaten
Veränderungsraten im Vergleich zum Vorjahr in Prozent

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Kreditaufnahme des Bundes und seiner 
Sondervermögen

Die Kreditaufnahme des Bundes dient der Finan-
zierung des Bundeshaushalts und der Sonderver-
mögen des Bundes. Sondervermögen werden un-
terschieden in solche Sondervermögen, die über 
den Bundeshaushalt oder andere Einnahmen mit-
finanziert werden, und Sondervermögen mit eige-
ner Kreditermächtigung: Finanzmarktstabilisie-
rungsfonds (FMS), Wirtschaftsstabilisierungsfonds 
(WSF), Investitions- und Tilgungsfonds (ITF), Re
strukturierungsfonds (RSF) und das Sondervermö-
gen Bundeswehr (SV BW).

Die gesetzlichen Vorgaben zur Kreditaufnahme für 
die Sondervermögen FMS und WSF werden durch 
das Stabilisierungsfondsgesetz (StFG) geregelt. Kre-
ditaufnahmen für FMS und WSF dienen zum einen 
der Finanzierung von Aufwendungen für Stabili-
sierungsmaßnahmen gemäß §  9  Abs.  1  StFG oder 
der Rekapitalisierung von Unternehmen gemäß 
§ 22 StFG. Zum anderen nimmt der Bund für FMS 
und WSF auch Kredite auf, die gemäß § 9 Abs. 5 und 
§  23  StFG als konditionsgleiche Darlehen an An-
stalten des öffentlichen Rechts durchgeleitet wer-
den. Mit Änderung des StFG vom 24. Oktober 2022 
wurde § 23 StFG erweitert, um eine Darlehensver-
gabe des WSF an die Kreditanstalt für Wiederauf-
bau (KfW) für die ihr zugewiesenen Geschäfte zur 
Sicherung der Liquidität von Unternehmen der 
Energiewirtschaft zu ermöglichen. Zuvor erfolgte 
die Darlehensvergabe nur für der KfW zugewiesene 
Programme im Rahmen der Corona-Krise. Mit Ge-
setz vom 28. Oktober 2022 erfolgte eine weitere Än-
derung des StFG zur Erweiterung um Abschnitt  2 
Teil  3 „Abfederung der Folgen der Energiekrise“. 
Danach ist das BMF nach § 26b Abs. 1 StFG für das 
Jahr  2022 ermächtigt, für den WSF zur Finanzie-
rung von Maßnahmen gemäß §  26a Abs.  1  StFG 
Kredite im Volumen von 200 Mrd. Euro aufzuneh-
men. Mit der Erweiterung des WSF können auch 
Kredite für Darlehen des WSF an die KfW gemäß 
§  26a Abs.  1 Nr.  4  StFG zur Refinanzierung von 

bestimmten, im Kontext der Energiekrise zugewie-
senen Programmen und Stützungsmaßnahmen 
aufgenommen werden.

Die Aufnahme von Krediten durch den Bund 
zur Weiterleitung von Darlehen über FMS und 
WSF an Anstalten des öffentlichen Rechts (im 
Folgenden „Darlehensfinanzierung“) dient der 
Kostenersparnis.

Der RSF, das SV  BW und Kredite des Bundes für 
die KfW zur Refinanzierung von Programmen und 
Stützungsmaßnahmen im Energiebereich nach 
§ 26a Abs. 1 Nr. 4 StFG werden nachfolgend nicht 
mit aufgeführt, da zu den betrachteten Stichtagen 
keine Kreditaufnahme beziehungsweise Verschul-
dung vorgelegen hat.

Die nachfolgenden Erläuterungen beziehen sich

	● erst auf die gesamte Kreditaufnahme des 
Bundes,

	● dann auf die Kreditaufnahme beziehungsweise 
Verschuldung des Bundeshaushalts und der 
mitfinanzierten Sondervermögen sowie der 
Kreditaufnahme von FMS, WSF und ITF ohne 
Darlehensfinanzierung und

	● schließlich auf die Kreditaufnahme für FMS 
und WSF zur Darlehensfinanzierung.

Entwicklung der 
Kreditaufnahme des Bundes

Der Bund hatte am 31. Dezember 2021 Kredite in 
Höhe von 1.438,4 Mrd. Euro aufgenommen. Dieser 
Bestand erhöhte sich zum 30. November 2022 auf 
1.530,6 Mrd. Euro. Der Anstieg des Bestands der Kre-
ditaufnahme gegenüber dem 31.  Dezember  2021 
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um 92,2  Mrd.  Euro resultierte aus neuen Auf-
nahmen im Volumen von 455,1  Mrd.  Euro, de-
nen Fälligkeiten im Volumen von 362,9 Mrd. Euro 
gegenüberstanden. Der Anstieg ging auf den Finan-
zierungsbedarf des Bundes für den Haushalt und 
die Sondervermögen einschließlich Darlehensfi-
nanzierung zurück. Bis zum 30.  November  2022 
wurden für die Verzinsung aller auch in früheren 
Jahren aufgenommenen bestehenden Kredite sal-
diert 16,1 Mrd. Euro aufgewendet.

Im November 2022 wurden 52,0 Mrd. Euro an Bun-
deswertpapieren emittiert. Der Schwerpunkt lag 
mit 50,5 Mrd. Euro bei den konventionellen Bundes-
wertpapieren. Sie verteilten sich auf 1,0 Mrd. Euro 
30-jährige Bundesanleihen, 10,5 Mrd. Euro 10-jäh-
rige Bundesanleihen1, 3,0 Mrd. Euro Bundesobliga-
tionen, 6,0  Mrd.  Euro Bundesschatzanweisungen 
und 30,0  Mrd.  Euro Unverzinsliche Schatzanwei-
sungen des Bundes. Im November  2022 wurden 
0,5  Mrd.  Euro inflationsindexierte Bundeswertpa-
piere und 1,0 Mrd. Euro Grüne Bundeswertpapiere 
begeben.

Die Eigenbestände des Bundes an Bundeswertpa-
pieren erhöhten sich im November 2022 geringfü-
gig um 0,3 Mrd. Euro auf 202,0 Mrd. Euro. Die Ver-
änderung resultierte aus Sekundärmarktverkäufen 
in Höhe von 17,1 Mrd. Euro, denen Käufe in Höhe 
von 8,8 Mrd. Euro und die Erhöhung von Eigenbe-
ständen durch bei Emission zurückbehaltene Emis-
sionsanteile um 8,6 Mrd. Euro gegenüberstanden.

Am 30. November 2022 entfielen 92,8 Prozent der 
Kreditaufnahmen auf die Kreditaufnahme des 
Bundes für Haushalt und Sondervermögen ohne 
Darlehensfinanzierung, 7,2 Prozent der Kreditauf-
nahme entfielen auf die Darlehensfinanzierung.

1  In diesem Beitrag werden die im Jahr 2020 eingeführten 
7- und 15-jährigen Bundesanleihen zu den 10-jährigen 
Bundesanleihen gezählt.

Entwicklung der Kreditauf
nahme des Bundes (Haushalt 
und Sondervermögen ohne 
Darlehensfinanzierung)

Im November  2022 wurden für den Bund (Haus-
halt und Sondervermögen ohne Darlehensfinan-
zierung) 36,1 Mrd. Euro an Krediten aufgenommen. 
Gleichzeitig wurden 19,2 Mrd. Euro fällige Kredite 
getilgt. Für die Verzinsung der Kredite des Bundes 
(Haushalt und Sondervermögen ohne Darlehens-
finanzierung) wurden im November  2022 saldiert 
0,2 Mrd. Euro aufgewendet.

Am 30. November 2022 betrug der Bestand der Kre-
ditaufnahme des Bundes (Haushalt und Sonder-
vermögen ohne Darlehensfinanzierung) insgesamt 
1.421,0 Mrd. Euro. Damit erhöhte sich dieser gegen-
über dem 31.  Dezember  2021 um 73,0  Mrd.  Euro. 
Mit 63,7  Mrd.  Euro entfiel fast die gesamte Erhö-
hung im bisherigen Jahresverlauf auf den Bun-
deshaushalt, dessen Bestand auf 1.370,1 Mrd. Euro 
anstieg.

Erstmals hat der WSF im November 2022 auch Kre-
dite zur Abfederung der Folgen der Energiekrise 
gemäß § 26a StFG aufgenommen. Der Bestand zum 
30.  November  2022 betrug 8,7  Mrd.  Euro. Die Be-
stände der übrigen Sondervermögen ohne Dar-
lehensfinanzierung haben sich gegenüber dem 
31.  Dezember  2021 nur sehr geringfügig verän-
dert: Per 30.  November  2022 betrug der Bestand 
der Kreditaufnahme für den ITF 16,3  Mrd.  Euro 
(+0,2 Mrd. Euro gegenüber Dezember 2021), der Be-
stand der Kreditaufnahme für den FMS für Kredite 
für Aufwendungen gemäß §  9 Abs.  1  StFG betrug 
22,9 Mrd. Euro (+0,2 Mrd. Euro gegenüber Dezem-
ber  2021) und der Bestand der Kreditaufnahme 
des WSF für Kredite für Rekapitalisierungsmaß-
nahmen gemäß §  22  StFG betrug 2,9  Mrd.  Euro 
(+0,3 Mrd. Euro gegenüber Dezember 2021).
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Kreditaufnahme des Bundes - Bestand und laufendes Jahr
in Mio. Euro

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Entwicklung der 
Kreditaufnahme des Bundes 
zur Darlehensfinanzierung

Im November  2022 wurden für den FMS zur Re-
finanzierung von Darlehen gemäß § 9 Abs. 5 StFG 
keine neuen Kredite aufgenommen und keine 
Kredite fällig. Der Bestand von 55,0  Mrd.  Euro 
am 31.  Dezember  2021 erhöhte sich im bishe-
rigen Jahresverlauf bis zum 30.  November  2022 
auf 60,0  Mrd.  Euro. Für den WSF wurden im 
November 2022 zur Darlehensfinanzierung gemäß 
§ 23 StFG rund 15,5 Mrd. Euro Kredite aufgenom-
men und keine Kredite getilgt. Der Bestand von 
35,4 Mrd. Euro am 31. Dezember 2021 erhöhte sich 
im Jahresverlauf bis zum 30.  November  2022 um 
insgesamt 14,2 Mrd. Euro auf 49,6 Mrd. Euro. Bis-
lang wurden für den WSF keine Kredite nach § 26a 
Abs. 1 Nr. 4 StFG aufgenommen. Seit Jahresbeginn 

stieg der Bestand der Kredite zur Darlehensfi-
nanzierung insgesamt um 19,3  Mrd.  Euro auf 
109,6 Mrd. Euro.

Weitere Einzelheiten für den Monat November 2022 
können folgenden Tabellen entnommen werden:

	● Entwicklung der Kreditaufnahme des Bundes,

	● Entwicklung der Kreditaufnahme des Bundes 
(Haushalt und Sondervermögen ohne Darle-
hensfinanzierung),

	● Entwicklung der Kreditaufnahme des Bundes 
zur Darlehensfinanzierung,

	● Entwicklung von Umlaufvolumen und Eigen-
bestände an Bundeswertpapieren.
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Im statistischen Anhang der Online-Version des 
Monatsberichts sind zusätzlich die drei erstge-
nannten Tabellen mit Daten für den bisherigen 
Jahresverlauf, die nach Restlaufzeitklassen grup-
pierte Kreditaufnahme des Bundes sowie die mo-
natliche Historie zur Kreditaufnahme, zum Bedarf 
der Kreditaufnahme sowie zu Tilgungen und Zin-
sen für die Kreditaufnahme enthalten.

Die Abbildung „Kreditaufnahme des Bundes – Be-
stand und laufendes Jahr“ zeigt die Verteilung 
der Kreditaufnahme auf die Finanzierungsinst-
rumente, sowohl für die bisherige Aufnahme im 
Jahr  2022 als auch für den gesamten Bestand per 
30.  November  2022. Den größten Anteil der Kre-
ditaufnahme im bisherigen Jahresverlauf machten 
mit 213,1 Mrd. Euro beziehungsweise 46,8 Prozent 

Entwicklung der Kreditaufnahme des Bundes im November 2022 
in Mio. Euro

Stichtag/Periode

Bestand 
Aufnahme 
(Zunahme)

Tilgungen 
(Abnahme) Bestand 

Bestands
änderung 

(Saldo) Zinsen

31. Oktober 
2022 November November

30. November 
2022 November November

Insgesamt 1.498.197 51.612 -19.196 1.530.613 32.416 -295

Gliederung nach Verwendung

Bundeshaushalt 1.361.931 27.394 -19.196 1.370.128 8.198 -160

Finanzmarktstabilisierungsfonds 
(Kredite für Aufwendungen  
gemäß § 9 Abs. 1 StFG)

22.925 - - 22.925 - -

Finanzmarktstabilisierungsfonds  
(Kredite für Abwicklungsanstalten  
gemäß § 9 Abs. 5 StFG)

60.000 - - 60.000 - -

Investitions- und Tilgungsfonds 16.275 - - 16.275 - -

Wirtschaftsstabilisierungsfonds 
(Kredite für Rekapitalisierungsmaßnahmen  
gemäß § 22 StFG)

2.931 -1 - 2.930 -1 -

Wirtschaftsstabilisierungsfonds  
(Kredite für die Kreditanstalt für 
Wiederaufbau gemäß § 23 StFG)

34.136 15.494 - 49.630 15.494 -135

Wirtschaftsstabilisierungsfonds 
(Kredite zur Abfederung der Folgen der 
Energiekrise gemäß § 26a StFG ohne 
Darlehensgewährung)

- 8.726 - 8.726 8.726 -

Gliederung nach Instrumentenarten

Konventionelle Bundeswertpapiere 1.380.781 50.546 -19.146 1.412.181 31.400 -253

30-jährige Bundesanleihen 308.941 908 - 309.849 908 281

10-jährige Bundesanleihen 624.478 9.455 - 633.932 9.455 -318

Bundesobligationen 194.714 3.413 - 198.127 3.413 -101

Bundesschatzanweisungen 117.062 5.112 - 122.175 5.112 -20

Unverzinsliche Schatzanweisungen des 
Bundes

135.587 31.658 -19.146 148.099 12.512 -95

Inflationsindexierte Bundeswertpapiere 71.871 471 - 72.342 471 63

Grüne Bundeswertpapiere 35.651 595 - 36.246 595 -97

Schuldscheindarlehen 5.420 - -50 5.370 -50 -9

Sonstige Kredite und Buchschulden 4.474 - - 4.474 - -

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen möglich.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Entwicklung der Kreditaufnahme des Bundes (Haushalt und Sondervermögen ohne Darlehensfinanzierung) 
im November 2022 
in Mio. Euro

Stichtag/Periode

Bestand 
Aufnahme 
(Zunahme)

Tilgungen 
(Abnahme) Bestand 

Bestands
änderung 

(Saldo) Zinsen

31. Oktober 
2022 November November

30. November 
2022 November November

Insgesamt 1.404.061 36.118 -19.196 1.420.983 16.922 -160

Gliederung nach Verwendung

Bundeshaushalt 1.361.931 27.394 -19.196 1.370.128 8.198 -160

Finanzmarktstabilisierungsfonds 
(Kredite für Aufwendungen
gemäß § 9 Abs. 1 StFG)

22.925 - - 22.925 - -

Investitions- und Tilgungsfonds 16.275 - - 16.275 - -

Wirtschafsstabilisierungsfonds  
(Kredite für Rekapitalisierungsmaßnahmen 
gemäß § 22 StFG)

2.931 -1 - 2.930 -1 -

Wirtschaftsstabilisierungsfonds 
(Kredite zur Abfederung der Folgen der 
Energiekrise gemäß § 26a StFG ohne 
Darlehensgewährung)

- 8.726 - 8.726 8.726 -

Gliederung nach Instrumentenarten

Konventionelle Bundeswertpapiere 1.424.298 33.353 -19.146 1.438.504 14.206 -199

30-jährige Bundesanleihen 308.941 908 - 309.849 908 281

10-jährige Bundesanleihen 618.478 9.455 - 627.932 9.455 -318

Bundesobligationen 183.314 1.413 - 184.727 1.413 -48

Bundesschatzanweisungen 184.464 413 - 184.877 413 -96

Unverzinsliche Schatzanweisungen des 
Bundes

129.101 21.164 -19.146 131.119 2.018 -18

Inflationsindexierte Bundeswertpapiere 71.871 471 - 72.342 471 63

Grüne Bundeswertpapiere 35.651 595 - 36.246 595 -97

Schuldscheindarlehen 5.420 - -50 5.370 -50 -9

Sonstige Kredite und Buchschulden 4.474 - - 4.474 - -

nachrichtlich:

Verbindlichkeiten aus der Kapitalindexierung 
inflationsindexierter Bundeswertpapiere

13.434 X X 14.535 1.101 X

Rücklage gemäß Schlusszahlungs
finanzierungsgesetz (SchlussFinG)

9.081 X X 9.124 43 X

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen möglich.
Die Verbindlichkeiten aus der Kapitalindexierung enthalten die seit Laufzeitbeginn bis zum Stichtag entstandenen inflationsbedingten 
Erhöhungsbeträge auf die ursprünglichen Emissionsbeträge. Die Rücklage enthält dagegen nur jene Erhöhungsbeträge, die sich jeweils 
zum Kupontermin am 15. April eines jeden Jahres (§ 4 Abs. 1 SchlussFinG) sowie an den Aufstockungsterminen eines inflationsindexier-
ten Wertpapiers (§ 4 Abs. 2 SchlussFinG) ergeben. 
Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Stichtag/Periode

Bestand 
Aufnahme 
(Zunahme)

Tilgungen 
(Abnahme) Bestand 

Bestands
änderung 

(Saldo) Zinsen

31. Oktober 
2022 November November

30. November 
2022 November November

Insgesamt 94.136 15.494 - 109.630 15.494 -135

Gliederung nach Verwendung

Finanzmarktstabilisierungsfonds 
(Kredite für Abwicklungsanstalten  
gemäß § 9 Abs. 5 StFG)

60.000 - - 60.000 - -

Wirtschaftsstabilisierungsfonds  
(Kredite für die Kreditanstalt für 
Wiederaufbau gemäß § 23 StFG)

34.136 15.494 - 49.630 15.494 -135

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen möglich. 
Das BMF ist nach § 9 Abs. 5 StFG ermächtigt, für den FMS Kredite bis zu 60 Mrd. Euro aufzunehmen, damit nach § 8 Abs. 10 StFG 
der FMS Darlehen an Abwicklungsanstalten zur Refinanzierung der von diesen übernommenen Vermögensgegenständen gewähren 
kann. Diese Kreditaufnahme ist für die Verschuldung insgesamt neutral, weil sie die bei Abwicklungsanstalten sonst notwendige 
Kreditaufnahme am Markt ersetzt. Sie erhöht jedoch die Verschuldung in Bundeswertpapieren. 
Das BMF ist nach § 24 Abs. 1 i. V. m. § 23 StFG ermächtigt, für den WSF zum Zwecke der Darlehensgewährung Kredite in Höhe von bis 
zu 100 Mrd. Euro aufzunehmen. Nach § 23 StFG kann der WSF der KfW Darlehen zur Refinanzierung der ihr von der Bundesregierung als 
Reaktion auf die sogenannte Corona-Krise zugewiesenen Sonderprogramme gewähren. 
Quelle: Bundesministerium der Finanzen

Entwicklung der Kreditaufnahme des Bundes zur Darlehensfinanzierung im November 2022 
in Mio. Euro

Entwicklung von Umlaufvolumen und Eigenbestände an Bundeswertpapieren im November 2022 
in Mio. Euro

Stichtag/Periode

Bestand Zunahme Abnahme Bestand

Bestands
änderung 

(Saldo)

31. Oktober 
2022 November November

30. November 
2022 November

Umlaufvolumen insgesamt 1.689.650 52.000 -19.000 1.722.650 33.000

Konventionelle Bundeswertpapiere 1.575.500 50.500 -19.000 1.607.000 31.500

30-jährige Bundesanleihen 354.000 1.000 - 355.000 1.000

10-jährige Bundesanleihen 722.000 10.500 - 732.500 10.500

Bundesobligationen 229.000 3.000 - 232.000 3.000

Bundesschatzanweisungen 133.500 6.000 - 139.500 6.000

Unverzinsliche Schatzanweisungen des Bundes 
(inklusive Kassenemissionen)

137.000 30.000 -19.000 148.000 11.000

Inflationsindexierte Bundeswertpapiere 76.650 500 - 77.150 500

30-jährige inflationsindexierte Anleihen des Bundes 12.600 200 - 12.800 200

10-jährige inflationsindexierte Anleihen des Bundes 64.050 300 - 64.350 300

Grüne Bundeswertpapiere 37.500 1.000 - 38.500 1.000

30-jährige Grüne Bundesanleihen 10.000 - - 10.000 -

10-jährige Grüne Bundesanleihen 17.500 1.000 - 18.500 1.000

Grüne Bundesobligationen 10.000 - - 10.000 -

Eigenbestände -201.697 - - -201.979 -282

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen möglich.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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die (teils unterjährig fälligen) Unverzinslichen 
Schatzanweisungen des Bundes aus, gefolgt von den 
10-jährigen Bundesanleihen inklusive der 7- und 
15-jährigen Bundesanleihen mit 80,7 Mrd. Euro be-
ziehungsweise 17,7 Prozent. Per 30. November 2022 
waren über 99 Prozent des Bestands der Kreditauf-
nahme des Bundes in Form von Inhaberschuldver-
schreibungen verbrieft, bei denen die konkreten 
Gläubiger dem Bund nicht bekannt sind.

Details zu den geplanten Emissionen und den 
Tilgungen von Bundeswertpapieren können in 

den Pressemitteilungen zum Emissionskalen-
der nachgelesen werden.2 Auf der Internetseite 
der Bundesrepublik Deutschland  – Finanzagen-
tur  GmbH werden zudem nach jeder Auktion 
von Bundeswertpapieren die Auktionsergebnisse 
veröffentlicht.3

2  http://www.bundesfinanzministerium.de/mb/202211162

3  http://www.bundesfinanzministerium.de/mb/202211163
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Europäische Wirtschafts- und Finanzpolitik

Rückblick auf die Sitzungen der 
Eurogruppe am 7. November 2022 
und 5. Dezember 2022 sowie des 
ECOFIN-Rats am 8. November 2022 
und 6. Dezember 2022

Eurogruppe

Die ersten drei Tagesordnungspunkte der Euro-
gruppe am 7. November 2022 zu unterschiedlichen 
Aspekten der Wirtschaftslage (Wirtschaftslage im 
Euroraum inklusive konjunkturellem Ausblick, 
Fiskalpolitik im Euro-Währungsgebiet, haushalts-
relevante Maßnahmen zur Abfederung der Aus-
wirkungen hoher Energiepreise) wurden gebündelt 
diskutiert.

Zum Einstieg informierte die Europäische Kom-
mission, dass sich das Wirtschaftswachstum, nach-
dem es in der 1. Jahreshälfte noch besser gewesen 
sei als erwartet, verlangsamt habe. Das makroöko-
nomische Umfeld gestalte sich weiter schwierig, 
insbesondere sei der Wirtschaftsausblick düsterer 
und die Inflation höher als noch im Sommer.

Nach Schätzungen der Europäischen Kommission 
haben die Regierungen des Euroraums im Jahr 2022 
bisher zusammen etwa 1,25 Prozent des Bruttoin-
landprodukts (BIP) der Europäischen Union (EU) 
(etwa 200 Mrd. Euro) für Maßnahmen in Reaktion 
auf die gestiegenen Energiepreise ausgegeben. Der 
Europäischen Kommission zufolge ist die Mehr-
heit der bisher von den Mitgliedstaaten verabschie-
deten Maßnahmen nicht zielgerichtet. Diese breite 
Nachfrageunterstützung sei bei der Bekämpfung 
der Inflation nicht hilfreich. Auch warb die Euro-
päische Kommission für gemeinsame europäische 
Maßnahmen im Energiebereich.

Die Europäische Zentralbank (EZB) informierte 
über die jüngsten geldpolitischen Beschlüsse. Der 
EZB-Rat hatte am 27.  Oktober  2022 entschieden, 
die drei Leitzinssätze zum zweiten Mal in Folge um 

75 Basispunkte anzuheben, und führte die geldpo-
litische Normalisierung damit fort. Die Inflation 
liege im Oktober bei 10,7 Prozent. Die EZB betonte, 
dass eine konsequente Politik zur Senkung der In-
flation beizubehalten sei.

Bundesfinanzminister Christian Lindner wies wie 
auch andere Ministerinnen und Minister darauf 
hin, dass die gestiegenen Schuldenstände eine zen-
trale Herausforderung für die absehbare Zukunft 
seien. Risiken für die Finanzmarktstabilität und 
steigende Zinskosten für Altschulden seien in die-
sem Kontext nicht zu unterschätzen. Die (weiter-
entwickelten) europäischen Fiskalregeln müssten 
zu einer soliden Wirtschafts- und Haushaltspolitik 
beitragen. Darüber hinaus sei die entschlossene Be-
kämpfung der Inflation essenziell.

Die Diskussion der Finanzministerinnen und -mi-
nister verdeutlichte erneut die Herausforderungen 
der aktuellen Situation vor dem Hintergrund der 
zunehmenden Unsicherheiten, der hohen Inflation 
und stark gestiegenen Energiepreise sowie der sich 
abschwächenden wirtschaftlichen Entwicklung. Es 
wurde aber auch festgehalten, dass sich der Euro-
raum in vielen Aspekten, insbesondere auf den Ar-
beitsmärkten, als widerstandsfähig erweise.

Die Finanzministerinnen und -minister stellten 
fest, dass es herausfordernd sei, die richtige Balance 
bei den Unterstützungsmaßnahmen zwischen der 
Senkung der Inflation und der gezielten Unterstüt-
zung vulnerabler Gruppen zu finden. Es herrschte 
Einvernehmen, dass weiterer Inflationsdruck zu 
vermeiden sei. Die Finanzministerinnen und -mi-
nister unterstrichen generell die Bedeutung der 
Koordinierung eines kohärenten gemeinsamen 
Vorgehens.

Ferner stand die Nachbesprechung internationaler 
Treffen auf der Tagesordnung der Finanzministe-
rinnen und -minister. Vom 10. bis 16. Oktober 2022 
hatten in Washington, D.C. die Jahrestagungen des 
Internationalen Währungsfonds (IWF) und der 
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Weltbank stattgefunden. Am Rande hatten wie üb-
lich die Finanzministerinnen und -minister sowie 
Notenbankgouverneurinnen und -gouverneure 
der G20 und G7 getagt.

Bundesfinanzminister Christian Lindner berich-
tet in seiner Rolle als G7-Vorsitz über die Treffen 
im Rahmen der G7: Die G7 habe in ihrer Erklärung 
ihre unerschütterliche Unterstützung für die Ukra-
ine bekräftigt. Auch unterstreiche die Erklärung 
zum Klimawandel die Relevanz dieser Frage für 
die deutsche G7-Präsidenschaft. Daneben habe es 
erstmalig ein Treffen der G7 mit zentralen afrikani-
schen Partnerländern zu Aspekten der wirtschaft-
lichen Erholung und der Staatsschulden gegeben.

Die Ergebnisse der deutschen G7-Präsidentschaft 
wurden von den Finanzministerinnen und -minis-
tern ausdrücklich gewürdigt.

Unter dem Tagesordnungspunkt „Operative As-
pekte der Bankenunion“ fand der regelmäßige Aus-
tausch der Eurogruppe im Bankenunionsformat 
mit dem Vorsitzenden des Einheitlichen Banken-
aufsichtsmechanismus (Single Supervisory Mech-
anism, SSM) der EZB Andrea Enria und der Vorsit-
zenden des Einheitlichen Abwicklungsausschusses 
(Single Resolution Board, SRB) Elke König statt.

Laut SSM sei der Bankensektor sowohl aus Kapital- 
als auch aus Liquiditätssicht solide aufgestellt. Der 
Anteil notleidender Kredite sinke weiter. Mit Blick 
auf die makroökonomischen Risiken sollten Ban-
ken und Aufsicht wachsam und vorsichtig agieren. 
Der SSM habe ein besonderes Augenmerk auf ener-
giebezogene Belastungen. Darüber hinaus wür-
den Cyberrisiken und Klimarisiken im Jahr 2023 im 
Zentrum der Arbeiten des SSM stehen.

Der SRB erläuterte in seinem Beitrag den Abwick-
lungsplanungszyklus. Das Zielvolumen des einheit-
lichen Abwicklungsfonds (1 Prozent der gedeckten 
Einlagen) sei beinahe erreicht. Elke König betonte 
die Bedeutung der Ratifizierung des Übereinkom-
mens zur Änderung des Vertrags zur Einrichtung 
des Europäischen Stabilitätsmechanismus (ESM), 
durch das u. a. eine Letztsicherungsfazilität für den 

einheitlichen Abwicklungsfonds eingerichtet wer-
den solle.

Der deutsche Sitzungsvertreter bedankte sich bei 
Elke König, deren Amtszeit als SRB-Vorsitzende 
zum Jahresende ausläuft und nicht verlängerbar ist, 
für ihren unermüdlichen Einsatz.

In der Eurogruppe im inklusiven Format am 
5. Dezember 2022 gab es einen breiten Meinungs-
austausch der Finanzministerinnen und -minister 
zur Wirtschaftslage und dem aktuellen Ausblick.

Die Europäische Kommission betonte unter Ver-
weis auf ihre Herbstprognose, dass die Konjunk-
tur sich weiter abschwächen werde und mit einer 
technischen Rezession, d.  h. mit Rückgängen des 
BIP in zwei aufeinanderfolgenden Quartalen, im 
4. Quartal 2022 und 1. Quartal 2023, zu rechnen sei. 
Sie erläuterte die aus ihrer Sicht grundsätzlichen 
Prinzipien für die Gestaltung der Energieunter-
stützungsmaßnahmen: Die Maßnahmen müssten 
auf den Schutz der vulnerablen Gruppen abzielen, 
gleichzeitig fiskalische Tragfähigkeit gewährleisten 
sowie Anreize zur Energieeinsparung setzen.

Bundesfinanzminister Christian Lindner räumte 
ein, dass Europa sich in herausforderndem Fahr-
wasser mit hoher Unsicherheit befinde. Eine enge 
Koordinierung sei wichtig, aber selbstverständ-
lich müsse ausreichend nationaler Spielraum ver-
bleiben, um den Mitgliedstaaten die Flexibilität zu 
geben, die Fiskalpolitik an den nationalen Gege-
benheiten auszurichten. Auch unterstrich er mit 
Blick auf den Inflation Reduction Act der USA, 
dass es einer europäischen Handelsdiplomatie be-
dürfe. Insbesondere sei die Steigerung der europä-
ischen Wettbewerbsfähigkeit sowie Agilität im eu-
ropäischen Beihilferegime zentral. Die Bündelung 
und Umstrukturierung bestehender Mittel könne 
diskutiert werden, neue EU-Schuldenprogramme 
lehne er ab.

Die Eurogruppe war sich einig, dass Europa ange-
sichts der absehbaren Verlangsamung des Wirt-
schaftswachstums und der anhaltend hohen Infla-
tion in eine schwierige Phase bei hoher Unsicherheit 
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über die weitere Entwicklung eintrete. Immerhin 
zeigten sich Arbeits- und Finanzmärkte weiterhin 
robust. Die Inflationsbekämpfung besitze höchste 
Priorität. Es herrschte unter den Finanzministe-
rinnen und -ministern grundsätzliches Einver-
nehmen darüber, weiter an der Koordinierung der 
Energieunterstützungsmaßnahmen zu arbeiten 
und die Überlegungen der Kommission zu prüfen. 
Die Eurogruppe sprach sich für einen engen Aus-
tausch mit den US-amerikanischen Partnerinnen 
und Partnern zum Inflation Reduction Act aus.

Die Finanzministerinnen und -minister bespra-
chen zunächst in der Eurogruppe die vorläufigen 
Haushaltsplanungen der Mitgliedstaaten sowie die 
Haushaltslage und -aussichten des Euroraums.

Die Eurogruppe verabschiedete einvernehmlich 
die Erklärung zu den vorläufigen Haushaltsplänen 
für das Jahr 2023. Für 2023 wird für die fiskalische 
Ausrichtung des Euroraums als Ganzes eine über-
wiegend neutrale Ausrichtung als angemessen be-
wertet. Ein breit angelegter fiskalischer Stimulus 
im Jahr 2023 sei nicht angezeigt, der Fokus solle auf 
dem Schutz besonders betroffener Haushalte und 
Unternehmen liegen. Die Finanzpolitik solle ferner 
darauf abzielen, die Tragfähigkeit der Verschuldung 
zu erhalten und das Wachstumspotenzial nachhal-
tig zu steigern. Weitere Arbeiten zielten darauf ab, 
die Maßnahmen effizient und gleichzeitig fiska-
lisch tragfähig zu gestalten und sie besser zu koor-
dinieren. Die Eurogruppe werde sich im Jahr 2023 
weiter mit diesen Fragen beschäftigen.

Bundesfinanzminister Christian Lindner betonte, 
dass die Finanzpolitik zurzeit einen Balanceakt 
leisten müsse. Einerseits müssten von den hohen 
Energiepreisen besonders betroffene Haushalte 
und Unternehmen entlastet werden. Andererseits 
sei weiterer Inflationsdruck möglichst zu vermei-
den. Auch erläuterte er, dass in Anbetracht der bis-
herigen Bedeutung russischen Gases für Deutsch-
land, der Verteilung der Entlastungsmaßnahmen 
über drei Jahre und der Größe der deutschen Volks-
wirtschaft die deutschen Unterstützungsmaßnah-
men gerechtfertigt seien. Sie seien ein temporä-
rer Puffer für Haushalte und Unternehmen. Sie 

dienten dem Schutz der Substanz der deutschen 
Wirtschaft und würden gleichzeitig Energiesparan-
reize aufrechterhalten und den Preismechanismus 
intakt lassen. Die fiskalische Überwachung müsse 
sich weiterhin auf die zentralen Elemente der eu-
ropäischen Fiskalregeln konzentrieren – gerade bei 
steigenden Schuldenausgaben, hoher Inflation und 
niedrigem Wachstum.

Die Europäische Kommission stellte die am 
22. November 2022 vorgelegten Empfehlungen an 
den Euroraum für das Jahr 2023 (ebenfalls Teil des 
Herbstpakets) vor. Sie betonte insbesondere die Be-
deutung eines gemeinsamen europäischen Ansat-
zes bei den Energieunterstützungsmaßnahmen. 
Auch bedürfe es hoher Investitionen zur Stärkung 
der Resilienz.

Ferner tauschte sich die Eurogruppe zur Mittei-
lung zum Economic Governance Review der Eu-
ropäischen Kommission aus. Der Fokus der Euro-
gruppe liegt dabei auf Euroraum-Aspekten wie z. B. 
der Haushaltsplanung der Euroraum-Mitgliedstaa-
ten oder der Nachprogrammüberwachung. Die Eu-
ropäische Kommission unterstrich, dass sie sich 
eine Einigung vor den Haushaltsverfahren für 2024 
erhoffe. Die eigentliche Diskussion zum Economic 
Governance Review fand beim ECOFIN-Treffen am 
Folgetag im Kreis aller EU-Mitgliedstaaten statt. 
Der Präsident der Eurogruppe Paschal Donohoe 
wies darauf hin, dass vertiefte Diskussionen einzel-
ner Aspekte im Januar 2023 vorgesehen seien, be-
vor möglicherweise im März  2023 ein erstes Fazit 
gezogen werde.

Auch stand die Nachprogrammüberwachung 
von Zypern, Portugal, Irland und Spanien auf der 
Agenda. Die Überwachung nach Abschluss eines 
Anpassungsprogramms beginnt automatisch nach 
dem Ende des Programms und wird fortgesetzt, bis 
mindestens 75 Prozent der erhaltenen Finanzhilfe 
zurückgezahlt wurden. Die Berichterstattung er-
folgt zweimal jährlich.

Zu Beginn stellt die Europäische Kommis-
sion die Eckpunkte der Nachberichte vor: Allen 
vier Mitgliedstaaten wurde bestätigt, dass die 
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Rückzahlungsfähigkeit der europäischen Kredite 
weiterhin gegeben sei.

Der ESM führte ergänzend aus, dass sich die Rück-
zahlungsfähigkeiten aller vier Länder verbessert 
hätten. Jedoch seien auch die Finanzierungskosten 
gestiegen. Deswegen sei ein Puffer liquider Mittel 
wichtig. Der IWF unterstrich ebenso, dass vor dem 
Hintergrund des Energiepreisschocks der Aufbau 
von fiskalischen Puffern zentral sei.

Daneben stand die Nachprogrammüberwachung 
zu Griechenland und die schrittweise Umsetzung 
der konditionierten Schuldenerleichterungen auf 
der Tagesordnung. Der Nachprogrammbericht ist 
der erste reguläre Nachprogrammbericht nach 
dem Ende der verstärkten Überwachung.

Die Europäische Kommission verwies bei ihrer Zu-
sammenfassung des Berichts auf die guten Pers-
pektiven für Griechenland und das aktuell kräftige 
Wirtschaftswachstum. Auch der ESM unterstrich 
die Leistung Griechenlands, betonte aber, dass es 
mit Blick auf die Schuldentragfähigkeit wichtig sei, 
dass Griechenland zukünftig einen Primärüber-
schuss erziele. Die EZB erläuterte, dass sich die Si-
tuation bei den notleidenden Krediten verbessert 
habe, es aber immer noch Vulnerabilitäten gebe. 
Der IWF verwies insbesondere auf die Bedeutung 
der Bekämpfung der Inflation.

Griechenland bedankte sich bei den europäischen 
Institutionen und würdigte den Nachbericht. Ins-
besondere bestätigte es seine Reformorientierung.

Die Eurogruppe nahm eine Erklärung zu Griechen-
land an. Die Eurogruppe begrüßt in ihrer Erklä-
rung die Einschätzung der europäischen Institutio-
nen, dass Griechenland trotz der herausfordernden 
Umstände aufgrund des russischen Angriffskriegs 
auf die Ukraine seine Reformzusagen erfüllt habe. 
Auch stimmt die Eurogruppe vorbehaltlich der na-
tionalen Verfahren der Freigabe der achten und da-
mit letzten Tranche der konditionierten Schulde-
nerleichterungen zu.

Die Eurogruppe bestätigte Paschal Donohoe ein-
vernehmlich für weitere zweieinhalb Jahre als Eu-
rogruppen-Präsident. Die nächste Amtszeit be-
ginnt am 13. Januar 2023.

ECOFIN-Rat

Bei dem Treffen der ECOFIN-Ministerinnen und 
-Minister am 8. November 2022 wurde wie erwar-
tet keine politische Einigung zur Änderung der 
Eurovignetten-Richtlinie erzielt. Der vorliegende 
Kompromissvorschlag der tschechischen Ratsprä-
sidentschaft sieht eine Abschaffung der Mindest-
steuersätze der Kraftfahrzeugsteuern für schwere 
Nutzfahrzeuge und Fahrzeugkombinationen ab 
dem 1. Januar 2026 vor.

Einleitend unterstrich die tschechische Präsident-
schaft, dass der Kompromissvorschlag sicherstelle, 
dass die Mitgliedstaaten die Steuer auch beibehal-
ten könnten. Ferner habe die Europäische Kom-
mission auch ausführlich dargelegt, dass die von 
einzelnen Mitgliedstaaten befürchteten Risiken für 
den Wettbewerb äußerst gering seien. Die tschechi-
sche Präsidentschaft äußerte ihr Interesse, die ver-
bleibenden Bedenken zu verstehen. Das Dossier 
sei eine der Prioritäten der tschechischen Präsi-
dentschaft im Steuerbereich. Auch die Europäische 
Kommission warb ausdrücklich für den Kompro-
misstext der tschechischen Präsidentschaft.

Neben Deutschland sprach sich eine Reihe weiterer 
Mitgliedstaaten gegen die Verabschiedung des vor-
liegenden Kompromisstextes aus.

Bundesfinanzminister Christian Lindner verwies 
auf die noch fehlende Entscheidungsreife des vor-
liegenden Textes und auf den befürchteten Ab-
wärtswettbewerb bei den Steuersätzen mit ent-
sprechenden Folgen für die Steuereinnahmen. 
Daran ändere auch die aufgenommene Revisions-
klausel nichts.
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Die tschechische Präsidentschaft schlussfolgerte, 
dass der Kompromisstext in den kommenden Wo-
chen auf Arbeitsebene mit dem Ziel eines ausgewo-
genen Lösungsansatzes überarbeitet werden solle.

Der ECOFIN-Rat konnte auf Basis des finalen Kom-
promissvorschlags der tschechischen Ratsprä-
sidentschaft eine allgemeine Ausrichtung zum 
Gesetzgebungsvorschlag zur Änderung der Eigen-
kapitalverordnung und zum Gesetzgebungsvor-
schlag zur Änderung der Eigenkapitalrichtlinie 
(Bankenpaket) erzielen.

Die Europäische Kommission erläuterte, dass der 
im Rat vorliegende Kompromiss zum Bankenpaket 
ein Bekenntnis zu internationalen Standards dar-
stelle und zudem ein Vergleichsmaßstab für andere 
Jurisdiktionen sei. Zusammenfassend sehe die Eu-
ropäische Kommission die allgemeine Ausrichtung 
positiv.

Bundesfinanzminister Christian Lindner betonte, 
dass die tschechische Ratspräsidentschaft einen 
guten Kompromiss vorgelegt habe, der die rich-
tige Balance enthalte. Einerseits könnten damit 
zentrale Elemente der finalen Basel-III-Standards 
umgesetzt werden. Dies gebe auch international 
ein klares Signal, dass die EU zu den vereinbarten 
Standards stehe. Andererseits würden die Über-
gangsfristen und -regelungen den Banken ausrei-
chend Zeit geben, um sich an die neuen Standards 
anzupassen. Damit würden investitionsfreundli-
che Rahmenbedingungen – gerade in diesen wirt-
schaftlich herausfordernden Zeiten  – gesichert. 
Deutschland erachte es auch als wichtig, dass eine 
frühe Einigung im Rat erzielt werde, und erhoffe 
sich, dass das Europäische Parlament zeitnah für 
den Trilog bereit sei. Es sollte eine möglichst rasche 
Umsetzung angestrebt werden, um die Basel-Kon-
formität herzustellen.

Mit Blick auf die Trilogverhandlungen mit dem Eu-
ropäischen Parlament betonte der Bundesfinanzmi-
nister vier Elemente: Erstens solle die Finanzierung 
der Realwirtschaft gesichert werden. Dafür seien an-
gemessene Übergangsregelungen für Unternehmen 
ohne externe Ratings zentral, und zwar sowohl für 

kleine als auch für große Unternehmen. Zweitens 
solle die Proportionalität gewahrt bleiben und die 
Diversität der Bankensysteme gestärkt werden. Drit-
tens solle der Informationsaustausch zwischen Ban-
kenaufsichts- und Steuerbehörden gestärkt werden. 
Viertens solle die EU sich nicht vor Wettbewerb ver-
schließen. Deshalb sollten grenzüberschreitende Fi-
nanzdienstleistungen mit Drittstaaten nicht ein-
geschränkt werden. Deutschland präferiere starke 
Banken, die im globalen Wettbewerb mithalten 
könnten, und dafür sei dieser vorliegende Kompro-
miss die richtige Grundlage.

Neben Deutschland unterstützten viele weitere 
Mitgliedstaaten die allgemeine Ausrichtung. Zwei 
Mitgliedstaaten mahnten ähnlich wie die EZB eine 
gewissenhafte Umsetzung der Basel-III-Finalisie-
rung in der EU an.

Ein weiterer Punkt der Tagesordnung war der 
Austausch der Finanzministerinnen und -minis-
ter zu den ökonomischen und finanziellen Folgen 
des russischen Angriffskriegs in der Ukraine. Die 
tschechische Präsidentschaft hatte kurzfristig an-
gekündigt, sich neben Finanzmarktaspekten des 
Maßnahmenpakets zu den Energiemärkten vom 
18. Oktober 2022 auf die Liquiditätsunterstützung 
für die Ukraine für 2023 zu konzentrieren.

Die starken Preissteigerungen auf den Energiemärk-
ten haben u. a. zu Herausforderungen für Unterneh-
men bei der Besicherung ausstehender Forderungen 
im Energieterminhandel geführt. Die Europäische 
Kommission stellte die flankierenden Abhilfemaß-
nahmen vor, die sie im Energiemaßnahmenpaket 
vorgeschlagen hatte. Die EZB betonte, dass die Fi-
nanzstabilität gewahrt bleiben müsse und Preis-
signale an den Energiemärkten erhalten bleiben 
müssten. Deshalb begrüße man die gezielten und 
temporären Maßnahmen, werde aber die Entwick-
lung insbesondere auch im Hinblick auf die Auswir-
kungen auf die Inflation genau beobachten.

Im Fokus der Aussprache stand der EU-Beitrag zur 
kurzfristigen Liquiditätsunterstützung der Ukra-
ine im Jahr 2023. Einleitend betonte die tschechi-
sche Ratspräsidentschaft, dass zur kurzfristigen 
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Liquiditätsunterstützung der Ukraine im Jahr 2023 
zeitnah eine strukturelle und stabile Lösung verab-
schiedet werden müsse.

Zunächst ging die Europäische Kommission auf die 
kritische Lage der Ukraine ein: Bereits im 4. Quar-
tal  2022 bestehe eine erhebliche Finanzierungs-
lücke. Die Europäische Kommission werde einen 
Vorschlag für eine Makrofinanzhilfe+  (MFH+) zur 
Vergabe von konzessionären Darlehen an die Ukra-
ine in Höhe von bis zu 18 Mrd. Euro im Jahr 2023 
vorlegen (3  Mrd.  Euro an außerordentlicher Ma
krofinanzhilfe, die bereits im Jahr 2022 vom Euro-
päischen Rat in Aussicht gestellt worden sind, sind 
hierin enthalten).

Die Absicherung der Darlehen solle aus dem so-
genannten Spielraum des EU-Haushalts erfolgen. 
Beim Spielraum des EU-Haushalts handelt es sich 
um die Differenz zwischen der Eigenmittelober-
grenze und der Obergrenze des Mehrjährigen Fi-
nanzrahmens (MFR) für die Mittel für Zahlungen. 
Hierfür seien gezielte Änderungen der MFR-Ver-
ordnung und der EU-Haushaltsordnung notwen-
dig. Die Zinskosten sollten von den Mitgliedstaa-
ten getragen werden und als sogenannte externe 
zweckgebundene Einnahmen nach BNE-Schlüssel 
in den EU-Haushalt eingezahlt werden. Bei einer 
schnellen Verabschiedung könnte die erste Auszah-
lung im Januar 2023 vorgenommen werden.

In der Aussprache unterstützte eine klare Mehr-
heit der Mitgliedstaaten den von der Europäischen 
Kommission skizzierten Vorschlag einer MFH+ zur 
kurzfristigen Liquiditätssicherung der Ukraine im 
Jahr  2023 und sprach sich für eine schnelle An-
nahme aus. Neben Deutschland betonten weitere 
Mitgliedstaaten, dass die Änderung der MFR-Ver-
ordnung die beabsichtigte Liquiditätsunterstüt-
zung konkret abbilden müsse, also sowohl zeitlich 
als auch in der Höhe begrenzt sein solle.

Deutschland forderte die Europäische Kommission 
zudem auf, Optionen für ein Vorziehen der Unter-
stützung vorzubereiten, falls sich hierfür bis zum 
Jahresende 2022 die Notwendigkeit ergeben sollte. 
Auch betonte Deutschland, dass die Mitgliedstaaten 

bei jeder einzelnen Auszahlungsentscheidung ein-
bezogen werden müssten.

Darüber hinaus gab es den regelmäßigen Tagesord-
nungspunkt zum aktuellen Stand der Implemen-
tierung der Aufbau- und Resilienzfazilität (Recov-
ery and Resilience Facility, RRF). Die Europäische 
Kommission berichtete, dass das Plenum des Euro-
päischen Parlaments voraussichtlich am 9. Novem-
ber  2022 formal die Verhandlungsposition zu RE-
PowerEU annehmen werde. Danach könnten die 
Triloge starten. Die Europäische Kommission prüfe 
wie bereits angekündigt, wie die finanzielle Schlag-
kraft von REPowerEU erhöht werden könne. Zum 
Umsetzungstand der RRF informierte die Europä-
ische Kommission, dass die bilateralen Gespräche 
mit Ungarn andauerten.

Auf der Tagesordnung stand auch die Befassung 
mit dem Jahresbericht des Europäischen Fiskalaus-
schusses (EFB) 2022. Der Vorsitz des EFB Prof. Niels 
Thygesen stellte die Kernelemente des Jahresbe-
richts 2022 vor.

Der Bericht analysiert zum einen die haushaltspo-
litische Überwachung im Jahr 2021 und macht zum 
anderen Vorschläge zur Reform der europäischen 
Fiskalregeln. Prof. Niels Thygesen führte u.  a. aus, 
dass mit Blick auf die haushaltspolitische Überwa-
chung im Jahr 2021 die Mitgliedstaaten – insbeson-
dere diejenigen mit hohen Schuldenquoten  – die 
zusätzlichen Einnahmen für weitere Unterstüt-
zungsprogramme genutzt und folglich eine stark 
expansive Fiskalpolitik realisiert hätten. Vor dem 
Hintergrund der guten Wirtschaftsentwicklung 
hätten die Mitgliedsstaaten somit prozyklisch 
agiert und damit die Inflationstendenzen verstärkt.

Durch die Aktivierung der allgemeinen Ausweich-
klausel seien die europäischen Fiskalregeln quasi 
ausgesetzt worden, die rein qualitativen fiskali-
schen Empfehlungen hätten keine Wirkung entfal-
tet. Deswegen sehe der EFB die Aussetzung der all-
gemeinen Ausweichklausel bis Ende 2023 kritisch; 
man müsse schnell zu einer regelbasierten Über-
wachung zurückkehren.



Aktuelle Wirtschafts- und Finanzlage
Europäische Wirtschafts- und Finanzpolitik

Monatsbericht des BMF 
Dezember 2022

84

Hinsichtlich der Reform der EU-Fiskalregeln wie-
derholte Prof. Niels Thygesen u.  a. die Forderung 
nach einer Vereinfachung der Regeln und einer 
Konzentration der Überwachung auf EU-Ebene 
auf hochverschuldete Mitgliedstaaten. Schulden-
tragfähigkeitsanalysen seien aufgrund ihrer star-
ken Abhängigkeit von den getroffenen Annahmen 
zu leicht zu beeinflussen und sollten deshalb keine 
größere Bedeutung erhalten.

Die Ratsschlussfolgerungen zu EU-Statistiken 
(2022) wurden nach Vorstellung durch die tsche-
chische Ratspräsidentschaft und der Europäischen 
Kommission ohne Aussprache angenommen. Die 
Europäische Kommission hob insbesondere die 
Wichtigkeit qualitativ hochwertiger und aktueller 
Statistikdaten für eine informationsbasierte Politik 
hervor. Statistische Daten seien zudem wichtig, um 
die Erreichung von Politikzielen zu messen. Dies 
zeige sich z.  B. im Zusammenhang mit der Coro-
na-Pandemie, dem russischen Angriffskrieg gegen 
die Ukraine oder auch beim European Green Deal.

Die tschechische Präsidentschaft berichtete von 
den G20-Treffen der Finanzministerinnen und 
-minister sowie Notenbankgouverneurinnen und 
-gouverneure in Washington,  D.C. am 12.  und 
13.  Oktober  2022 bei der Herbsttagung von IWF 
und Weltbank. Die Europäische Kommission rich-
tete den Blick auf die Vorbereitungen des G20-Gip-
fels der Staats- und Regierungschefs am 15.  und 
16. November 2022 auf Bali.

Der ECOFIN-Rat am 6.  Dezember  2022 stimmte 
dem Vorschlag der tschechischen Präsidentschaft 
zu, (i) den Vorschlag für einen Durchführungs-
beschluss des Rats über Maßnahmen zum Schutz 
des Haushalts der Union vor Verstößen gegen die 
Grundsätze der Rechtsstaatlichkeit in Ungarn, (ii) 
den Vorschlag eines Durchführungsbeschlusses 
zum ungarischen Aufbau- und Resilienzplan, (iii) 
den Vorschlag zur globalen effektiven Mindest-
besteuerung und (iv) das Legislativpaket zur kurz-
fristigen Liquiditätsunterstützung für die Ukra-
ine im Jahr 2023 (unter Ausnahme des Vorschlags 
zur Änderung der EU-Haushaltsordnung) von der 

Tagesordnung zu nehmen, da diese Dossiers noch 
nicht entscheidungsreif seien.

In Bezug auf das Verfahren gegen Ungarn nach der 
Konditionalitätsverordnung forderte die tschechi-
sche Präsidentschaft die Europäische Kommission 
auf, bis zum 9. Dezember 2022 eine zweite Bewer-
tung der ungarischen Abhilfemaßnahmen vorzule-
gen, um aktuelle Entwicklungen und Fortschritte 
in Ungarn angemessen bewerten zu können. Diese 
Bewertung würde es dem Rat insbesondere ermög-
lichen, die Einhaltung des Verhältnismäßigkeits-
grundsatzes nachzuvollziehen.

Zum Legislativpaket zur kurzfristigen Liquiditäts-
unterstützung für die Ukraine im Jahr 2023 erläu-
terte die tschechische Präsidentschaft, dass man 
die Vorschläge zur MFH+ und zur technischen An-
passung der Verordnung über die Festlegung des 
Mehrjährigen Finanzrahmens 2021 bis 2027, für die 
es Einstimmigkeit bedarf, aufgrund der fortgesetz-
ten Ablehnung durch Ungarn noch nicht anneh-
men könne.

Die Änderung der Haushaltsordnung, welche die 
Finanzierung der Makrofinanzhilfe im Rahmen der 
sogenannten diversifizierten Finanzierungsstrate-
gie ermöglicht, wurde mit qualifizierter Mehrheit 
angenommen.

Auch fand ein erster Meinungsaustausch auf po-
litischer Ebene zur geplanten Revision der Ener-
giesteuerrichtlinie statt. Einführend erläuterte die 
tschechische Präsidentschaft, dass sich die Mit-
gliedstaaten im Grunde darauf verständigen kön-
nen, dass die umweltpolitische Ausrichtung der 
Richtlinie das Fit-for-55-Paket unterstütze und 
dies erheblichen Einfluss auf die künftige Energie-
versorgung der EU sowie die Entwicklung des Bin-
nenmarkts haben werde.

Der Bundesfinanzminister begrüßte die Vorlage 
und erzielten Fortschritte. Zugleich sprach er sich 
dafür aus, die Arbeiten an dem Dossier fortzuset-
zen. Deutschland werde sich konstruktiv in die 
weiteren Beratungen einbringen.
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Die Debatte zeigte ein gemischtes Meinungsbild: 
Während sich manche Mitgliedstaaten mehr Am-
bition wünschten, sprach sich eine ganze Reihe 
von Mitgliedstaaten für ausreichend Flexibilität 
aus, insbesondere angesichts der aktuellen Ener-
giekrise, und die Berücksichtigung ihres jeweiligen 
Energiemixes. Einige Mitgliedstaaten wiesen auf 
die geografische Besonderheit ihrer Inseln hin und 
plädierten für entsprechende dauerhafte Entlas-
tungen. Andere Mitgliedstaaten forderten eine be-
sondere Berücksichtigung der sozioökonomischen 
nationalen Rahmenbedingungen.

Die tschechische Präsidentschaft schlussfolgerte, 
dass die Beratungen zu dem Legislativentwurf fort-
gesetzt werden sollten, wobei die Umweltziele und 
die geografische sowie sozioökonomische Lage der 
Mitgliedstaaten berücksichtigt werden sollen. Da-
bei müsse eine Balance zwischen der Höhe der 
Mindeststeuersätze und der Länge der Übergangs-
fristen gefunden werden. Eine zügige Einigung 
solle angestrebt werden.

Die ECOFIN-Ministerinnen und -Minister wurden 
durch die tschechische Ratspräsidentschaft über 
den Sachstand zum Vorschlag zur Änderung des Ei-
genmittelbeschlusses informiert.

Die tschechische Präsidentschaft erläuterte ins-
besondere den Verhandlungsstand bei den zu-
grundeliegenden Sektorrechtsakten zur 
EU-Emissionsrichtlinie (ETS) und zum CO2-Gren-
zausgleichsmechanismus. Die tschechische Präsi-
dentschaft verwies darauf, dass die wesentlichen 
Punkte der jeweiligen Ratsposition bei den Trilog-
verhandlungen mit dem Europäischen Parlament 
bewahrt worden seien. Sie halte an ihrem Ziel fest, 
noch unter tschechischer Präsidentschaft zu beiden 
Dossiers eine politische Einigung zu erzielen. Hin-
sichtlich der sogenannten Säule 1 im Rahmen des 
OECD/G20 Inclusive Framework wies die tschechi-
sche Präsidentschaft darauf hin, dass die Europä
ische Kommission die Vorlage eines EU-Richtlini-
envorschlags zur Umsetzung dieser Vereinbarung 
nach erfolgter (zurzeit noch ausstehender) interna-
tionaler Einigung angekündigt habe.

Die Europäische Kommission betonte vor allem die 
Bedeutung neuer Eigenmittel für die Rückzahlung 
des Wiederaufbauinstruments Next Generation EU 
(NGEU), insbesondere vor dem Hintergrund der 
steigenden Zinsen. Im Übrigen verwies sie auf das 
bereits angekündigte zweite Eigenmittelpaket, des-
sen Vorlage im 3. Quartal 2023 vorgesehen ist.

Die Präsidentschaft informierte ferner zu den aktu-
ellen Gesetzgebungsvorschlägen im Finanzdienst-
leistungsbereich. Bundesfinanzminister Christian 
Lindner nutzte die Gelegenheit, um für Frankfurt 
am Main als Standort für den Sitz der künftigen eu-
ropäischen Behörde zur Bekämpfung von Geld-
wäsche und Terrorismusfinanzierung zu werben. 
Er verwies hierbei auf Frankfurt als führenden Fi-
nanzstandort privater und öffentlicher Finanzins-
titutionen, die starken Verbesserungen in der Län-
derprüfung der Financial Action Task Force sowie 
das weiterhin hohe Ambitionsniveau bei der Regu-
lierung und der Verfolgung der Geldwäsche.

Es gab eine erste Debatte auf politischer Ebene 
zur Mitteilung der Europäischen Kommission 
vom 9. November 2022 zur Überprüfung der wirt-
schaftspolitischen Steuerung der  EU, dem Eco-
nomic Governance Review.

Die Europäische Kommission stellte die Eckpunkte 
der Mitteilung dar. Das Regelwerk solle verständli-
cher und transparenter ausgestaltet werden. Wäh-
rend den Mitgliedstaaten nach Vorstellung der 
Kommission zur Stärkung der Ownership mehr 
Spielraum beim Abbau der Schulden über bilateral 
ausgehandelte Anpassungspfade ermöglicht wer-
den solle, solle die Durchsetzung der Regeln ge-
stärkt werden. Die Europäischen Verträge (also die 
Maastricht-Kriterien) wolle man nicht anpassen.

Die EZB führte aus, dass gemeinsame Fiskalre-
geln aus geldpolitischer Perspektive essenziell 
seien. Die Schuldenstandsquoten müssten redu-
ziert, die Heterogenität der Schuldenstände adres-
siert und Wachstum gefördert werden. Der Kom-
missionsvorschlag sei kohärent und beinhalte 
einige Verbesserungen, jedoch sei unklar, ob die 
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Herausforderungen damit adressiert werden könn-
ten. So sah die EZB Klärungsbedarf, ob die vorge-
schlagenen langen Schuldenabbaupfade zu einer 
ausreichenden Rückführung von Schuldenstands-
quoten führten und den Aufbau von fiskalischen 
Spielräumen förderten.

Bundesfinanzminister Christian Lindner in-
formierte zu Beginn zum Urteil des Bundes-
verfassungsgerichts in Karlsruhe zum Ei-
genmittelbeschluss-Ratifizierungsgesetz. Die 
Verfassungsbeschwerde sei erfolglos gewesen. Das 
Bundesverfassungsgericht hätte in seinem Urteil 
jedoch klar den Ausnahmecharakter von NGEU 
hervorgehoben.

Er äußerte zudem Bedenken zu den Vorschlägen 
der Europäischen Kommission und ging insbeson-
dere auf folgende Punkte ein: Die Vorschläge wür-
den den Erwartungen nicht gerecht, die Deutsch-
land in seinem Prinzipienpapier skizziert habe. Der 
multilaterale Ansatz und die Gleichbehandlung 
der Mitgliedstaaten sei der Kern der EU-Fiskalre-
geln. Dies sei nicht gewährleistet. Es fehlten trans-
parente numerische Vorgaben. Bundesfinanzmi-
nister Christian Lindner habe große Skepsis wegen 
der vorgeschlagenen, sehr langen Zeithorizonte 
für den Schuldenabbau und der faktischen Ausset-
zung der Defizit- und Schuldenkriterien während 
des 4- und 7-jährigen Anpassungszeitraums. Dies 
würde nicht ausreichen, um fiskalische Spielräume 
zurückzugewinnen. Die Einhaltung und Durch-
setzung der EU-Fiskalregeln müssten gestärkt 
werden. Leider trage der Kommissionsansatz insge-
samt nicht zur Vereinfachung und Transparenz bei, 
auch weil er sich stark auf komplexe und von An-
nahmen abhängige Schuldentragfähigkeitsanaly-
sen konzentriere. Die Mitteilung der Europäischen 
Kommission könne als Ausgangspunkt für die Dis-
kussion betrachtet werden. Es bedürfe jedoch noch 
erheblicher Vorarbeit und Zeit.

Mehrere Mitgliedstaaten begrüßten die größere 
Flexibilität, die der Vorschlag liefere, insbesondere, 
um notwendige Investitionen in die grüne, digitale 

Transformation sowie Verteidigung und Industrie 
zu ermöglichen. Andere Mitgliedstaaten sprachen 
sich für eine goldene Regel für Verteidigungsaus-
gaben aus. Die vorgeschlagenen nationalen mit-
telfristigen fiskalisch-strukturellen Pläne, die zwi-
schen der Kommission und den Mitgliedstaaten 
verhandelten, wurden von einer Reihe von Mit-
gliedstaaten begrüßt.

Eine Gruppe von Mitgliedstaaten (einschließlich 
Deutschland) hingegen kritisierte die Überlegun-
gen der Europäischen Kommission in unterschied-
licher Tonalität. Neben Deutschland betonten 
weitere Mitgliedstaaten die Bedeutung eines mul-
tilateralen Ansatzes. Auch die Nutzung von Schul-
dentragfähigkeitsanalysen kritisierten viele 
Mitgliedstaaten, insbesondere wegen der Intrans-
parenz und der starken Abhängigkeit von den ge-
wählten Annahmen. Zudem wurde hinterfragt, ob 
der Kommissionsvorschlag zu einer ausreichen-
den Rückführung der Schuldenstandsquoten führe 
(einschließlich Deutschland). Neben Deutschland 
betonten mehrere Mitgliedstaaten, dass Schulden-
tragfähigkeit der Kern des Regelwerks sei.

Auch waren die Mitgliedstaaten unterschiedlicher 
Auffassung, inwieweit der Ansatz der Europäischen 
Kommission den gemeinsamen Zielen der Trans-
parenz, der Ownership und der Durchsetzung der 
Regeln diene.

Mehrere Mitgliedstaaten bezeichneten den vor-
gesehenen Zeitplan mit einer Einigung bereits im 
März 2023 als sehr ambitioniert. Andere sahen eine 
Einigung bis März als notwendig, obgleich ambiti-
oniert, an.

Des Weiteren stellte die Europäische Kommis-
sion zum Start des Europäischen Semesters  2023 
Teile ihres am 22.  November  2022 veröffentlich-
ten Herbstpakets vor, insbesondere die Jährliche 
Strategie für nachhaltiges Wachstum, den Warn-
mechanismus-Bericht  2023 und ihren Vorschlag 
für Empfehlungen zur Wirtschaftspolitik des 
Euroraums 2023.



A
kt

ue
lle

 W
irt

sc
ha

ft
s-

 u
nd

 F
in

an
zl

ag
e

87

Aktuelle Wirtschafts- und Finanzlage
Europäische Wirtschafts- und Finanzpolitik

Monatsbericht des BMF 
Dezember 2022

Im Hinblick auf die neuen Herausforderungen 
im energiepolitischen Bereich betonte die Euro-
päische Kommission Handlungsbedarf, weswe-
gen man auch REPowerEU auf den Weg gebracht 
habe. Hier hob die Europäische Kommission her-
vor, dass es Verbesserungsbedarf bei der Zielge-
richtetheit der nationalen fiskalischen Unterstüt-
zungsmaßnahmen gebe. Ein fiskalischer Stimulus 
sei zurzeit nicht angebracht. Zum Warnmechanis-
mus-Bericht 2023 merkte die Kommission an, dass 
für 17 Mitgliedstaaten (einschließlich Deutschland) 
aufgrund potenzieller Ungleichgewichte vertiefte 
Überprüfungen vorgesehen seien. Abschließend 
informierte die tschechische Präsidentschaft, dass 
die Ratsschlussfolgerungen zur Jährlichen Strategie 
für nachhaltiges Wachstum und zum Frühwarn-
bericht sowie die Eurozonenempfehlungen vom 
ECOFIN im Januar 2023 gebilligt werden sollten.

Ferner präsentierte der Präsident des Europäischen 
Rechnungshofs (ERH) Tony Murphy den Bericht 
über die Ausführung des EU-Haushalts  2021: Der 

ERH hätte uneingeschränkte Prüfungsurteile für 
die Rechnungsprüfung und die Einnahmen ge-
fällt. Für die Ausgaben zulasten des EU-Haushalts 
stelle der ERH einen Anstieg der Fehlerquote von 
2,7 Prozent auf 3,0 Prozent fest. Der ERH käme zum 
dritten versagten Prüfungsurteil für die EU-Ausga-
ben in Folge. Im Bereich der Verwaltungsausgaben 
gebe es keine materiellen Fehler. ERH-Präsident 
Tony Murphy erläuterte, dass die Höhe der noch 
abzuwickelnden Mittelbindungen Ende 2021 rund 
340 Mrd. Euro betragen habe, wobei 90 Mrd. Euro 
auf noch abzuwickelnde Mittel der RRF entfallen 
würden.

Zudem wurde kurzfristig ein weiterer Tagesord-
nungspunkt, „Folgemaßnahme zur Annahme des 
EU-Haushaltsplans für  2023“, der Agenda hinzu-
gefügt, um eine Ratserklärung zum Stellenplan 
des Europäischen Parlaments und zur Nachhal-
tigkeit von Rubrik 7 des Mehrjährigen Finanzrah-
mens  2021 bis  2027 ins Protokoll aufnehmen zu 
können.
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Finanz- und wirtschaftspolitische Termine

Datum Verfahrensschritte

16. März 2022 Kabinettsbeschluss zu den Eckwerten für Regierungsentwurf 2023 und Finanzplan bis 2026

10. bis 12. Mai 2022 Steuerschätzung

1. Juli 2022 Kabinettsbeschluss zum Entwurf des Bundeshaushalts 2023 und Finanzplan bis 2026

5. August 2022 Zuleitung an Bundestag und Bundesrat

6. bis 9. September 2022 1. Lesung Bundestag

16. September 2022 1. Durchgang Bundesrat

25. bis 27. Oktober 2022 Steuerschätzung

22. bis 25. November 2022 2./3. Lesung Bundestag

16. Dezember 2022 2. Durchgang Bundesrat

Dezember 2022 Verkündung im Bundesgesetzblatt

Quelle: Bundesministerium der Finanzen

Terminplan für die Aufstellung und Beratung des Bundeshaushalts 2023  
und des Finanzplans bis 2026

Datum Veranstaltung

16./17. Januar 2023 Eurogruppe und ECOFIN-Rat in Brüssel, Belgien

13./14. Februar 2023 Eurogruppe und ECOFIN-Rat in Brüssel, Belgien

23. bis 26. Februar 2023 Treffen der G20-Finanzministerinnen und -Finanzminister und -Notenbankgouverneurinnen und 
-Notenbankgouverneure in Bangalore, Indien

13./14. März 2023 Eurogruppe und ECOFIN-Rat in Brüssel, Belgien

10. bis 17. April 2023 Frühjahrstagung des Internationalen Währungsfonds und der Weltbank mit Treffen der 
G20-Finanzministerinnen und -Finanzminister und -Notenbankgouverneurinnen und 
-Notenbankgouverneure in Washington D.C., USA

28./29. April 2023 Eurogruppe und informeller ECOFIN-Rat Stockholm, Schweden

Aufgrund der Corona-Pandemie stehen Termin und Format der Treffen erst kurz vorher fest. 
Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Publikationen

Veröffentlichungskalender¹ der Monatsberichte inklusive der finanzwirtschaftlichen Daten

Publikationen des BMF

Monatsbericht Ausgabe Berichtszeitraum Veröffentlichungszeitpunkt

Januar 2023 Dezember 2022 27. Januar 2023

Februar 2023 Januar 2023 21. Februar 2023

März 2023 Februar 2023 21. März 2023

April 2023 März 2023 21. April 2023

Mai 2023 April 2023 19. Mai 2023

Juni 2023 Mai 2023 22. Juni 2023

Juli 2023 Juni 2023 20. Juli 2023

August 2023 Juli 2023 24. August 2023

September 2023 August 2023 21. September 2023

Oktober 2023 September 2023 20. Oktober 2023

November 2023 Oktober 2023 21. November 2023

Dezember 2023 November 2023 21. Dezember 2023

1  Nach Special Data Dissemination Standard Plus (SDDS Plus) des IWF, siehe http://dsbb.imf.org
Quelle: Bundesministerium der Finanzen

Das BMF hat folgende Publikationen herausgegeben: 

Abschlussbericht Spending Review 2021/2022 „Verknüpfung von Nachhaltigkeitszielen mit dem Bundeshaushalt“

Bundesfinanzministerium – ein Haus, das zählt.

Was Steuern sind und wozu wir sie zahlen (de/en)

Publikationen des BMF können kostenfrei bestellt werden beim:

Bundesministerium der Finanzen

Wilhelmstraße 97

10117 Berlin

Zentraler Bestellservice:

Telefon: 03018 272 2721

Telefax: 03018 10 272 2721

E-Mail: publikationen@bundesregierung.de

Internet:

http://www.bundesfinanzministerium.de

http://www.bmf-monatsbericht.de

Quelle: Bundesministerium der Finanzen





Statistiken und 
Dokumentationen

Übersichten zur finanzwirtschaftlichen Entwicklung	 94

Übersichten zur Entwicklung der Länderhaushalte	 95

Gesamtwirtschaftliches Produktionspotenzial und Konjunkturkomponenten des Bundes	 95

Kennzahlen zur gesamtwirtschaftlichen Entwicklung	 96



Statistiken und Dokumentationen Monatsbericht des BMF 
Dezember 2022

Entwicklung der Kreditaufnahme des Bundes 

Entwicklung der Kreditaufnahme des Bundes (Haushalt und der Sondervermögen ohne 
Darlehensfinanzierung) 

Entwicklung der Kreditaufnahme des Bundes zur Darlehensfinanzierung

Bestand, Bedarf und Tilgungen von Kreditaufnahmen sowie Zinsen für Kredite

Nach dem Haushaltsgesetz übernommene Gewährleistungen

Kennziffern für Special Data Dissemination Standard (SDDS) – Haushalt Bund

Kennziffern für Special Data Dissemination Standard (SDDS) – Kreditaufnahme des Bundes

Bundeshaushalt Gesamtübersicht 2015 bis 2021

Ausgaben des Bundes nach volkswirtschaftlichen Arten

Haushaltsquerschnitt: Gliederung der Ausgaben nach Ausgabegruppen und Funktionen

Gesamtübersicht über die Entwicklung des Bundeshaushalts 1969 bis 2021

Entwicklung des öffentlichen Gesamthaushalts

Steueraufkommen nach Steuergruppen

Entwicklung der Steuer- und Abgabenquoten

Entwicklung der Staatsquote

Schulden der öffentlichen Haushalte

Entwicklung der Finanzierungssalden der öffentlichen Haushalte

Internationaler Vergleich der öffentlichen Haushaltssalden

Das nachfolgende Angebot „Statistiken und Dokumentationen“ ist nur online verfügbar im BMF-
Monatsbericht als eMagazin unter www.bmf-monatsbericht.de. Der BMF-Monatsbericht als eMagazin 
bietet darüber hinaus zahlreiche weitere Funktionen und Vorteile, u. a. interaktive Grafiken.
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Übersichten zur 
finanzwirtschaftlichen Entwicklung

https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/12/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-01-entwicklung-kreditaufnahme-bund.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/12/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-02-entwicklung-verschuldung-bundeshaushalt-und-sondervermoegen.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/12/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-02-entwicklung-verschuldung-bundeshaushalt-und-sondervermoegen.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/12/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-03-entwicklung-refinanzierung-der-sondervermoegen.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/12/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-04-kreditaufnahme-des-bundes.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/12/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-05-gewaehrleistungen.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/12/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-06-kennziffern-fuer-sdds-central-government-operations.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/12/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-07-kennziffern-fuer-sdds-central-government-debt.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/12/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-08-bundeshaushalt.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/12/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-09-ausgaben-des-bundes.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/12/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-10-haushaltsquerschnitt.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/12/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-11-gesamtuebersicht-entwicklung-bundeshaushalt.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/12/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-12-entwicklung-des-oeffentlichen-gesamthaushalts.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/12/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-13-steueraufkommen-nach-steuergruppen.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/12/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-14-entwicklung-der-steuer-und-abgabequoten.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/12/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-15-entwicklung-der-staatsquote.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/12/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-16-schulden-der-oeffentlichen-haushalte.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/12/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-17-entwicklung-der-finanzierungssalden.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/12/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-18-internationaler-vergleich.html
https://www.bmf-monatsbericht.de/
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Staatsschuldenquote im internationalen Vergleich

Steuerquoten im internationalen Vergleich

Abgabenquoten im internationalen Vergleich

Staatsquoten im internationalen Vergleich

Entwicklung der EU-Haushalte 2020 bis 2021

Übersichten zur 
Entwicklung der Länderhaushalte

Entwicklung der Kernhaushalte der Länder

Vergleich der Finanzierungssalden je Einwohner 2021/2022

Die Entwicklung der Einnahmen und Ausgaben und der Kernhaushalte des Bundes und der Länder

Die Einnahmen, Ausgaben und Kernhaushalte der Länder

Gesamtwirtschaftliches Produktionspotenzial 
und Konjunkturkomponenten des Bundes

Produktionslücken, Budgetsemielastizität und Konjunkturkomponenten

Produktionspotenzial und -lücken

Beiträge der Produktionsfaktoren und des technischen Fortschritts zum preisbereinigten 
Potenzialwachstum

Bruttoinlandsprodukt

Bevölkerung und Arbeitsmarkt

Kapitalstock und Investitionen

Solow-Residuen und Totale Faktorproduktivität

Preise und Löhne

﻿

https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/12/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-19-staatsschuldenquoten.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/12/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-20-steuerquoten-im-internationalen-vergleich.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/12/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-21-abgabenquoten-im-internationalen-vergleich.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/12/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-22-staatsquoten-im-internationalen-vergleich.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/12/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-23-entwicklung-der-eu-haushalte.html
 https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/12/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-2-01-entwicklung-der-laenderhaushalte-soll-ist.html
 https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/12/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-2-02-abb-vergleich-finanzierungsdefizite.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/12/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-2-03-entwicklung-einnahmen-ausgaben-und-kernhaushalte-bund-laender.html
 https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/12/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-2-04-einnahmen-ausgaben-und-kernhaushalte-laender.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/12/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-3-01-produktionsluecken-budgetsemielastizitaet-konjunkturkomponenten.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/12/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-3-02-produktionspotenzial-und-luecken.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/12/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-3-03-beitraege-der-produktionsfaktoren.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/12/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-3-03-beitraege-der-produktionsfaktoren.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/12/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-3-04-bruttoinlandsprodukt.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/12/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-3-05-bevoelkerung-und-arbeitsmarkt.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/12/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-3-06-kapitalstock-und-investitionen.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/12/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-3-07-solow-residuen.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/12/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-3-08-preise-und-loehne.html
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Kennzahlen zur 
gesamtwirtschaftlichen Entwicklung
Wirtschaftswachstum und Beschäftigung

Preisentwicklung

Außenwirtschaft

Einkommensverteilung

Reales Bruttoinlandsprodukt im internationalen Vergleich

Harmonisierte Verbraucherpreise im internationalen Vergleich

Harmonisierte Arbeitslosenquote im internationalen Vergleich

Reales Bruttoinlandsprodukt, Verbraucherpreise und Leistungsbilanz in ausgewählten 
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